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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Leserinnen und Leser,
die Auswirkungen der Klimakrise spüren wir alle im-
mer stärker. Starkregen und Stürme werden immer 
häufiger,	Hitze	und	Trockenheit	nehmen	zu.	Auch	in	
den Zahlen spiegeln sich die Entwicklungen wider:  
Wir	beobachten	einen	signifikant	steigenden	Trend	
der Jahresmitteltemperatur und der Anzahl heißer 
Tage pro Jahr. Die Weltgemeinschaft ist gefordert 
jetzt entschlossen zu handeln und das Pariser Ziel, 
den Temperaturanstieg möglichst auf 1,5 °C zu be-
grenzen, konsequent zu verfolgen. Ansonsten ist ein 
Anstieg der Jahresmitteltemperatur in Hessen von 
3,9 °C bis zum Ende des Jahrhunderts ein mögli-
ches Szenario. Noch haben wir die Chance, schwer-
wiegende Folgen des Klimawandels für Menschen 
und Ökosysteme zu vermeiden, wenn wir auf allen 
Ebenen entschlossen handeln. 

Hessen hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, Schritt für 
Schritt auf eine klimaneutrale und klimaangepasste 
Wirtschaft, Mobilität, Landwirtschaft und Energiever-
sorgung umzustellen. Bis spätestens zum Jahr 2050 
wollen wir klimaneutral sein und haben uns ehrgei-
zige Zwischenziele vorgenommen: Der CO2-Aus-
stoß soll bis 2020 um 30 %, bis 2025 um 40 % und 
bis 2030 um 55 % im Vergleich zu 1990 reduziert 
werden. Der Integrierte Klimaschutzplan Hessen 
2025 (IKSP) konkretisiert die erste Zieletappe in 140 
Maßnahmen. Davon sind 113 Maßnahmen bereits 
abgeschlossen	oder	befinden	sich	in	fortlaufender	
Umsetzung. Die Maßnahmen nehmen alle relevanten 
Sektoren in den Blick und berücksichtigen neben Kli-
maschutz- auch Klimawandelanpassungsmaßnahmen. 

Der nun vorliegende Monitoringbericht zum IKSP 
zieht eine erste Zwischenbilanz zur Umsetzung des 
umfangreichen Maßnahmenpakets zu Klimaschutz- 
und Klimawandelanpassung in Hessen. Er zeigt, wie 
sich die Treibhausgasemissionen in Hessen entwi-
ckeln, welche Faktoren in welchem Umfang zu den 
klimaschädlichen Emissionen beitragen und welche 
konkreten Auswirkungen der Klimawandel für Hes-
sen mit sich bringt. 

Unsere Anstrengungen zeigen Wirkung: Nach 
Prognosen des Öko-Instituts liegen wir in Hessen 
2020 bei 29 % Reduktion im Vergleich zum Basisjahr 
1990. Die Projektion zeigt außerdem, dass bis 2025 
eine Reduktion von 36 % erreicht werden könnte. 
Statt der erforderlichen 55 % würden 2030 etwa 
43 % Minderung erreicht. Trotz deutlicher Verrin-
gerung, sind wir von unseren Zielen aber noch ein 
gutes Stück entfernt. Deshalb wird der Klimaschutz 
in den nächsten Jahren auch weiterhin ein Schwer-
punkt der Landesregierung sein: Dabei sollen der 
Klimaschutzplan und laufende Projekte intensiviert 
und durch weitere Maßnahmen ergänzt werden. Der 
Monitoringbericht zeigt uns, ob die Klimaschutz-
maßnahmen und Anpassungsaktivitäten in Hessen 
grundsätzlich in die richtige Richtung gehen und 
welche Wirkung die ergriffenen Maßnahmen ent-
falten. Dies können wir als Entscheidungsgrundlage 
nutzen, wie wir in Zukunft noch effektiver Klimaschutz 
und Anpassung an den Klimawandel betreiben 
können. Ein großes Potential für Treibhausgasein-
sparungen steckt in der Verkehrswende sowie beim 
energieeffizienten	Wohnen.	Wir	werden	weiterhin	
eine klimafreundliche Landwirtschaft fördern und die 
erneuerbaren Energien ausbauen. Kommunen und 
Unternehmen werden wir bei ihren Anstrengungen 
für mehr Klimaschutz unterstützen. 

Die Weiterentwicklung des Klimaschutzplans wollen 
wir gemeinsam mit Ihnen allen angehen. Deshalb 
wird es wie bereits bei der Entstehung des Klima-
schutzplans wieder einen breiten Beteiligungsprozess 
geben. Wenn wir alle anpacken, können wir noch 
etwas drehen und den Klimawandel ausbremsen!

Priska Hinz
Staatsministerin für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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Zielsetzung des Monitoringberichts

Der Integrierte Klimaschutz-
plan Hessen 2025
Das Land Hessen verfolgt mit dem Integrierten 
Klimaschutzplan Hessen 2025 (IKSP) ein ehrgeiziges 
Ziel: Hessen will klimaneutral werden. Um dieses Ziel 
zu erreichen, sollen die Emissionen der Treibhaus-
gase	(THG)	des	Landes	bis	zum	Jahr	2020	um	30 %,	
bis	2025	um	40 %,	bis	2030	um	55 %	und	bis	2050	
um	mindestens	90 %	verglichen	mit	dem	Basisjahr	
1990 reduziert werden. Eine genaue Abschätzung 
der Zielerreichung ist für das Jahr 2020 angesichts 
der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie 
derzeit nicht möglich. Doch ausgehend von den Zah-
len für das Jahr 2019 ist zu erwarten, dass das erste 
Teilziel unter normalen Bedingungen verfehlt worden 
wäre. Von 2016 bis 2019 wären im Mittel jährliche Ein-
sparungen von etwa 2,5 Millionen Tonnen Treibhaus-
gasemissionen nötig gewesen. Dieser Wert wurde in 
keinem der Jahre erreicht. Von 2018 bis 2019 blieben  
die	Emissionen	nach	vorläufigen	Schätzungen	kon-
stant. Dass keine weitere Reduktion erreicht werden 
konnte, lag vor allem am höheren Heizenergiebedarf 
im Jahr 2019 im Vergleich zum milden Jahr 2018. Al-
lerdings steht diese Entwicklung zu einem großen Teil 
im Zusammenhang mit bundespolitischen Setzungen. 
Gerade für den Verkehr und die Gebäude, die in Hes-
sen eine besonders große Bedeutung haben, werden 
vom Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 
wichtige Minderungsimpulse erwartet. Dieses wurde 
jedoch erst im Herbst 2019 verabschiedet. Es zeigt 
daher	in	dieser	Berichtsperiode	noch	keinen	Einfluss	
auf die hessischen Emissionen. Die Tatsache, dass 
bundesweit eine größere Reduktion erreicht wurde 
als in Hessen liegt vor allem daran, dass deutsch-
landweit die größten Minderungsbeiträge aus der 
Energieumwandlung stammen. Hessen mit seiner 
geringen Kohlestromerzeugung kann daher von den 
Bundesmaßnahmen	in	diesem	Sektor	nur	wenig	profi-
tieren. Gleichzeitig weist der in Hessen dominierende 
Verkehrssektor auch auf Bundesebene eine große 
Lücke zum Ziel auf.

Doch der IKSP dient als „integrierter“ Plan nicht nur 
dem Klimaschutz, er beinhaltet auch Maßnahmen, 
um Hessen auf die nicht mehr vermeidbaren Folgen 
des anthropogenen, also des menschengemachten 
Klimawandels vorzubereiten. Hierfür konkretisiert 
er die Hessische Anpassungsstrategie aus dem 
Jahr 2012. Wenn im Folgenden vom Klimawandel 

gesprochen wird, ist hierunter immer der anthropo-
gene Klimawandel zu verstehen. 

Der IKSP beinhaltet insgesamt 140 Maßnahmen, um 
das Klima zu schützen und Hessen an die Folgen 
des Klimawandels anzupassen. Davon sind 42 Maß-
nahmen prioritär, das heißt ihre Umsetzung wurde 
bis 2019 begonnen. Zu den prioritären Maßnahmen 
gehören beispielsweise die Verankerung von Klima-
schutz- und Klimawandelanpassungszielen in der 
Städtebauförderung, die Förderung des Rad- und 
Fußverkehrs und die Gestaltung einer CO2-neutralen 
Landesverwaltung.

Um die Ziele des Klimaschutzes und der Klima-
wandelanpassung zu erreichen, müssen wir alle mit 
anpacken. Planung und Umsetzung der Maßnahmen 
des IKSP obliegen zwar zunächst den Landesminis-
terien. Viele Maßnahmen unterstützen aber Klima-
schutz und Klimawandelanpassung in Kommunen, 
Unternehmen und seitens der Bürgerinnen und Bür-
ger. Daher wurde die Ausarbeitung der Maßnahmen 
des IKSP von einem umfangreichen Beteiligungspro-
zess	flankiert.

Der Weg zum IKSP
Erster Schritt der Erarbeitung des Maßnahmensets 
für den IKSP war eine Bestandsaufnahme von bereits 
laufenden und abgeschlossenen Aktivitäten in den 
Bereichen Klimaschutz und Klimawandelanpas-
sung in Hessen. So wurde sichergestellt, dass die 
Maßnahmen an frühere Initiativen anknüpfen. Eine 
wissenschaftliche Vorstudie zeigte zudem auf, wel-
che Klimaschutzszenarien angestrebt und wie diese 
erreicht werden können.

Auf dieser Grundlage erarbeitete ein Fachkonsor-
tium unter der Koordination des Hessischen Mi-
nisteriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (HMUKLV) Maßnahmen-
vorschläge, die nicht nur mit dem Steuerungskreis 
Klimaschutz und Klimawandelanpassung der hes-
sischen Nachhaltigkeitsstrategie diskutiert wurden. 
In 27 Sitzungen und Veranstaltungen konnten sich 
zudem die Ministerien, Unternehmen, Kommunen, 
Regierungspräsidien sowie Bürgerinnen und Bürger 
einbringen	und	Einfluss	auf	den	IKSP	nehmen.	Am	
13. März 2017 wurde der IKSP schließlich vom Kabi-
nett verabschiedet.
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Erfolgskontrolle und mehr: die 
Ziele des Monitoringberichts
Direkt nach der Verabschiedung des IKSP begann 
die Umsetzung prioritärer Maßnahmen. Und auch 
hierbei ist dem Land Hessen Transparenz wichtig. 
Nachdem sich so viele Akteure, Bürgerinnen und 
Bürger für eine lösungs- und umsetzungsorientierte 
Ausarbeitung der Maßnahmen engagiert haben, sol-
len sie auch über den Umsetzungsstand informiert 
werden. Jenen Akteuren aus Gesellschaft, Wirtschaft 
und Wissenschaft, die an der Erarbeitung des Klima-
schutzplans mitgewirkt haben, wird deshalb bei 
jährlichen Veranstaltungen zum Umsetzungsstand 
berichtet. Alle anderen können sich beispielsweise 
auf der Website klimaschutzplan-hessen.de infor-
mieren.

Inzwischen	befinden	sich	schon	113	von	den	140	
Maßnahmen des IKSP in fortlaufender Umsetzung 
oder sind bereits erfolgreich abgeschlossen worden. 
Es ist daher an der Zeit, eine umfangreiche Zwi-
schenbilanz zu ziehen. Dies ist ein Ziel des vorliegen-
den Monitoringberichts 2020. Ein zweites Ziel ist es, 
die Maßnahmen weiterzuentwickeln. Unser Wissen 
zum Klimasystem der Erde und zu den Folgen des 
Klimawandels wächst stetig. Dies kann zur Folge 
haben, dass bei der einen oder anderen Maßnahme 
ein Nachjustieren notwendig wird. Außerdem soll 

das Monitoring den Grundstein für die Fortschrei-
bung des IKSP für den Zeitraum nach 2025 legen. So 
sieht es bereits der IKSP selbst vor.

Rahmenbedingungen für den Klimaschutz

Klimaschutzpolitik: Inter- 
nationale und europäische 
Handlungsgrundlagen

Auf der Weltklimakonferenz 2015 in Paris (COP 21) 
haben sich 197 Staaten beziehungsweise Vertrags-
parteien	verpflichtet,	die	Erderwärmung	auf	deutlich	
unter	2	°C	und	möglichst	auf	1,5 °C	im	Vergleich	
zum vorindustriellen Niveau zu begrenzen sowie 
spätestens ab 2050 weltweit Treibhausgasneutrali-
tät zu erreichen.  Die Vertragsparteien haben sich 
darauf geeinigt, nationale Klimaschutzbeiträge (na-
tionally	determined	contributions (NDCs))	bis	2020	
auszuarbeiten, international zu kommunizieren und 
regelmäßig zu aktualisieren. In Zukunft müssen die 
Vertragsparteien ihre Klimaschutzziele alle fünf Jahre 

fortschreiben. Ziel ist es zu überprüfen, ob alle Ver-
tragsparteien gemeinsam in den Bereichen Minde-
rung,	Anpassung	und	finanzieller	Unterstützung	auf	
Kurs sind, um die Ziele von Paris zu erfüllen.

Die 1,5 °C-Grenze wird im Sonderbericht des Welt-
klimarats (Intergovernmental Panel on Climate 
Change – IPCC) vom Oktober 2018 unterstrichen. 
Laut IPCC gehen mit einer globalen Erderwärmung, 
die über 1,5 °C bis 2 °C liegt, höhere Risiken für Na-
tur und Mensch einher, wie zum Beispiel Hitzewellen, 
Starkregen oder extreme Dürren. Besonders vulne-
rable Bevölkerungsgruppen und Ökosysteme sind 
von den Klimawandelfolgen weltweit am stärksten 
betroffen. 

Die Europäische Union (EU) hat das Übereinkommen 
von	Paris	am	5. Oktober	2016	formell	ratifiziert.	Am	

Der Monitoringbericht stellt in Teil II dar, wie sich das 
Klima in Hessen bereits verändert hat und welche 
Veränderungen für die Zukunft projiziert werden. In 
Teil III wird ausgeführt, wie sich die Treibhausgas-
emissionen in den letzten Jahren in Hessen ent-
wickelt haben und welche Folgen des veränderten 
Klimas bereits zu beobachten sind. Teil IV berichtet, 
wie die IKSP-Maßnahmen umgesetzt werden und 
welche weiteren Umsetzungsaktivitäten geplant sind. 
Teil V fasst die Ergebnisse zusammen und gibt einen 
Ausblick.

Wenn Sie mehr zum IKSP  
wissen wollen …

Informationen zum IKSP: 1
Broschüre zum IKSP: 2

Der Aufbau des Monitoring-
berichts 
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4. November	2016	ist	es	in	Kraft	getreten.	Die	Ziel-
erreichung ist in die Klima- und Energiepolitik der 
EU eingebettet: Für 2030 wurde auf EU-Ebene 2014 
ein Zwischenziel zur Minderung von Treibhausgas-
emissionen	von	40	%	gegenüber	1990	definiert.	Im	
Dezember 2020 hat die EU-Kommission eine Ver-
schärfung des EU-Klimaziels auf mindestens 55 % 
Emissionsminderung bis 2030 beschlossen. Weiter-
hin wurde EU-intern beschlossen, dass bis 2030 der 
Anteil der erneuerbaren Energien (EE) am Endener-
gieverbrauch	der	EU	auf	mindestens	32 %	gesteigert	
und der Primärenergieverbrauch der EU um mindes-
tens	32,5 %	reduziert	werden	muss.	Diese	Ziele	sind	
relevant für die integrierten Nationalen Energie- und 
Klimapläne (NECPs), das europäische Planungs- und 
Monitoringinstrument der Mitgliedsstaaten.

Mit dem Europäischen „Green Deal“ hat die EU im 
Dezember 2019 eine neue Wachstumsstrategie 
verabschiedet. Deren übergeordnetes Ziel ist die 
EU-weite Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050. 
Europa wäre somit der erste klimaneutrale Kontinent 
auf der Welt. Der „Green Deal“ sieht dafür die Förde-
rung	einer	effizienteren	Ressourcennutzung	vor,	um	
den Übergang zu einer sauberen und kreislauforien-
tierten Wirtschaft zu schaffen. Des Weiteren zielt der 
„Green Deal“ auf die Erhaltung der Biodiversität ab 
und soll zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung 
beitragen. Hier sind alle Wirtschaftssektoren aufge-
fordert, unter anderem in umweltfreundliche Techno-
logien zu investieren, die Energieverwendung und 
Industrieprozesse zu dekarbonisieren, den Verkehr 
zu treibhausgasarm bzw. -neutral zu verlagern und 
die	Effizienz	von	Fahrzeugen	und	Gebäuden	zu	er-
höhen.

Um der politischen Zielsetzung eine rechtliche 
Grundlage und damit Planungssicherheit zu geben, 
wurde ein europäisches Klimagesetz vorgeschla-
gen – neben der Konditionalisierung eines gewissen 
Anteils bspw. von Fördergeldern für u.a. Forschung 
und Wirtschaftsförderung. Das Gesetz soll neben 
der Festlegung der Zielpfade auch die regelmäßige 
Bewertung der Fortschritte auf dem Weg zur Klima-
neutralität verankern und Abhilfemechanismen fest-
legen, wenn keine hinreichenden Fortschritte erzielt 
werden. 

Um die Ziele zu erreichen, sind verschiedene Maß-
nahmen notwendig, die den Europäischen Klima-
pakt bilden. Die Konsultation zum Vorschlag eines 
europäischen Klimapaktes hatte das Ziel, die Öf-
fentlichkeit an der Konzeption dieses Instruments zu 
beteiligen.	Die	Beiträge	fließen	in	die	Ausgestaltung	
des Klimapakts ein. 

Klimaschutzpolitik in  
Deutschland
Das deutsche Minderungsziel wurde erstmals im 
„Energiekonzept“ der Bundesregierung (2010) 
festgelegt. Im Zuge der genannten internationalen 
und europäischen Handlungsgrundlagen hat die 
Bundesregierung 2016 den „Klimaschutzplan 2050“ 
verabschiedet, worin das Langfristziel der Treibhaus-
gasneutralität „in den Blick genommen“ wurde. Die 
Reduktion	der	Treibhausgasemissionen	bis	zu	95 %	
in 2050 im Vergleich zu 1990 wurde bekräftigt. Für 
alle Sektoren wurden verbindliche Minderungsziele 
zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis ins 
Jahr 2030 festgelegt. Diese sind wichtige Richtungs-
weiser für den notwendigen Handlungsbedarf inner-
halb der einzelnen Wirtschaftsbereiche. 

Am 9. Oktober 2019 hat die Bundesregierung ein 
„Klimaschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des Kli-
maschutzplans 2050“ zur Minderung der Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland verabschiedet. Die 
rechtliche Verbindlichkeit zur Erreichung der Ziele 
wird durch das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) und 
die EU-Klimaschutzverordnung maßgeblich festge-
legt. Im ersten Paragraph des KSG wird das Ziel der 
langfristigen Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 
2050 festgeschrieben und im dritten Paragraph eine 
Minderungsquote von mindestens 55 % bis zum 
Zieljahr 2030. 

Weitere Elemente des Klimaschutzprogramms 2030 
sind neben dem KSG das Brennstoffemissions-
handelsgesetz, das Gesetz zur Umsetzung des 
Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht, der 
ausgehandelte Kompromiss zum Kohleausstieg 
(Kohleausstiegsgesetz) und ein umfangreiches In-
vestitionsprogramm	für	mehr	Energieeffizienz	und	
Prozesswärme aus erneuerbaren Energien in der 
Wirtschaft.

Durch die Anhebung des EU-Minderungsziels für 
2030 auf mindestens 55 % im Vergleich zu 1990 
muss auch der Beitrag Deutschlands steigen. Aus-
gehend von der heutigen Lastenverteilung zwischen 
den EU-Mitgliedsstaaten ist ein neues Ziel in Höhe 
von	60	bis	65 %	zu	erwarten.	Bereits	im	KSG	ist	
festgehalten, dass zur Erfüllung europäischer oder 
internationaler Klimaschutzziele die nationalen Ziele 
angehoben werden können. 



10

Monitoringbericht 2020 zum Integrierten Klimaschutzplan Hessen 2025 

Klimaschutzmaßnahmen des 
Bundes und der EU
Das Maßnahmenpaket des Klimaschutzprogramms 
2030 des Bundes besteht aus vier Elementen: (1) 
Förderprogramme und Anreize zur CO2-Einsparung, 
(2) CO2-Bepreisung, (3) Förderung von Klimaschutz-
maßnahmen zur Entlastung der Bürgerinnen und 
Bürger sowie (4) regulatorische Maßnahmen. Die 
Maßnahmen	sind	sowohl	sektorspezifisch	als	auch	
sektorübergreifend angelegt. Beispielhaft zu nennen 
sind die Senkung der Stromkosten, die CO2-Be-
preisung in den Sektoren Wärme und Verkehr, der 
Ausbau der erneuerbaren Energien, die energeti-
sche Stadtsanierung, der Ausbau von Radwegen 
und Stärkung des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV),	Investitionsprogramme	für	Energieeffizienz	
in der Wirtschaft und der Ausbau des Ökolandbaus. 
Der Bund hat auch eine Wirkungsabschätzung des 
Programms vorgenommen. Daraus wird ersichtlich, 
dass das Klimaschutzziel allein mit den jetzt geplan-
ten Maßnahmen nicht eingehalten werden kann. Bis 
2030 wird – bei Umsetzung aller geplanter Maßnah-
men – nur eine Minderung von rund 51 % erreicht, 
nicht	das	Ziel	von	55 %	Treibhausgasminderung	im	
Vergleich zu 1990. Damit wird das Gesamtminde-
rungsziel aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz um 
70,7 Millionen Tonnen CO2 verfehlt. Besonders groß 
sind die Zielverfehlungen in den Sektoren Verkehr 
und Gebäude, gefolgt von der Energiewirtschaft. Die 
Verschärfung des EU-Ziels 2030 wird zudem neue, 
höhere Vorgaben auch für die bundesdeutschen 
Ziele in 2030 bringen.

Obwohl das Klimaschutzpaket des Bundes sehr 
umfassend ist, hat die Bundesregierung nicht die 
alleinige Hoheit, den Klimaschutz hierzulande zu 
gestalten. In vielen Feldern greifen bereits Europäi-
sche	Gesetze.	Besonders	groß	ist	der	Einfluss	des	
europäischen Emissionshandels (EU-ETS, European 
Union Emissions Trading System) für die Energie-
wirtschaft und die energieintensive Industrie. Des 
Weiteren legen für die Sektoren Verkehr, Gebäude 
und	Landwirtschaft / Landnutzung	sowie	kleinere	
Teile der Energiewirtschaft und Industrie die Rechts-
vorschriften zur EU-Lastenteilung (EU Effort Sharing 
Decision - ESD) den Rahmen fest, da diese nicht 
vom EU-ETS erfasst werden. In diesen sogenannten 
ESD-Sektoren ist die Bundesregierung rechtlich dazu 
verpflichtet,	die	Treibhausgasemissionen	bis	2020	
um	14 %	und	bis	2030	um	38 %	im	Vergleich	zu	2005	
zu senken. 

Fehlendes Engagement  
wird teuer
Werden die Zielvorgaben der EU aus der ESD ver-
fehlt, müssen ungenutzte Emissionsrechte aus dem 
Ausland angekauft werden. Trotzdem bleiben für die 
Folgejahre die immer strenger werdenden Zielvor-
gaben bestehen. Für die Zeit bis 2030 gelten für die 
EU-Mitgliedstaaten deutlich anspruchsvollere Ziele 
und es ist fraglich, ob auch zukünftig einzelne Länder 
ihre Ziele übererfüllen und damit Emissionsrechte 
auf dem Markt verfügbar sein werden. Nur wenn 
Länder ihre Ziele übererfüllen, haben sie überschüs-
sige	Zertifikate,	die	von	anderen	Staaten	erworben	
werden können. Wahrscheinlich ist zumindest, dass 
die Preise für Emissionsrechte deutlich ansteigen 
oder hohe Strafzahlungen in Kauf genommen wer-
den müssen. Unterlassener Klimaschutz wird daher 
spätestens 2030 teuer und Deutschland ist von die-
sem Kostenrisiko voraussichtlich betroffen: Für das 
Jahr 2020 drohte bereits die Zielverfehlung. Ange-
sichts der COVID-19-Pandemie erreicht Deutschland 
laut Prognosen nun doch das Klimaziel für 2020. 
Anstrengungen sind allerdings dringend notwendig, 
um die CO2-Zieleinsparungen auch in den weiteren 
Jahren bis 2030 zu erreichen und hohe unproduktive 
Kosten von Straf- oder Kompensationszahlungen zu 
verhindern.

Darum sind Klimaschutz- 
programme auf Landesebene 
wichtig
So wie der Bund die Vorgaben der EU umsetzt und 
gestaltet, unterstützen die Bundesländer den Pro-
zess	in	ihrem	Einflussbereich.	Das	föderale	System	in	
Deutschland überträgt den Ländern eigene Verant-
wortung und Spielräume, um zum gesellschaftlichen 
Wohlergehen beizutragen. Klimaschutzprogramme 
und darin enthaltene Maßnahmen fördern die Wirt-
schaft, beispielsweise durch Investitionen in den 
Ausbau klimafreundlicher Technologien. Dies stärkt 
langfristig den Wirtschaftsstandort, sichert Arbeits-
plätze und hat positive Effekte auf die Haushalts-
einkommen. Einer Studie des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie (BDI) zufolge sind Klimaschutz-
investitionen ein umfassendes Infrastruktur- und 
Modernisierungsprogramm.

Der	Einfluss	des	Landes	erscheint	dabei	in	vielen	
Bereichen zunächst nicht groß, denn es kann nicht 
direkt einwirken, da die Gesetzgebung auf der 
nationalen oder sogar europäischen Ebene erfolgt. 
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Dennoch führt oft erst das Engagement des Landes 
dazu, dass die Bundesmaßnahmen vor Ort ihre volle 
Wirkung entfalten. So werden etwa durch Bera-
tungsangebote	Informationsdefizite	beseitigt	und	
ökonomische Hemmnisse überwunden, weil der 
Zielgruppe einer Maßnahme wirtschaftliche Vorteile 
aufgezeigt werden können. Landesfördermittel hel-
fen zusätzlich, innovative Technologien zu etablieren. 

Im Sektor Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleis-
tungen	werden	zum	Beispiel	die	Effizienzstandards	
für Gebäude durch den Bund festgelegt. Aber das 
Land mobilisiert zusätzliche Fördermittel für die 
energetische Gebäudesanierung sowie die Bera-
tung. Und zu jedem Euro Landesförderung für die 
Sanierung kommen schließlich privates Geld und 
Bundesmittel hinzu. Dadurch wirkt das Geld aus der 
Landesförderung als Hebel für den Klimaschutz und 
für das lokale Handwerk. Auch bei Themen wie der 
Landes-, Regional- und Bauleitplanung besteht ein 
Potential, den Klimaschutz, aber auch Klimawandel-
anpassungsthemen weiter voranzubringen. Es sollte 
zukünftig selbstverständlich sein, den Klimaschutz 
und die Anpassung an den Klimawandel bei allen 
planerischen Entscheidungen mitzudenken.

Beim Ausbau der erneuerbaren Energien setzt der 
Bund wichtige Rahmenbedingungen durch die 
Einspeisevergütung für grünen Strom mit dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Das Land Hessen 
unterstützt den Ausbau der Erneuerbaren, u.a. durch 
entsprechende planerische Festlegungen in den 
Raumordnungsplänen im Sinne des Klimaschutzes. 
Hinzu kommen viele Beratungsangebote für de-
zentrale und regionale Energieerzeugung durch die 
neu geschaffene LandesEnergieAgentur (LEA). Bei 
der Nutzung erneuerbarer Wärme unterstützt das 
Land	bei	der	Identifizierung	industrieller	Abwärme-
potenziale, um diese nutzbar zu machen. Damit wird 
die Umsetzung der EU-Richtlinie für erneuerbare 
Energien (EU-Richtlinie 2009/28/EG) unterstützt. Sie 
setzt rechtlich verbindliche Zielwerte für die Nutzung 
erneuerbarer Energien für die Stromerzeugung, für 
Wärmenutzungen und für den Verkehr. 

Im Verkehrssektor gelten zudem verschiedene wei-
tere Regelungen. So regelt zum Beispiel die europäi-
sche Abgasnorm den CO2-Ausstoß von Fahrzeugen, 
Steuergesetze	nehmen	Einfluss	auf	Pendlerverkehr	
und Dienstwagenwahl sowie auf den Preis von 
Benzin und Diesel. Aber auch das Land hat eigenen 
Spielraum und nutzt diesen: Durch eine integrierte 
Standort- und Verkehrsplanung soll der Radverkehr 
und der öffentliche Verkehr gefördert werden. Mit 
dem Infrastrukturausbau für die Elektromobilität wird 
der Wechsel zu Elektroautos attraktiver. Auf diese 

Weise wird auch der nötige Strukturwandel in der 
Automobilbranche von Seiten der Binnennachfrage 
unterstützt. Außerdem ist das Land selbst ein gro-
ßer Arbeitgeber und stellt seinen Bediensteten ein 
kostenloses Ticket für Busse und Bahnen im Land zur 
Verfügung.

Großen Gestaltungsraum hat das Land vor allem 
im Bereich der Bildung, die unter die Kulturhoheit 
der Länder fällt. Hier wird die Klimabildung in der 
allgemeinen Bildung sowie in der Aus- und Weiter-
bildung möglichst vieler Berufsgruppen gefördert. 
Außerdem legt das Land die Inhalte der Lehrpläne 
fest und bestimmt somit den Stellenwert des Themas 
in der Bildung.

Auch im Bereich Landwirtschaft werden vom Land 
Maßnahmen ergriffen. Beispielsweise gibt es eine 
Förderung des ökologischen Landbaus und Maß-
nahmen	zur	Steigerung	der	Stickstoffeffizienz.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Klimaschutzpro-
gramme auf Länderebene geben Anreize für klima-
freundliches Verhalten und für Investitionen. Sie hel-
fen so dabei, dass sich Wirtschaft und Gesellschaft 
frühzeitig auf nationale und internationale Vorgaben 
einstellen können. Außerdem bilden Landes-Klima-
schutzprogramme einen Rahmen, um die Einhaltung 
von Klimazielen kontinuierlich zu überprüfen, zum 
Beispiel im Rahmen eines Monitorings. So kann die 
Klimapolitik kontinuierlich nachjustiert werden, um 
die Klimaziele zu erreichen und sicherzustellen, dass 
Klimaschutzmaßnahmen sozial ausgewogen, ökolo-
gisch wirksam und ökonomisch sinnvoll sind.

Klimaschutz kostet Geld. Aber Nichthandeln ist auf 
lange Sicht wesentlich teurer – sowohl für den öf-
fentlichen Haushalt als auch für die Bürgerinnen und 
Bürger. 

Wenn Sie mehr    
wissen wollen …
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Rahmenbedingungen für die       
Klimawandelanpassung

Die Rolle der UN-Klima- 
konferenzen
Die Notwendigkeiten der Klimawandelanpassung 
waren erstmals bei der UN-Klimakonferenz im 
Jahr 2007 auf Bali (COP 13) ein zentrales Thema. 
Es wurde eine internationale Zusammenarbeit zur 
Unterstützung von Analysen zur Klimaanfälligkeit, 
Erstellung von Bewältigungsstrategien oder der 
Schaffung von Anreizen für die Umsetzung von 
Maßnahmen zur Verringerung der Anfälligkeit aller 
Vertragsparteien vereinbart. Im Fokus stehen dabei 
insbesondere die Entwicklungsländer, die von den 
nachteiligen Auswirkungen der Klimaänderung 
besonders betroffen sind. Bei der Klimakonferenz 
im Jahr 2010 (COP 16) wurde das Thema Klimawan-
delanpassung mit dem „Cancún Adaptation Frame-
work“ und der Gründung eines Anpassungskomitees 
institutionalisiert. Zu den Aufgaben des Komitees 
gehört es unter anderem, Informationen, Wissen, 
Erfahrungen und gute Beispiele der Klimawandel-
anpassung zu teilen. Über Instrumente wie den 
Anpassungsfonds der Vertragsstaaten beteiligt sich 
Deutschland an der Finanzierung von Anpassungs-
maßnahmen in Entwicklungsländern. Deutschland 
strebt zudem an, die im Pariser Klimaabkommen 
genannte Balance von Minderung und Anpassung 
im	Rahmen	der	internationalen	Klimafinanzierung	
auch in seinen nationalen Klimabeiträgen (Nationally 
Determined Contributions, NDCs) zu erreichen.

Klimawandelanpassung als 
europäisches Thema

Die EU hat im Jahr 2013 eine Anpassungsstrategie 
verabschiedet, nachdem bereits ab 2009 auf Grund-
lage des Weißbuchs „Anpassung an den Klimawan-
del: ein europäischer Aktionsrahmen“ zahlreiche 
Anpassungsmaßnahmen angestoßen und umgesetzt 
wurden. Die Anpassungsstrategie der EU verfolgt 
drei prioritäre Ziele: Förderung von Maßnahmen 
der	Mitgliedstaaten,	fundierte	Entscheidungsfin-
dung und Förderung der Anpassung in vulnerablen 
Schlüsselsektoren (insbesondere über die Ausgestal-
tung der Gemeinsamen Agrarpolitik, der Gemeinsa-
men Fischereipolitik oder der Kohäsionspolitik). Um 
zwischen den Mitgliedsstaaten den Informationsaus-

tausch über Anpassungsmaßnahmen zu verbessern 
und Synergien zu nutzen, wurde von der Europäi-
schen Umweltagentur die länderübergreifende 
Internetplattform „Climate-ADAPT“ eingerichtet. Sie 
stellt Informationen zu Klimafolgen und Anpassungs-
strategien auf lokaler, regionaler und staatlicher 
Ebene bereit. Angeboten werden Daten, Fallstudien 
und Entscheidungsunterstützungswerkzeuge.

Eine weitere Möglichkeit des Austauschs auf euro-
päischer Ebene bietet der Konvent der Bürger-
meister für Klima und Energie (englisch: Covenant 
of Mayors), in dem sich inzwischen mehr als 10.000 
Kommunal- und Regionalverwaltungen aus 59 (nicht 
mehr ausschließlich europäischen) Staaten zusam-
mengeschlossen haben.

Auch	finanziell	unterstützt	die	EU	Anpassungsmaß-
nahmen. Die Klimawandelanpassung wurde in alle 
großen Ausgabenprogramme der EU integriert.

Die deutsche Strategie zur 
Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels

In Deutschland wurde im Jahr 2005 entschieden, 
eine nationale Strategie zur Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels (Deutsche Anpassungsstrate-
gie, DAS) auszuarbeiten. Ein Jahr später wurde das 
„Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung“ 
(KomPass) als Teil des Umweltbundesamtes (UBA) 
gegründet. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) und 
KomPass koordinieren die ressortübergreifenden 
Anpassungsaufgaben auf Bundesebene. Sie steu-
ern die weitere Entwicklung der DAS und der damit 
verbundenen Politikinstrumente und unterstützen 
die Ministerien bei der Entwicklung und Umsetzung 
ihrer Anpassungspolitiken.

Drei Gremien unterstützen den Fortschreibungs- und 
Umsetzungsprozess: 

→  die Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassungs-
strategie (IMAA), in der fast alle Bundesressorts 
vertreten sind, 
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→  das Behördennetzwerk Klimawandel und Anpas-
sung, in dem sich die Fachbehörden des Bundes 
zusammengeschlossen haben und 

→  der Ständige Ausschuss zur Anpassung an die 
Folgen	des	Klimawandels	(StA AFK).	Im	StA AFK	
sind Bund und Länder vertreten, sie informieren 
sich gegenseitig über ihre Arbeiten und stimmen 
diese aufeinander ab. 

Die drei Gremien machen zwei Punkte deutlich: Zum 
einen ist die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels eine Querschnittsaufgabe, die in fast alle 
Politikbereiche integriert werden muss. Zum anderen 
müssen sich alle politischen Ebenen an den Bemü-
hungen beteiligen.

Die DAS schafft einen Rahmen für die Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels in Deutschland. Dabei 
nimmt sie insbesondere den Beitrag des Bundes in 
den Blick. Neben Aktivitäten in den eigenen Zustän-
digkeitsbereichen soll der Bund auch Vorbild sein 
und anderen Akteuren der Klimawandelanpassung 
Orientierung geben.

Ausgefüllt wird der strategische Rahmen, den die 
DAS aufspannt, auf Bundesebene durch den „Ak-
tionsplan Anpassung“ (APA). Er enthält konkrete 
Maßnahmen, die der Bund umsetzen möchte. Fort-
geschrieben werden DAS und APA im Zuge von 
Fortschrittsberichten. Der zweite dieser Fortschritts-
berichte wird noch im Jahr 2020 erscheinen.

Neben den Fortschrittsberichten sind zwei wesent-
liche Berichtsformate Teil des DAS-Prozesses. Sie 
bilden die Grundlage, um bereits sichtbare und zu 
erwartende Folgen des Klimawandels in Deutsch-
land zu erkennen und somit Strategien und Maß-
nahmen an Klimawandelfolgen und Anpassungs-
erfordernissen auszurichten. Aufgabe des ersten 
Berichtsformats, der „Vulnerabilitätsanalyse“, ist es, in 
die Zukunft zu blicken und das Wissen dazu zusam-
menzutragen, welche Folgen der Klimawandel künf-
tig haben könnte. Auf ihrer Basis sollen Handlungs-
erfordernisse	identifiziert	und	priorisiert	werden.	
Die erste bundesweite Vulnerabilitätsanalyse wurde 
2015 veröffentlicht, eine Fortschreibung ist derzeit in 
Arbeit. Die Erkenntnisse der ersten Vulnerabilitäts-
analyse sind zudem in einen „Leitfaden für Klimawir-
kungs-	und	Vulnerabilitätsanalysen“	eingeflossen,	
der insbesondere Bundesländer dabei unterstützen 
soll, eigene Analysen zu erarbeiten.

Das zweite Berichtsformat ist der „Monitoringbericht 
zur DAS“. Er wurde 2015 erstmals veröffentlicht und 

2019	fortgeschrieben.	Anhand	von	rund	90 Indikato-
ren zeigt er auf, welche Folgen des Klimawandels in 
Deutschland schon sichtbar sind und welche Maß-
nahmen zu ihrer Bewältigung umgesetzt werden. 
Mehrere Bundesländer sind dem Beispiel des Bun-
des gefolgt und haben eigene Monitoringsysteme 
zu den Folgen des Klimawandels erarbeitet und 
teilweise	darauf	aufbauend	auch	länderspezifische	
Monitoringberichte erstellt.

Auch die auf Bundesebene geschaffenen institutio-
nellen Strukturen dienten einigen Bundesländern als 
Vorbild. Kommunen, Forschungseinrichtungen und 
andere Akteure können zudem seit 2011 von einer 
finanziellen	Förderung	durch	den	Bund	im	Rahmen	
des Programms „Maßnahmen zur Anpassung an 
den	Klimawandel“	profitieren.	In	den	Jahren	2020	
bis 2022 wird das BMU mit dem neuen Förderpro-
gramm „Klimawandelanpassung in sozialen Ein-
richtungen“ diese dabei unterstützen, sich gegen 
die bereits spürbaren Folgen des Klimawandels wie 
Hitze zu wappnen. Einen gemeinsamen Wegweiser 
zu Klimavorsorgediensten haben Bund und Länder 
mit dem Deutschen Klimavorsorgeportal (KLiVO-Por-
tal) geschaffen.

Strategien und Maßnahmen in 
Hessen

Das Land Hessen hat im Jahr 2012 eine eigene „Stra-
tegie zur Anpassung an den Klimawandel in Hessen“ 
beschlossen. Die Klimawandelfolgen können auf-
grund der verschiedenen natürlichen Gegeben-
heiten sowie Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur 
innerhalb Deutschlands unterschiedlich sein. Sie 
erfordern	demnach	landesspezifische	Herange-
hensweisen und Schwerpunktsetzungen. Die An-
passungsstrategien und Maßnahmenprogramme 
auf Landesebene stehen zwar – wie im Klimaschutz 
auch – im Zusammenhang mit bundesweiten Initia-
tiven, Regelungen und Programmen, dennoch sind 
die	landesspezifischen	Anforderungen	und	auch	
Möglichkeiten zu berücksichtigen. Vor allem landes-
planerische Festsetzungen sind im föderalen System 
nur auf Landesebene möglich. 

In der hessischen Anpassungsstrategie sind für zwölf 
Handlungsfelder und vier handlungsfeldübergrei-
fende Themen mögliche Folgen des Klimawandels 
und strategische Empfehlungen beschrieben. Die 
DAS diente als Orientierungshilfe. Für die Umset-
zung der Klimawandelanpassung sieht die Hessi-
sche Anpassungsstrategie einen Aktionsplan sowie 
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ein systematisches Monitoring von Klimafolgen 
und Anpassung vor. Das Hessische Landesamt für 
Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) hat im 
Jahr 2017 ein erstes Set mit Klimafolgenindikatoren 
veröffentlicht. Neben meteorologischen Basisdaten 
enthält es weitere Indikatoren zu Handlungsberei-
chen in der Zuständigkeit des HLNUG.

Der ebenfalls 2017 beschlossene IKSP ist der gefor-
derte Aktionsplan. Er formuliert neben Klimaschutz-
zielen und -maßnahmen auch konkrete Maßnahmen 
zur Anpassung an den Klimawandel und füllt die 
Hessische Anpassungsstrategie so mit Leben. Zahl-
reiche planerische Festlegungen zum Klimaschutz 
und zur Anpassung an den Klimawandel enthalten 
auch die Pläne der Landes- und Regionalplanung. Es 
besteht allerdings noch Potential, hier die Themen 
Klimaschutz und Klimawandelanpassung weiter vor-
anzubringen und von Anfang an mitzudenken.   

Die Ziele der Klimawandelanpassung sind nur ge-
meinsam zu erreichen. Bereits im Jahr 2008 wurde 
daher das Fachzentrum Klimawandel und Anpas-
sung (FZK) als Teil des HLNUG gegründet und 2018 
um die Transferstelle Klimawandelanpassung erwei-

tert. Dem Beispiel des Bundes folgend, hat das Land 
Hessen damit seine Behörde um eine kompetente 
und gut vernetzte Fachgruppe erweitert, die Daten 
und Wissen bereitstellt. Das FZK berät und vernetzt 
Akteure, unterstützt die hessischen Kommunen bei 
der Entwicklung konkreter Anpassungsmaßnahmen 
und begleitet die Umsetzung ausgewählter Anpas-
sungsmaßnahmen des IKSP.

Wenn Sie mehr    
wissen wollen …

EU-Strategie zur Anpassung an den   
Klimawandel: 11

Deutsche Anpassungsstrategie an den  
Klimawandel: 12 

Informationen des UBA zu Klimawandel   
und Anpassung: 13

Strategie zur Anpassung an den Klimawandel  
in Hessen: 14

Informationen des FZK: 15
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Weiterführende Informationen
1  Informationen zum IKSP:           
 www.klimaschutzplan-hessen.de

2  Broschüre zum IKSP:
 https://umwelt.hessen.de/sites/default/files/media/hmuelv/broschuere_zum_klimaschutzplan_hessen_

bf.pdf

3  Sonderbericht des IPCC: 
 www.de-ipcc.de/256.php

4  EU KIimaziel: 
 https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/eu-climate-action/docs/com_2030_ctp_en.pdf
	 https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/2030_ctp_en

5  Europäischer Green Deal: 
 https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf

6  Europäisches Klimagesetz: 
 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020PC0080&from=DE

7  Klimaschutzplan 2050 des Bundes: 
 www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/klimaschutzplan_2050_bf.pdf

8  Klimaschutzprogramm 2030 des Bundes: 
 https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd85509bf05cf7498e06d0a

3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1

9  Wirkung des Klimaschutzprogramms: 
 https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-03-05_climate-

change_12-2020_treibhausgasminderungswirkungen-klimaschutzprogramm-2030.docx_.pdf

10  BDI Studie Klimapfade für Deutschland: 
 https://www.vci.de/vci/downloads-vci/media-weitere-downloads/2018-01-18-bdi-studie-klimapfade-

fuer-deutschland.pdf

11  EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel: 
 https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2013:0216:FIN:DE:PDF

12  Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel: 
 www.bmu.de/fileadmin/bmu-import/files/pdfs/allgemein/application/pdf/das_gesamt_bf.pdf

13  Informationen des UBA zu Klimawandel und Anpassung: 
 www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung

14  Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in Hessen: 
 www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/monitor/3-hessische_anpassungsstrategie.pdf

15  Informationen des FZK: 
 www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung
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II 
Wie entwickelt sich   
unser Klima in Hessen?
Ergebnisse des Klimamonitorings  
und der Klimaprojektionen 
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Klimamonitoring

Der Integrierte Klimaschutz-
plan Hessen 2025
An zahlreichen Punkten in Hessen wird das Wetter 
beobachtet:	Zu	definierten	Zeitpunkten	werden	
meteorologische Daten wie Temperatur und Nie-
derschlagsmenge inzwischen zumeist automatisiert 
erfasst. Der Deutsche Wetterdienst (DWD) betreibt 
elf	hauptamtliche	und	27 nebenamtliche	Wettersta-
tionen in Hessen, deren Beobachtungen durch circa 
150 Niederschlagsstationen	ergänzt	werden.	Das	
HLNUG	hat	zusätzlich	78 Niederschlagsstationen.

Für viele der Messstationen gibt es lange Zeitreihen. 
Der	DWD	misst	seit	1901	mit	mindestens	10 Wetter-
stationen Temperatur, Niederschlag, Luftdruck und 
andere meteorologische Größen in Hessen. Einzelne 
Messreihen	reichen	bis	ins	19. Jahrhundert	zurück.	
Auch die Datenreihen des Witterungsberichts, die 
hier unter anderem gezeigt werden, sind ähnlich 
lang. Das Portal „Wetterextreme in Hessen“ stellt 
fast ausschließlich Messstationen dar, an denen seit 
mindestens	30 Jahren	Daten	erhoben	werden.	Wir	
profitieren	also	heute	davon,	dass	die	Wetterbeob-
achtung in Hessen eine sehr lange Tradition hat.

Lange Zeitreihen ermöglichen Aussagen zum bereits 
erfolgten Klimawandel. Klima ist die Statistik des 
Wetters, also die Auswertung der Messergebnisse 
über einen langen Zeitraum. In der Regel wird das 
Klima einer Region durch die Mittelung der Wetter-
daten von 30-Jahreszeiträumen ermittelt und vergli-
chen. Veränderungen lassen sich aber auch sehr gut 
darstellen, indem lange Zeitreihen abgebildet und 
diese auf Trends analysiert werden. Für die in den 
folgenden Abschnitten beschriebenen Zeitreihen 
wurde eine solche Trendanalyse durchgeführt, um zu 
prüfen,	ob	sich	statistisch	signifikante	Veränderun-
gen in den Messwerten abbilden.

Trendanalyse
Die in diesem Bericht dargestellten Zeitreihen, das 
heißt	die	Klimadaten	in	diesem	Berichtsteil II	und	die	
Kennzahlen zum Klimaschutz sowie die Impact-Indi-
katoren	im	Berichtsteil III	wurden	einer	statistischen	
Trendanalyse unterzogen. Diese hat zum Ziel, die 
Entwicklungen besser und nachvollziehbar bewerten 
zu können: Sind die beobachteten Veränderungen 

wichtiger klimatischer Parameter tatsächlich sta-
tistisch	signifikant?	Spitzen	sich	die	beobachteten	
Klimawirkungen weiter zu oder weisen die Entwick-
lungen, die schon von Klimawandelanpassungsmaß-
nahmen	beeinflusst	sind,	in	die	richtige	Richtung?	

Für das bundesweite Monitoring zur DAS wurde ein 
Verfahren zur Analyse der Zeitreihen von Indikatoren 
zu Klimawandelfolgen und -anpassung entwickelt, 
das inzwischen auch in mehreren Monitoringpro-
jekten auf Länderebene zum Einsatz gekommen 
ist. Es wird auch zur Analyse der hier dargestellten 
hessischen Zeitreihen genutzt. Der Trendanalyse 
liegt ein Regressionsmodell zugrunde. Dieses prüft 
die	Zeitreihe	neben	dem	linearen	zeitlichen	Einfluss	
auch auf einen quadratischen Trend. Das bedeutet, 
es kann auch geprüft werden, ob Werte einer Zeit-
reihe zunächst ansteigen und dann wieder sinken 
oder umgekehrt. Es wird allgemein von einem Signi-
fikanzniveau	von	5 %	ausgegangen.	Das	bedeutet,	
dass	nur	mit	einer	Wahrscheinlichkeit	von	5 %	dieser	
Trend durch Zufall verursacht sein kann.

In die Trendanalyse werden alle Datenpunkte der 
dargestellten Zeitreihe einbezogen. Zeitreihen mit 
weniger als sieben Datenpunkten oder mit unregel-
mäßigen und zeitlich weit auseinanderliegenden 
Erhebungen werden von der Trendanalyse ausge-
schlossen.

Temperatur
Die Jahresmitteltemperatur Hessens steigt. Abbil-
dung 1 zeigt die Über- und Unterschreitungen der 
Jahresmitteltemperatur gegenüber dem über die 
Referenzperiode 1901 bis 2000 gemittelten Jahres-
mittel. In dieser Referenzperiode lag die Jahresmit-
teltemperatur	Hessens	durchschnittlich	bei	8,3 °C.	
Dieser	Mittelwert	wird	inzwischen	deutlich	häufiger	
überschritten	als	im	späten	19.	und	frühen	20. Jahr-
hundert. Vor allem seit Beginn der 1990er Jahre gibt 
es	einen	signifikant	steigenden	Trend.	Seit	dem	Jahr	
1988 lag die Jahresmitteltemperatur nur in zwei Jah-
ren (1996 und 2010) unterhalb des Mittelwerts der 
Referenzperiode. Zu Beginn der Messreihe hingegen 
waren Jahre mit Überschreitung dieses Mittelwerts 
selten. Außerdem sind die positiven Abweichungen 
vom Mittelwert der Referenzperiode – die Höhe der 
Überschreitungen – größer geworden.
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Abbildung 1:  Abweichung der Jahresmitteltemperatur vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000  
 (8,3 °C)
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Das Jahr 2018 war das wärmste Jahr in Hessen seit 
1881. Die Jahresmitteltemperatur lag mit mehr als 
10 °C	rund	2,3 °C	über	dem	Mittelwert	der	Referenz-
periode. Ähnlich warm waren die Jahre 2014 und 
2019. Das kälteste Jahr war das Jahr 1940. Damals 
lag	die	Jahresmitteltemperatur	1,6 °C	unterhalb	des	
Mittelwertes der Referenzperiode.

Bei den Temperaturen der Wintermonate (Abbil-
dung	2)	ergab	die	Trendanalyse	einen	signifikanten	
linearen Aufwärtstrend. Als Wintermonate eines 

Abbildung 2:  Abweichung der Wintertemperatur vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000 (0,4 °C) 
   

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG

Ab
w

ei
ch

un
g 

de
r J

ah
re

sm
itt

el
te

m
pe

ra
tu

r 
vo

m
 M

itt
el

w
er

t d
er

 R
ef

er
en

zp
er

io
de

 [°
C

] 6,0
Überschreitung 
des Mittelwerts der 
Referenzperiode

Unterschreitung 
des Mittelwerts der 
Referenzperiode

Gleitender 
Mittelwert 
(über 11 Jahre)

4,0

2,0

0

-2,0

-4,0

-6,0

18
81

18
91

19
11

19
01

19
21

19
31

19
41

19
51

19
61

19
71

19
81

19
91

20
01

20
11

Der	Winter	eines	Jahres	bezeichnet	den	Dezember	des	Vorjahres	sowie	die	Monate	Januar	und	Februar	des	dargestellten	Jahres.

Jahres gelten hier der Dezember des Vorjahres 
sowie die Monate Januar und Februar. Im Mittel der 
Referenzperiode (1901 bis 2000) liegt die Mitteltem-
peratur	dieser	Jahreszeit	bei	rund	0,4 °C.

Der Winter 2019/2020 (Dezember 2019 bis Februar 
2020) war besonders mild: Mit einem landesweiten 
Mittelwert	der	Temperatur	von	3,9 °C	lag	er	3,5 °C	
über dem Mittel der Referenzperiode. Milder war 
bisher nur der Winter 2006/2007. Die auffallend kal-
ten Winter hingegen liegen deutlich länger zurück. 
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Abbildung 3:  Abweichung der Sommertemperatur vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000 (16,2 °C)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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Als	Sommermonate	gelten	die	Monate	Juni,	Juli	und	August	eines	Jahres.

Der kälteste Winter der dargestellten Zeitreihe war 
der Winter 1962/1963. Seine Durchschnittstempera-
tur	lag	5,8 °C	unterhalb	des	langjährigen	Mittels.

Die Mitteltemperaturen der Sommermonate Juni, 
Juli und August (Abbildung 3) zeigen einen deut-
lichen Aufwärtstrend seit den 1960er Jahren. Die 
sommerliche Durchschnittstemperatur betrug im 
Mittel	der	Referenzperiode	1901	bis	2000	16,2 °C.	
Der bisher heißeste Sommer war im Jahr 2003. Er 
war	3,5 °C	wärmer	als	der	Referenzwert.	Der	Som-
mer des Jahres 2018 war mit einer Abweichung von 
3,3 °C	ähnlich	heiß.	Insgesamt	zeigt	die	Datenreihe,	
dass die Sommer mit stark positiven Abweichungen 
vom Mittelwert der Referenzperiode in den vergan-
genen	Jahrzehnten	deutlich	häufiger	geworden	sind.

Für alle hier gezeigten Temperaturzeitreihen gilt zu-
dem, dass nicht nur die Anzahl warmer beziehungs-
weise milder Jahre ansteigt, die Überschreitungen 
des Mittelwerts werden zudem größer.

Für viele Klimawirkungen sind nicht nur die Mittel-
temperaturen entscheidend, sondern vor allem 
extreme Wetter- oder Witterungserscheinungen 
wie besonders große Hitze und strenger Frost. Ein 
„Hitzetag“	oder	„Heißer	Tag“	ist	definiert	als	ein	
Tag,	dessen	Höchsttemperatur	30 °C	übersteigt.	Ein	
Frosttag ist ein Tag, an dem die Tiefsttemperatur 
unter	0 °C	liegt.

In Abbildung 4 ist die Anzahl der Heißen Tage im 
Jahr als gleitender Mittelwert über elf Jahre für drei 

Wetterstationen in Hessen dargestellt: Frankfurt am 
Main (Stadt), Geisenheim und Gießen. Der gleitende 
Mittelwert stellt dabei jeweils das arithmetische Mit-
tel eines Intervalls von 11 Jahren dar.

Geisenheim ist als Beispiel gewählt worden, weil es 
die Wetterstation im ländlichen Umland einer Stadt 
ist, die in der Regel die höchsten Temperaturen 
aller hessischen Umland-Wetterstationen misst. Es 
handelt sich um eine Standard-DWD-Station, die 
den Kriterien der Weltorganisation für Meteorolo-
gie (englisch: World Meteorological Organization, 
WMO) für Wetterstationen entspricht. Dieses Krite-
rium trifft auch auf die Wetterstation Gießen zu. Die 
Messwerte der Station Gießen sind bezogen auf die 
Temperaturen – im Gegensatz zu Geisenheim – meis-
tens sehr nah am hessischen Landesmittel.

Die Wetterstation in Frankfurt am Main hingegen ist 
eine Stadt-Station, die - anders als beispielsweise 
die Wetterstation Gießen - innerhalb des Stadtkerns 
liegt. Frankfurt ist als Großstadt wärmer als sein Um-
land. Die dichte Bebauung und die Versiegelung 
bewirken den sogenannten „Städtischen Wärme-
inseleffekt“. Beton, Asphalt und andere Baustoffe 
speichern Wärme gut und geben sie nachts nur 
langsam wieder ab. Außerdem gibt es in Städten 
nur	vergleichsweise	wenige	Pflanzen,	die	über	die	
Verdunstung von Wasser ihre direkte Umgebung 
kühlen. Die Wetterstation Frankfurt misst also zusätz-
lich zur Klimaänderung auch die zusätzliche Erwär-
mung durch den Stadtklima-Effekt. Dies zeigt auch 
ein Vergleich der Stationen Geisenheim und Frank-
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Abbildung 4:  Anzahl der Heißen Tage pro Jahr an den Stationen Frankfurt am Main (Stadt),
  Geisenheim und Gießen (als gleitendes Mittel über elf Jahre)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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furt:	In	mehr	als	70 %	der	Jahre,	in	denen	seit	1930	
für beide Stationen Daten erhoben wurden, zählte 
die Station in Frankfurt mehr Heiße Tage als die in 
Geisenheim. Im besonders warmen Jahr 2018 gab 
es in Frankfurt fast ein Drittel mehr Heiße Tage als in 
Geisenheim.

Für alle dargestellten Stationen gilt, dass die Anzahl 
der Heißen Tage im Jahr in den letzten Jahrzehnten 
statistisch	signifikant	angestiegen	ist.	Besonders	
heiße Jahre waren die Jahre 1947 und 2018. Aus 
der 150-jährigen Zeitreihe der Station Frankfurt, die 
einen klaren linearen Aufwärtstrend zeigt, kann ab-

gelesen	werden,	dass	70 %	der	Jahre	mit	mehr	als	
15 Heißen	Tagen	in	der	zweiten	Hälfte	der	Zeitreihe	
(nach 1945) liegen.

Die Anzahl der Frosttage je Winter wird in Abbildung 
5 für die Stationen Wasserkuppe/Rhön, Kleiner Feld-
berg/Taunus und Burgwald-Bottendorf dargestellt 
(ebenfalls als gleitendes Mittel über elf Jahre). Dabei 
ist ein Winter als kalte Jahreszeit über den Jahres-
wechsel	hinaus	definiert.	Der	Winter	2009/2010	wird	
in der Zeitreihe beispielsweise als Winter 2010 abge-
bildet. Alle Frosttage dieses Winters werden gezählt 
unabhängig davon, in welchem Monat sie auftreten.

Abbildung 5:  Anzahl der Frosttage pro Winter an den Stationen Wasserkuppe/Rhön, Kleiner  
 Feldberg/Taunus und Burgwald Bottendorf (als gleitendes Mittel über elf Jahre)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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Abbildung 6: Jahressumme des Niederschlags  
 als 30-jähriges Mittel, Zeitraum   
 1971-2000

Quelle:	HLNUG

Die Wetterstationen Wasserkuppe/Rhön und Burg-
wald-Bottendorf wurden für die Darstellung ausge-
wählt, da sie in der Nähe von Ski-Gebieten liegen, 
auf deren Betrieb sich milde Winter ungünstig aus-
wirken könnten. Die Stationen Wasserkuppe/Rhön 
und Kleiner Feldberg/Taunus registrieren zudem 
aufgrund ihrer Höhenlage besonders viele Frosttage.

An allen drei Stationen nimmt die Zahl der Frosttage 
statistisch	signifikant	ab.	Besonders	kalt	war	der	Win-
ter 1950/1951. Der Winter 2006/2007 war auffällig 
mild.

Niederschlag
Die Menge des jährlichen Niederschlags ist über 
Hessen hinweg nicht gleich verteilt. Abbildung 6 
zeigt die Jahressumme des Niederschlags im Mittel 
der Jahre 1971 bis 2000. Als vergleichsweise nieder-
schlagsreiche	Gegenden	fallen	mit	über	1.000 mm	
Niederschlag pro Jahr die Regionen Vogelsberg, 
Odenwald, Spessart, Rhön, Westerwald und Rothaar-
gebirge auf. Grund ist die Stauwirkung der Gebirge, 
die dazu führt, dass sich Regenwolken abregnen. 
Deutlich weniger Niederschlag fällt im Rhein-Main-
Gebiet, in der Wetterau und in anderen tiefer gele-
genen Regionen.

Das Landesmittel des jährlichen Niederschlags liegt 
um	800 mm	im	Jahr	–	803 mm	im	Zeitraum	1971	bis	
2000	und	761 mm	im	Zeitraum	1901	bis	2000.	Der	
zuletzt genannte Zeitraum wurde als Referenzpe-
riode für Abbildung 7 genutzt.

Abbildung 7:  Abweichung des Jahresniederschlags vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000   
 (761 mm)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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Die Menge des jährlichen Niederschlags hat in Hes-
sen	seit	1881	statistisch	signifikant	leicht	zugenom-
men. In den vergangenen Jahren war die Nieder-
schlagsmenge	jedoch	wieder	rückläufig,	sodass	die	
Trendanalyse des über elf Jahre gleitenden Mittels 
einen nicht-linearen Trend zum Ergebnis hatte.

Das	regenreichste	Jahr	war	1981	mit	1.085 mm	Nie-
derschlag. Das trockenste Jahr der Zeitreihe war das 
Jahr	1921	mit	478 mm	Niederschlag.	Das	deutsch-
landweit extrem trockene Jahr 2018 lag in Hessen 
mit	rund	24 %	Niederschlagsdefizit	gegenüber	dem	
Mittelwert der Referenzperiode an neunter Stelle 

Abbildung 8:  Abweichung des Winterniederschlags vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000   
 (184 mm)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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der	trockensten	Jahre.	Im	Jahr	2019	fiel	mit	729 mm	
Niederschlag über das ganze Jahr gesehen fast so 
viel Regen wie im langjährigen Mittel.

Dieses Bild ändert sich unter Berücksichtigung der 
Niederschlagsverteilung übers Jahr. Abbildung 8 
zeigt die Abweichung des Winterniederschlags vom 
Mittelwert der Referenzperiode 1901 bis 2000 in 
Prozent. Als Winter gelten dabei die Monate Dezem-
ber (des Vorjahres) bis Februar. Im Winter 2017/18 
fielen	fast	17 %	mehr	Niederschlag	als	im	Mittel	der	
Referenzperiode. Im Sommer 2018 (Juni, Juli, Au-
gust)	hingegen	fielen	nur	90 mm	Niederschlag	–	fast	

Abbildung 9:  Abweichung des Sommerniederschlags vom Mittelwert der Referenzperiode 1901–2000  
 (222 mm)

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG
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60 %	weniger	als	im	langjährigen	Mittel	(Abbildung	
9). Der Sommer 2018 ist damit der trockenste in 
der hier dargestellten Zeitreihe. Auch der Sommer 
2019 gehörte zu den trockenen, während der Winter 
2018/19 eher feucht war.

Generell zeigt sich, dass der Niederschlag in den 
Wintermonaten in Hessen seit dem Jahr 1882 statis-
tisch	signifikant	zunimmt.	Besonders	feucht	waren	
die Winter 1947/48, 1993/94 und 1994/95. In jedem 
dieser	Winter	fiel	mindestens	70 %	mehr	Nieder-
schlag als im Referenzzeitraum. In Folge davon kam 
es jedes Mal zu Hochwasserereignissen im Rhein-
gebiet.	Ein	Winter	mit	mehr	als	70 %	Niederschlags-
defizit	war	hingegen	der	Winter	1971/72.

Während die Niederschlagsmenge in den Winter-
monaten zunimmt, zeigt sich in den Sommermona-
ten	bisher	kein	statistisch	signifikanter	Trend.	Der	
Sommer mit dem meisten Niederschlag im landes-
weiten Mittel wurde im Jahr 1881 gemessen. Der 
trockenste Sommer der Zeitreihe war – wie oben 
beschrieben – der Sommer 2018.

Die über Monate gemittelten Niederschlagswerte, 
die in den Abbildungen 7 bis 9 dargestellt werden, 
sagen allerdings nichts über die Intensität der Re-
genereignisse aus. Generell wird davon ausgegan-
gen, dass Starkregenereignisse, also Wetterextreme, 
bei denen sehr viel Regen in kurzer Zeit fällt, mit 
dem Klimawandel zunehmen werden. Abbildung 10 
zeigt eine schematische Darstellung des IPCC. Sie 
bildet die Annahme ab, dass sich die Verteilungs-
kurve der Niederschlagsereignisse verschiebt: Es 
wird erwartet, dass es in Folge des Klimawandels 

(durchgezogene Linie) im Vergleich zu früher (ge-
strichelte Linie) weniger Niederschlagsereignisse 
mit wenig Regen und dafür mehr mit einer mittleren 
oder hohen Regenmenge gibt. Grund für diese An-
nahme ist, dass wärmere Luft mehr Wasser aufneh-
men kann. Regnen sich die Wolken dann ab, sind die 
Niederschlagsmengen entsprechend auch höher.

Starkregenereignisse sind schwer zu messen. In 
der Regel fällt der Regen in einem räumlich sehr 
eng begrenzten Gebiet. Das Messnetz der Nieder-
schlagsstationen ist nicht so eng, dass es jedes 
Starkregenereignis	erfassen	kann.	Sehr	häufig	treten	
diese Ereignisse auch in den Lücken zwischen den 
Messstationen auf. Daher kann hier keine vollstän-
dige Messreihe vergangener Starkregenereignisse 
gezeigt werden. Künftig wird sich das ändern: Seit 
15 Jahren	wird	der	Niederschlag	in	Hessen	mit	
Radar	flächendeckend	gemessen.	Noch	ist	die	Zeit-
reihe der Radarmessungen aber zu kurz, um klimato-
logische	Aussagen	zu	treffen.	Doch	die	Daten	fließen	
schon jetzt in hessische Projekte wie KLIMPRAX 
(KLIMawandel in der PRAXis) Starkregen ein.

Im Folgenden soll an einzelne Starkregenereignisse 
der vergangenen Jahre erinnert werden, um die 
möglichen Folgen von Starkregenereignissen zu ver-
deutlichen:

In	Kirchhain	fielen	am	7. August	2018	140,4 Liter	Re-
gen pro Quadratmeter (l/m2),	106,9 l/m2	davon	fie-
len innerhalb einer Stunde. Die Folgen waren unter 
anderem	rund	200 Feuerwehreinsätze,	vollgelaufene	
Keller,	auf	überfluteten	Straßen	steckengebliebene	
Fahrzeuge und Unterrichtsausfall an zwei Schulen.

Abbildung 10:  Häufigkeit	von	Niederschlagsereignissen	unterschiedlicher	Intensität	vor	und	mit	dem		 	
 Klimawandel

Durch	den	Klimawandel	können	die	Anzahl	
und	Intensität	von	Starkregenereignissen	
zunehmen.	Diese	schematische	Darstellung	
zeigt	die	Verteilung	der	Niederschläge	nach	
Intensität.	Die	gestrichelte	Linie	steht	für	
die	frühere	Verteilung,	die	durchgezogene	
Linie	für	die	veränderte	Verteilung.

schwach mittel stark

Mehr Starkniederschlag

Datenquelle:	Nach	IPCC	(Hrsg.)	(2013):	
Climate	Change	2013:	The	Physical	
Science	Basis.	Cambridge	University	Press.	
S.	134.
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Am	17. September	2006	wurden	innerhalb	von	vier	
Stunden	in	Haiger	Niederschlagsmengen	von	161 l/
m2 und in Angelburg-Frechenhausen innerhalb 
von	sechs	Stunden	151,2 l/m2 gemessen. Bei die-
sem	Ereignis	fiel	der	Großteil	des	Regens	in	einem	
noch kürzeren Zeitraum. Das Niederschlagsereignis 
führte zu Hochwasser im Lahn- und im Dillgebiet, 
infolgedessen Bundesstraßen gesperrt wurden. Im 
Kreiskrankenhaus Dillenburg musste das unterste 
Stockwerk evakuiert werden, und die Trinkwasser-
gewinnungsanlagen in Niederscheld, Oberscheld 
und	im	Nanzbachtal	wurden	überflutet,	sodass	das	
Trinkwasser vorsorglich abzukochen war.

Die steigenden Temperaturen haben nicht nur eine 
veränderte Intensität von Niederschlagsereignissen 
zur Folge. Es wird auch davon ausgegangen, dass 
die Zeiträume zwischen zwei Niederschlagsereig-
nissen – die sogenannten Trockenperioden – länger 
werden, insbesondere im Sommer. Es könnte also 
seltener Regen fallen. Außerdem fällt der Nieder-
schlag im Winter aufgrund der milderen Lufttem-
peraturen (Abbildung 2) seltener als Schnee. Fällt 
doch Schnee, bleibt dieser weniger lange liegen. 
Abbildung 11	zeigt	die	Anzahl	der	Tage	pro	Win-
ter mit einer Schneedecke von mindestens einem 
Zentimeter auf der Wasserkuppe und an der Station 
Burgwald-Bottendorf – beide Stationen repräsentie-
ren, wie erwähnt, Ski-Gebiete in Hessen. Als Winter 
gilt dabei die Zeit vom Herbst des Vorjahres bis zum 
Frühling des genannten Jahres. Es werden also alle 
Schneetage einer Wintersaison gezählt, unabhängig 
davon, in welchem Monat sie vorkommen. Für beide 

Abbildung 11:  Anzahl der Tage mit einer Schneedecke von mindestens 1 cm pro Winter an den Wetter- 
 stationen Wasserkuppe / Rhön und Burgwald Bottendorf

Datenquelle:	Deutscher	Wetterdienst,	HLNUG

Anzahl der Schneetage: 
Wasserkuppe / Rhön

Anzahl der Schneetage: 
Burgwald-Bottendorf

Gleitender Mittelwert 
(über 11 Jahre): Wasser-
kuppe / Rhön
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Stationen zeigt sich ein abnehmender Trend der An-
zahl der Schneetage.

Auf der Wasserkuppe waren die 1970er und frü-
hen 1980er Jahre vergleichsweise schneereich, in 
Burgwald-Bottendorf die späten 1970er und frühen 
1980er Jahre. Die schneeärmsten Winter liegen 
weniger lange zurück: Auf der Wasserkuppe war der 
Winter 2006/2007 der mit den wenigsten Schneeta-
gen. In Burgwald-Bottendorf waren die schneeärm-
sten Winter die Winter 2013/2014 und 2019/2020.

Häufig	sind	die	schneearmen	Jahre	auch	durch	ver-
gleichsweise wenige Frosttage (vergleiche Abbil-
dung 5) und eine Überschreitung des langjährigen 
Mittels der Wintertemperatur (vergleiche Abbildung 
2) gekennzeichnet.

Wenn Sie mehr zum Klima- 
monitoring wissen wollen …

Portal „Wetterextreme in Hessen“: 1

Portal „Witterungsbericht Hessen“: 2

Broschüre „Beobachteter Klimawandel.  
Klimawandel in Hessen“: 3

Broschüre „Extreme Wetterereignisse   
in Hessen“: 4
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Klimaprojektionen

Einführung
Das vorhergehende Kapitel zeigt, dass sich das 
Klima in Hessen bereits geändert hat. Wie wird es 
weitergehen?	Den	Blick	in	eine	mögliche	Zukunft	er-
lauben Klimaprojektionen.

Klimaprojektionen sind das Ergebnis von Klimamo-
dellen. In der Regel werden zunächst mithilfe von 
globalen Klimamodellen großräumig die möglichen 
Veränderungen modelliert. Globale Klimamodelle 
haben	eine	räumliche	Auflösung	in	der	Größenord-
nung	von	100 x 100 km.	Für	die	Ableitung	konkreter	
lokaler Anpassungsmaßnahmen sind ihre Ergebnisse 
viel zu grob. Daher werden diese Ergebnisse in re-
gionale Klimamodelle eingespeist. Diese verwenden 
zusätzliche Informationen wie Daten zur Topogra-
phie, um das Klima kleinräumiger aufzuschlüsseln. 
Die hier gezeigten Klimaprojektionen sind Ergebnis 
des Projekts ReKliEs-De (Regionale Klimaprojek-
tionen Ensemble für Deutschland) und haben eine 
räumliche	Auflösung	von	circa	12 x 12 km.

Um Aussagen über das künftige Klima treffen zu 
können, brauchen Klimamodelle als Eingangsdaten 
Informationen über die künftigen THG-Konzentratio-
nen der Atmosphäre. Hier kommen die sogenannten 
Konzentrations- 

Abbildung 12:  Änderung der Jahresmitteltemperatur des Zeitraums 2071–2100 gegenüber dem Zeitraum  
 1971–2000 (Mittelwert der Referenzperiode: rund 9 °C), dargestellt für RCP2.6 (links) und  
 RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG
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oder Emissionsszenarien ins Spiel. Basierend auf 
Annahmen zur sozialen, politischen und techno-
logischen Entwicklung zeichnen sie ein Bild künf-
tiger Emissionen und THG-Konzentrationen in der 
Atmosphäre. Aktueller Stand der Technik sind die 
RCP-Szenarien des IPCC. RCP steht dabei für „Re-
presentative Concentration Pathways“ (deutsch: 
„Repräsentative Konzentrationspfade“). Die RCP-Sze-
narien sind eine Szenarien-Familie, die verschiedene 
mögliche Entwicklungspfade aufzeigt, die sich unter 
anderem durch eine unterschiedlich erfolgreiche 
Klimaschutzpolitik voneinander unterscheiden. In 
diesem Bericht werden Klimaprojektionen gezeigt, 
denen zwei der RCPs zugrunde liegen:

→  Der RCP2.6 steht für erfolgreichen Klimaschutz. 
Es wird davon ausgegangen, dass die soge-
nannte 2 °C -Grenze – also die Beschränkung der 
globalen	Erwärmung	auf	2 °C	–	erreicht	wird.	Im	
Folgenden wird von „Klimaschutz-Szenario“ ge-
sprochen, wenn der RCP2.6 gemeint ist.

→  Der RCP8.5 hingegen, der im Folgenden „Kein-
Klimaschutz-Szenario“ genannt wird, steht für 
wenig Klimaschutz und einen starken Klimawan-
del. Bei diesem Szenario wird die mittlere globale 
Erdoberflächentemperatur	um	mehr	als	4 °C	
gegenüber 1986-2005 ansteigen.
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Jeder Modelllauf eines Klimamodells zeigt eine 
mögliche Zukunft. In die Zukunft zu schauen, ist aber 
immer mit Unsicherheiten verbunden. Die Aussagen 
eines Klimamodells sind abhängig von der Quali-
tät des Modells (wie gut kann es die Wirkprozesse 
nachbilden?)	sowie	von	der	Qualität	der	Eingangs-
daten	(wie	gut	bilden	sie	die	Situation	ab?).	Um	die	
Unsicherheiten der Aussagen über die Zukunft zu 
minimieren,	werden	häufig	die	Ergebnisse	unter-
schiedlicher Modelle zusammengeführt und aus-
gewertet; man spricht von Modellensembles. Im 
Projekt ReKliEs-De wurden Ergebnisse verschiede-
ner Modelkombinationen aus Global- und Regional-
modellen zu einem Ensemble zusammengeführt. 
So basieren die hier getroffenen Aussagen auf 
27 Modellläufen	für	das	Kein-Klimaschutz-Szenario	
und	12 Modellläufen	für	das	Klimaschutz-Szenario.	
Die unterschiedliche Anzahl an Modellläufen kommt 
dadurch zustande, dass im Projekt ReKliEs-De nicht 
für alle verwendeten Globalmodelle Projektionen 
mit dem Klimaschutz-Szenario vorlagen.

Wie im vorhergehenden Kapitel beschrieben, wird 
das	Klima	häufig	gemittelt	für	30-Jahreszeiträume	
angegeben. Die hier dargestellten Projektionen 
stellen die Änderung des Klimas für den Zeitraum 
2071 bis 2100 (im Folgenden auch „Ende des Jahr-
hunderts“ genannt) dem Klima des Zeitraums 1971 
bis 2000 (im Folgenden auch „Referenzperiode“ 
genannt) gegenüber. Es wird also abgebildet, wie 
stark	sich	das	Klima	als	Mittelwert	von	30 Jahren	in	
100 Jahren	in	Hessen	verändern	könnte.

Temperatur
In der Referenzperiode 1971 bis 2000 lag die be-
obachtete mittlere Jahresmitteltemperatur Hessens 
bei	8,5 °C.	Die	auf	dem	Klimaschutz-Szenario	ba-
sierenden Modellergebnisse simulieren im Mittel 
eine Zunahme der Jahresmitteltemperatur bis zum 
Ende	des	Jahrhunderts	um	1,1 °C.	Dabei	reicht	die	
Spannbreite (Minium- und Maximum-Werte) der 
Modellergebnisse des Ensembles von einer Tempe-
raturzunahme	von	0,6 °C	bis	zu	einer	Temperatur-
zunahme	von	1,7 °C	im	Jahresmittel.	Das	heißt,	dass	
derjenige der zwölf Modellläufe, der den geringsten 
Temperaturanstieg errechnet hat, einen Anstieg der 
Jahresmitteltemperatur	von	0,6 °C	projiziert	hat.	Der	
Modelllauf, der den höchsten Temperaturanstieg 
zum	Ergebnis	hatte,	hat	einen	Anstieg	von	1,7 °C	
errechnet. Diese Spannbreite ist in Abbildung 12 
mithilfe des orangen Kastens dargestellt. Der Mittel-
wert wird durch den grauen Querstrich innerhalb 
des orangen Kastens repräsentiert.

Basierend auf dem Kein-Klimaschutz-Szenario haben 
die Modellläufe einen mittleren Temperaturanstieg 
von	3,9 °C	im	Jahresmittel	errechnet.	Die	Spann-
breite des Modellensembles liegt dabei zwischen 
2,6 °C	und	5,1 °C.	Beim	Kein-Klimaschutz-Szenario	
sind die Änderungen viel stärker als beim Klima-
schutz-Szenario. Da die verschiedenen Modelle 
unterschiedlich stark auf den Antrieb durch die 
Treibhausgase reagieren, ist die Bandbreite der 
Ergebnisse beim Szenario mit sehr starkem Klima-

Abbildung 13:  Änderung der Mitteltemperaturen der vier Jahreszeiten des Zeitraums 2071–2100  
 gegenüber dem Zeitraum 1971–2000, dargestellt für RCP8.5

Datenquelle:	HLNUG

Die	Linien	stellen	jeweils	das	Ergebnis	eines	Modells	des	Modellensembles	dar.	Die	Pfeile	repräsentieren	den	Mittelwert	des	gesamten	
Modellensembles.	(Mittelwerte	der	Referenzperiode:	Frühling:	rund	8 °C,	Sommer:	rund	17 °C,	Herbst:	rund	9	°C,	Winter:	rund	1 °C)
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Tabelle 1:  Änderung der Tageshöchst- und Tagestiefsttemperaturen und von Temperaturkennwerten 
(Datenquelle: HLNUG)

wandel (Kein-Klimaschutz-Szenario) größer als beim 
Szenario mit schwachem Klimawandel (Klimaschutz-
Szenario).

In Abbildung 13 wird die Änderung der Temperatur 
nicht für das ganze Jahr, sondern für die vier Jah-
reszeiten abgebildet. Die projizierten Änderungen 
basieren dabei auf dem Kein-Klimaschutz-Szenario. 
Die (meteorologischen) Jahreszeiten sind wie folgt 
definiert:

→  Frühling: März, April, Mai

→  Sommer: Juni, Juli, August

→  Herbst: September, Oktober, November

→  Winter: Dezember, Januar, Februar

Dargestellt	werden	die	Ergebnisse	aller	27 Mo-
dellläufe für das Kein-Klimaschutz-Szenario. Jeder 
Querstrich der Säule für eine Jahreszeit repräsen-
tiert einen Modelllauf. Je weiter der höchste und 
der niedrigste Querstrich auseinanderliegen, desto 
größer ist die Spannbreite der modellierten Tempe-

Parameter

Änderungen im Landesmittel (2071-
2100) gegenüber Referenzperiode )

Klimaschutz-Szenario  
(RCP 2.6)

Kein-Klimaschutz-Szenario 
(RCP 8.5)

Mittelwert
Spannbreite

Mittelwert
Spannbreite

Tageshöchsttemperatur 
(Tmax) Jahresmittel

+1,1
+0,6 bis +1,6

+4,0
+2,6 bis +5,4

Tagestiefsttemperatur
(Tmin) Jahresmittel

+1,1
+0,7 bis +1,8

+3,8
+2,7 bis +5,2

Heiße Tage 
(Mittelwert der Referenzperiode: 4-5 
Tage/Jahr)

+3,0
+0,4 bis +8,5

+20,6
+2,0 bis +48,2

Sommertage
(Mittelwert der Referenzperiode: 26-
27 Tage/Jahr)

+7,9
+2,6 bis +12,6

+42,3
+18,8 bis +71,3

Tropische Nächte
(Mittelwert der Referenzperiode: 0-1 
Nächte/Jahr)

+0,7
0 bis +2

+10,7
+0,1 bis +45

Eistage
(Mittelwert der Referenzperiode: 16-
17 Tage/Jahr)

-9
-14 bis -5

-21
-40 bis -12

Frosttage
(Mittelwert der Referenzperiode: 68-
69 Tage/Jahr)

-20
-33,7 bis -12,7

-58
-82,9 bis -37,5

raturänderungen. Es fällt auf, dass die Spannbreite 
der Ergebnisse für den Sommer und den Herbst ver-
gleichsweise groß ist, während die Ergebnisse der 
einzelnen Modellläufe für den Frühling und Winter 
näher beieinanderliegen. Die Pfeile zeigen auf den 
Mittelwert des Ensembles – also auf die mittlere pro-
jizierte Temperaturänderung.

Der geringste Temperaturanstieg wird für den Früh-
ling	erwartet,	im	Mittel	3,1 °C	bis	zum	Ende	des	
Jahrhunderts. Im Sommer wird im Mittel der höchste 
Temperaturanstieg projiziert: Die Sommer am Ende 
des Jahrhunderts könnten im Fall des Kein-Kli-
maschutz-Szenarios	4,1 °C	wärmer	sein	als	in	der	
Referenzperiode. Die mittlere Temperaturzunahme 
im	Herbst	läge	bei	4,0 °C.	Für	den	Winter	wurde	im	
Mittel	eine	Temperaturzunahme	von	3,9 °C	model-
liert.

Interessant sind auch die projizierten Tageshöchst- 
und Tagestiefsttemperaturen (Tabelle 1). Die Tages-
höchsttemperatur – also die durchschnittlich höchste 
Temperatur am Tag pro Jahr – steigt laut den auf 
dem Klimaschutz-Szenario basierenden Projektionen 
leicht an. Im Falle des Kein-Klimaschutz-Szenarios 
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Abbildung 14: Änderung der Anzahl der Heißen Tage pro Jahr im   
 Zeitraum 2071-2100 gegenüber dem Zeitraum    
 1971-2000 (Mittelwert des Ensembles; Mittelwert   
  der Referenzperiode: 4-5 Tage pro Jahr), dargestellt   
 für RCP2.6 (links) und RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG

Abbildung 15: Änderung der Anzahl der Frosttage pro Jahr im   
 Zeitraum 2071-2100 gegenüber dem Zeitraum    
 1971-2000 (dargestellt als Mittelwert des Ensembles;   
 Mittelwert der Referenz-periode: 68-69 Tage pro Jahr),   
 dargestellt für RCP2.6 (links) und RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG

aber wäre die Zunahme deutlich. 
Gleiches gilt für die Tagestiefst-
temperatur.

Entsprechend dem Anstieg der 
Tageshöchsttemperaturen steigt 
die Anzahl der Heißen Tage pro 
Jahr weiter (Abbildung 14). Laut 
Projektionen könnte es zum Ende 
des Jahrhunderts im Fall des Kli-
maschutz-Szenarios landesweit im 
Mittel drei Heiße Tage mehr pro 
Jahr geben. Berücksichtigen wir, 
dass es in der Referenzperiode 
landesweit rund fünf Heiße Tage 
pro Jahr gab, ist die Zunahme der 
Heißen Tage im Klimaschutz-Sze-
nario relevant und deutlich spür-
bar. Hinzu kommt, dass sich die 
Anzahl der Heißen Tage selbst im 
Klimaschutz-Szenario verdoppeln 
könnte.

Im Falle des Kein-Klimaschutz-
Szenarios ist die Zunahme der An-
zahl der Heißen Tage dramatisch 
(Abbildung 14). Die Klimamodelle 
haben im landesweiten Mittel 
durchschnittlich	20,6 zusätzliche	
Heiße Tage im Jahr errechnet.

Abbildung 14 zeigt, dass sich die 
Zunahme der Heißen Tage im 
Falle des Kein-Klimaschutz-Szena-
rios nicht gleichverteilt über das 
Land vollziehen würde. Für den im 
Süden des Landes liegenden Aus-
läufer der oberrheinischen Tief-
ebene werden besonders viele 
zusätzliche Heiße Tage projiziert. 
Insbesondere für Bewohnerinnen 
und Bewohner von Großstädten 
wie Frankfurt und Darmstadt 
könnte die Hitze gesundheitliche 
Beeinträchtigungen zur Folge ha-
ben, da sich Städte aufgrund ihrer 
baulichen Beschaffenheit stärker 
erwärmen als ihr Umland (s. auch 
Indikator 13, S. 77).
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Die Anzahl der Frosttage pro Jahr könnte selbst bei 
erfolgreichem Klimaschutz bis zum Ende des Jahr-
hunderts (2071 bis 2100) deutlich abnehmen (Ab-
bildung 15). Die Projektionen zeigen für den Fall des 
Klimaschutz-Szenarios eine mittlere Abnahme von 
20 Frosttagen	pro	Jahr	verglichen	mit	dem	Zeitraum	
1971 bis 2000. Die Modellergebnisse haben dabei 
eine	Spannbreite	von	-12,7	bis	-33,7 Frosttagen	pro	
Jahr.

Für das Kein-Klimaschutz-Szenario wurde im Mittel 
eine	Abnahme	von	58 Frosttagen	pro	Jahr	simuliert.	
Die Spannbreite der Modellläufe liegt dabei zwi-
schen	-37,5	und	-82,9 Frosttagen.

Auch die Abnahme der Frosttage ist nicht landesweit 
einheitlich. Während sich für das Klimaschutz-Szena-
rio keine großen regionalen Differenzen zeigen, fällt 
beim Kein-Klimaschutz-Szenario wieder der Ober-
rheingraben auf. Hier ist die Abnahme der Anzahl 
der Frosttage etwas geringer – hier gibt es allerdings 
auch generell weniger Frosttage im Jahr. In der Rhön 
beispielsweise, wo es mehr Frosttage gibt, ist auch 
die projizierte Abnahme größer (Abbildung 15).

Tabelle 1 zeigt die Entwicklung für weitere Tempera-
turkenntage.	Als	Sommertag	ist	ein	Tag	definiert,	an	

dem das Maximum der Lufttemperatur mindestens 
25 °C	beträgt.	Die	Anzahl	dieser	Tage	pro	Jahr	wird	
laut Projektionen zunehmen. Auch die Anzahl der 
tropischen Nächte im Jahr wird ansteigen. Eine tropi-
sche Nacht ist eine Nacht, in der die Nachttempera-
tur	nicht	unter	20 °C	sinkt.	Tropische	Nächte	sind	für	
die menschliche Gesundheit besonders bedeutsam, 
da sie die nächtliche Regeneration beeinträchtigen.

Die Zahl der Eistage (Tage, an denen das Maximum 
der	Lufttemperatur	unter	0 °C	liegt)	wird	den	Mo-
dellierungen zufolge wie die Anzahl der Frosttage 
abnehmen. Eistage könnte es zukünftig in fast allen 
Gebieten Hessens nicht mehr geben.

Niederschlag
In welche Richtung sich die Niederschlagsmengen 
entwickeln, ist noch nicht eindeutig. Wie im Kapitel 
„Klimamonitoring“ steht, ergab die Trendanalyse der 
sommerlichen Niederschläge für die Vergangenheit 
bisher keinen Trend. Die winterlichen Niederschläge 
hingegen	nehmen	bereits	statistisch	signifikant	zu.	
Auch die Klimaprojektionen sind noch uneins: Ab-
bildung 16 zeigt für den Sommer und den Winter 
jeweils die Spannbreite der Modellläufe. 

Abbildung 16:  Änderung der Niederschlagsmenge im Sommer und im Winter des Zeitraums 2071–2100  
 gegenüber dem Zeitraum 1971–2000, dargestellt für RCP2.6 und RCP8.5

Datenquelle:	HLNUG

Mittelwerte	der	Referenzperiode:	Sommer:	rund	207	mm,	Winter:	rund	192	mm
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Für beide Szenarien gibt es sowohl 
Modelle, die für den Sommer 
größere Niederschlagsmengen 
projizieren, als auch solche, die 
eine Abnahme der Niederschlags-
mengen simulieren. Die Projek-
tionen, die auf dem Klimaschutz-
Szenario basieren, projizieren etwa 
gleich große Zu- wie Abnahmen 
von	±15 %.	Das	ist	deutlich	im	Rah-
men der heutigen Jahr-zu-Jahr-Va-
riabilität. Die Natur und auch wir 
Menschen könnten uns daran ver-
mutlich einigermaßen anpassen. 
Für das Kein-Klimaschutz-Szenario 
hingegen simuliert mindestens ein 
Modelllauf eine Halbierung der 
Niederschlagsmengen im Som-
mer. Sollte ein so drastischer Nie-
derschlagsrückgang im Sommer 
eintreten, dann würden unsere 
Natur, Wälder und Landwirtschaft, 
aber auch unsere Wasserversor-
gung möglicherweise nicht mehr 
daran anpassungsfähig sein.

Bei den winterlichen Nieder-
schlägen schwanken die für das 
Klimaschutz-Szenario berechne-
ten Änderungen um den Nullwert. 
Die zu erwartenden Änderungen 
(von	+15	%	bis	-15 %)	sind	eben-
falls im Rahmen der derzeitigen 
Jahr-zu-Jahr-Variabilität. Die 
Projektionen, die auf dem Kein-
Klimaschutz-Szenario basieren, 
zeigen jedoch alle in die gleiche 
Richtung: In diesem Szenario 
muss von einer Zunahme der 
winterlichen Niederschläge aus-
gegangen werden. Dies könnte 
insbesondere mit Blick auf winter-
liche Hochwasserereignisse von 
Bedeutung werden; vor allem, 
weil der Niederschlag künftig 
wegen	der	Erwärmung	häufiger	in	
Form von Regen und seltener als 
Schnee fallen wird.

Abbildung 17: Änderung des Niederschlags in der Vegetations-  
 periode April-Juni im Zeitraum 2071-2100 gegen-  
 über dem Zeitraum 1971-2000 (dargestellt als Mittel-  
 wert des Ensembles), dargestellt für RCP2.6 (links) und   
  RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG

Abbildung 18: Änderung des Niederschlags in der Vegetations-  
 periode Juli-September im Zeitraum 2071-2100 gegen- 
  über dem Zeitraum 1971-2000 (dargestellt als Mitte-  
 lwert des Model-lensembles), dargestellt für RCP2.6   
 (links) und RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG
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Für die Landwirtschaft ist der 
Niederschlag in der Vegetations-
periode besonders wichtig, da 
Trockenheit in dieser Zeit der 
Landwirtschaft Ertragseinbußen 
und	damit	finanzielle	Verluste	
einbringen kann. Im Zuge des 
ReKliEs-De-Vorhabens wurden 
daher die Projektionen des Nie-
derschlags (und der Temperatur) 
für zwei Zeiträume der Vegetati-
onsperiode ausgewertet: April bis 
Juni und Juli bis September. Die 
Ergebnisse sind in den Abbildun-
gen 17 und 18 zu sehen.

Laut den Projektionen wird die 
Niederschlagsmenge im Zeitraum 
April bis Juni bis zum Ende des 
Jahrhunderts verglichen mit der 
Referenzperiode sehr gering an-
steigen (Abbildung 17). Dies gilt 
für beide Szenarien: Die Projektio-
nen, die auf dem Klimaschutz-Sze-
nario basieren, zeigen im Mittel 
fast landesweit eine leichte Zu-
nahme	im	Bereich	von	3	bis	9 %.	

Abbildung 19: Änderung der Anzahl der Tage mit mehr als 20 mm   
 Niederschlag pro Jahr im Zeitraum 2071-2100 gegen-  
 über dem Zeitraum 1971-2000 (dargestellt als Mittel-  
 wert des Ensem-bles; Mittelwert der Referenzperiode:  
 3-4 Tage pro Jahr), dargestellt für RCP2.6 (links) und   
 RCP8.5 (rechts)

Datenquelle:	HLNUG

Im Landesmittel liegt die Zunahme durchschnittlich 
bei	5,2 %.	Die	Projektionen,	die	auf	dem	Kein-Klima-
schutz-Szenario basieren, zeigen ein etwas differen-
zierteres Bild. Die Zunahmen der Niederschlags-
mengen sind hier geringer; im Landesmittel fallen 
durchschnittlich	3,6 %	mehr	Niederschlag.

Berücksichtigt werden sollte, dass keine Aussagen 
über	das	pflanzenverfügbare	Wasser	ablesbar	sind.

Für die Monate Juli bis September zeigen die Projek-
tionen eine starke Abnahme der Niederschläge für 
beide Szenarien (Abbildung 18). Im Fall des Klima-
schutz-Szenarios	wären	es	im	Landesmittel	-4,3 %.	
Für das Kein-Klimaschutz-Szenario wurde im Landes-
mittel eine Reduktion der Niederschlagsmenge  
in	den	Monaten	Juli	bis	September	von	15,9 %	
simuliert.

Gleichzeitig steigt auch in diesem Zeitraum die 
Temperatur: Basierend auf dem Klimaschutz-Szena-
rio wurde im Landesmittel ein durchschnittlicher 
Temperaturanstieg	von	1,3 °C	errechnet.	Im	Kein-
Klimaschutz-Szenario würde der durchschnittliche 

Temperaturanstieg	im	Landesmittel	sogar	4,5 °C	
betragen. Ein solcher Temperaturanstieg mit dem 
damit verbundenen Anstieg der Verdunstung bei 
gleichzeitig	rückläufigen	Niederschlagsmengen	
könnte für Landwirtschaft und Ökosysteme drasti-
sche Folgen haben.

Generell müssen wir davon ausgehen, dass Nieder-
schlag künftig seltener fällt, einzelne Niederschlags-
ereignisse aber mehr Regen bringen könnten. Das 
kann zu einer Zunahme von Starkregenereignissen 
führen, bei gleichzeitiger Verlängerung der Trocken-
phasen zwischen diesen Starkregenereignissen. Wie 
beim Monitoring von Starkregenereignissen gibt es 
auch Hürden bei deren Projektion. Die Projektion 
würde erfordern, dass die Klimamodelle stündliche 
Daten über die betrachteten Zeiträume liefern. Das 
können sie zwar üblicherweise, doch werden die 
Daten	häufig	nicht	vorgehalten,	da	es	sich	um	sehr	
große	Datenmengen	handelt.	Häufig	stehen	daher	
nur Tagesdaten zur Verfügung. Die Niederschlags-
menge für einen Tag sagt aber nichts darüber aus, 
ob diese Regenmenge in kurzer Zeit oder über den 
ganzen Tag verteilt gefallen ist. Daher sind für die 



32

Monitoringbericht 2020 zum Integrierten Klimaschutzplan Hessen 2025 

Zukunft mit Blick auf die Starkregenentwicklung nur 
Näherungen möglich. In der Regel wird die Anzahl 
der	Tage	mit	mehr	als	20 mm	Niederschlag	herange-
zogen	(das	entspricht	20 l/m2). 

Abbildung 19 zeigt die Änderung der Anzahl der 
Tage	mit	mehr	als	20 mm	Niederschlag	in	Hessen	
zum Ende des Jahrhunderts verglichen mit der Refe-
renzperiode 1971 bis 2000. In der Referenzperiode 
waren	es	landesweit	rund	4 Tage	mit	mehr	als	20 mm	
Niederschlag pro Jahr. Für das Klimaschutz-Szenario 
haben die Modelle nur einen geringen Anstieg der 
Anzahl	der	Tage	mit	mehr	als	20 mm	Niederschlag	
errechnet. In weiten Teilen Hessens bleibt die Anzahl 
dieser Kenntage – und damit wahrscheinlich auch 
die Anzahl der Starkregentage – etwa gleich.

Die Projektionen für das Kein-Klimaschutz-Szenario 
simulieren für weite Teile Hessens hingegen einen 
deutlicheren	Anstieg	der	Tage	mit	mehr	als	20 mm	
Niederschlag. In manchen Regionen wie Taunus, 
Odenwald	und	Vogelsberg	könnte	es	in	etwa	50 %	
mehr	Tage	mit	mehr	als	20 mm	Niederschlag	pro	
Jahr geben.

Wenn Sie mehr zu Klima- 
projektionen wissen wollen …

Erläuterungen des HLNUG zur Klimamodellie-
rung: 5

Bericht „Ergebnisse des Projekts ReKliEs-De für 
Hessen“: 6

Broschüre „Klimawandel in der Zukunft“: 7
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Weiterführende Informationen

1  Portal „Wetterextreme in Hessen“:           
www.hlnug.de/?id=11522

2 Portal „Witterungsbericht Hessen“:          
www.hlnug.de/?id=12735

3  Broschüre „Beobachteter Klimawandel. Klimawandel in Hessen“:       
www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/beobachteter_klimawandel.pdf

4  Broschüre „Extreme Wetterereignisse in Hessen“:         
www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/extreme_wetterereignisse.pdf

5  Erläuterungen des HLNUG zur Klimamodellierung:        
www.hlnug.de/themen/klimawandel-und-anpassung/klima-und-klimawandel/erlaeuterungen-zur-klima-
modellierung

6  Bericht „Ergebnisse des Projekts ReKliEs-De für Hessen“:        
www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/ReKliEs-Hessen_final.pdf

7  Broschüre „Klimawandel in der Zukunft“:          
www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/Ausgabe_02Klimawandel-in-der-Zukunft_internet.pdf
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III 
Sind wir auf dem 
richtigen Pfad?
Kennzahlen zu Treibhausgas-   
emissionen und wichtigen 
Handlungsfeldern im Klimaschutz   
sowie Impact-Indikatoren 
zu Klimawandelfolgen
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Einführung

Die im IKSP enthaltenen Klimaschutzmaßnahmen 
leisten direkt oder indirekt einen Beitrag zur Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen in allen relevanten 
Handlungsbereichen und tragen damit dazu bei, ei-
nen weiteren Anstieg der Treibhausgaskonzentration 
in der Atmosphäre zu verhindern oder zumindest 
zu begrenzen. Die Klimawandelanpassungsmaß-
nahmen des IKSP zielen auf die Verringerung von 
Schäden infolge des Klimawandels, in Einzelfällen 
auch auf die Ausschöpfung von Potenzialen, die sich 
durch den Klimawandel neu ergeben.

Die folgenden Darstellungen widmen sich der 
Frage: Sind wir im Klimaschutz und in der Klima-
wandelanpassung auf dem richtigen Pfad, greifen 
unsere Maßnahmen und in welchen Bereichen 
müssen	wir	noch	stärker	aktiv	werden?	Die	Entwick-
lung der für diesen Monitoringbericht ausgewählten 
Klimaschutz-Kennzahlen und Impact-Indikatoren zu 
Klimawandelfolgen geben uns erste Antworten auf 
diese Frage.

Sind wir im Klimaschutz  
auf dem richtigen Pfad?   
Entwicklung der Klimaschutz-
Kennzahlen

Es besteht ein fachlicher Konsens, dass sich die 
Wirksamkeit von Klimaschutzmaßnahmen an der 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen in der 
Atmosphäre festmachen lässt. Dabei werden die 
erzielten Emissionsreduktionen über Rechenmodelle 
abgeleitet und nicht gemessen. Eine kleinräumige 
Messung von THG-Konzentrationen in der Atmo-
sphäre und die Herstellung eines Zusammenhangs 
mit Emissionsminderungsmaßnahmen vor Ort ist 
hingegen nicht möglich, da Luftströmungen im glo-
balen Maßstab für einen Austausch der Luftmassen 
sorgen. Messungen zu Treibhausgaskonzentratio-
nen erfolgen im Rahmen international koordinierter 
Messprogramme. So beteiligt sich der DWD am 

Abbildung 20:  Monatsmittel der Kohlendioxid-Konzentrationen in der Atmosphäre (Quelle: UBA)

Quelle:	Umweltbundesamt	(Schauinsland,	Zugspitze),	NOAA	Global	Monitoring	Division	and	Scripps	Institution	
of	Oceanography	(Mauna	Loa,	Hawaii),	World	Meteorological	Organization,	WDCGG	(World	Trend)

*	1	ppmV	=	10−6	=	1	Teil	pro	Million	=	0,0001	%,	angegeben	als	Molenbruch
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europäischen Verbundprojekt ICOS (Integrated 
Carbon Observation System) und führt an neun 
über Deutschland verteilten Stationen technisch 
anspruchsvolle Atmosphärenmessungen von Koh-
lenmonoxid (CO), Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4) 
und Lachgas (N2O) durch. Ziel ist, Daten zur zukünfti-
gen Entwicklung von Klimagasen in Deutschland zu 
erzeugen und so die langfristige Überprüfung von 
Emissionsminderungen zu ermöglichen (s. Abbil-
dung 20, S. 35). 

Die maßgebliche Kenngröße ist die zeitliche Ent-
wicklung der summarischen Treibhausgasemis-
sionen in Hessen gegenüber dem Basisjahr 1990 
(s. Klimaschutz-Kennzahl 1, S. 38). Auf dieses Jahr 
beziehen sich alle Minderungsziele im IKSP. Ent-
sprechend kann durch dieses Vorgehen überprüft 
werden, inwiefern die gesteckten Ziele eingehalten 
worden sind, beziehungsweise es lässt sich ab-
schätzen, wie gut sich das Land in den kommenden 
Jahren	voraussichtlich	auf	seinem	Zielkurs	befindet.	
Betrachtet werden dabei nur die Emissionen, die in 
Hessen entstehen. Diese Art der Bilanzierung – das 
sogenannte Quellprinzip – wird auch in der Be-
richterstattung unter der Klimarahmenkonvention 
angewendet. 

Ein genaueres Bild entsteht, wenn man die einzelnen 
Sektoren und Klimagase differenziert betrachtet (s. 
Klimaschutz-Kennzahl 2, S. 41). Die Zuordnung der 
Emissionen zu den einzelnen Sektoren ergibt sich 
durch die Anwendung des Quellprinzips. Es werden 
die Sektoren Energieumwandlung, Verkehr, Industrie 
und GHD (Gewerbe, Handel, Dienstleistungen) mit 
privaten	Haushalten / sonstige	Verbraucher,	Land-
wirtschaft sowie Abfall und Abwasser ausgewiesen. 
Der Sektor der Landnutzung wird auf Landesebene 
bisher nicht in der THG-Bilanz berichtet. Die Dar-
stellung richtet sich im Detail nach dem Vorgehen 
des Hessischen Statistischen Landesamtes (HSL). Es 
werden energiebedingte und prozessbedingte CO2-
Emissionen sowie Methan- und Lachgasemissionen 
unterschieden. Die energiebedingten Emissionen 
werden aus der Energiebilanz (Verbrauch und Ener-
giequelle) abgeleitet, während die übrigen Emissio-
nen über andere Treibergrößen ermittelt werden, 
beispielsweise industrielle Prozesse wie die Zement-
herstellung oder die landwirtschaftliche Düngung. 
Die Darstellung nutzt bestehende Daten der hessi-
schen THG-Bilanz des HSL sowie Berechnungen für 
die Jahre 2019 bis 2030, die vom Öko-Institut eigens 
für die Erstellung dieses Monitoringberichts angefer-
tigt wurden. 

Neben den Treibhausgasemissionen werden noch 
weitere Kenngrößen berichtet. Dabei handelt es sich 

vor allem um wesentliche Treiber innerhalb der Sek-
toren. Auf diese Weise kann indirekt beurteilt wer-
den, ob sich die Emissionen in die richtige Richtung 
entwickeln.

Ein wichtiges Auswahlkriterium für die Klimaschutz-
Kennzahlen für diesen Bericht war zudem die Daten-
verfügbarkeit: Die den Kennzahlen zugrunde geleg-
ten	statistischen	Informationen	sollen	aus	offiziellen	
Quellen stammen und für eine regelmäßige Fort-
schreibung aktualisiert werden. Zentrale Datenquelle 
sind die amtlichen Statistiken des Landes Hessen 
und der Energiemonitoringbericht 2020 des Hessi-
schen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen (HMWEVW).

Sind wir in der Klima-  
wandelanpassung auf dem 
richtigen Pfad? Entwicklung 
von Impact-Indikatoren

Die Effekte von Maßnahmen im Bereich der Klima-
wandelanpassung zu erfassen, ist im Vergleich zum 
Klimaschutz deutlich schwieriger. Zum einen sind 
die Anpassungsmaßnahmen in vielen Fällen weniger 
spezifisch,	das	heißt,	sie	dienen	neben	der	Anpas-
sung auch weiteren Zielen. Hinzu kommt, dass die 
Wirkungen von Anpassungsmaßnahmen oftmals 
von anderen Effekten überlagert werden. So spielt 
beispielsweise für die Wirkung von Maßnahmen 
zur Vermeidung von Hitzetoten (s. Indikator 8, S. 72) 
der fortschreitende demographische Wandel eine 
wichtige Rolle. Diese Effekte lassen sich aber in der 
Regel nicht „herausrechnen“. Zum anderen fehlt es 
im	Anpassungsbereich	meist	an	quantifizierbaren	
Zielen, um Wirkungen von Maßnahmen eindeutig 
zu bewerten. So ließe sich beispielsweise politisch 
nicht festlegen, wie viel Hektar jährlicher Waldver-
lust durch Dürre und Schädlingsbefall tolerabel oder 
wie viele Hitzetote hinzunehmen sind. Aufgrund 
der breiten Betroffenheit durch den Klimawandel ist 
eine Vielzahl von Sektoren sowie Akteuren am An-
passungsprozess beteiligt, die jeweils ihre eigenen 
Handlungsziele setzen und eigene Bewertungsmaß-
stäbe an das Erreichen ihrer Ziele anlegen. 

Grundsätzlich bestehen Anpassungsziele handlungs-
bereichsübergreifend darin,

 → zu verhindern, dass generelle Entwicklungsziele 
wegen des Klimawandels nicht wie angestrebt 
erreicht werden. Hierzu gehört beispielsweise, 
dass der Umfang von Waldschäden nicht zu-, 
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sondern eher abnimmt oder der gute ökologi-
sche Zustand der Gewässer nach den Vorhaben 
der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
trotz Klimawandel erreicht wird; 

 → zu verhindern, dass heute bereits beobachtbare 
negative Entwicklungen, die nicht primär durch 
den Klimawandel ausgelöst werden, nicht zu-
sätzlich durch den Klimawandel an Ausmaß und 
Geschwindigkeit zunehmen. Beispiele sind der 
Verlust von Artenvielfalt oder die Nitratbelastung 
des Grundwassers;

 → zu verhindern, dass primär durch den Klimawan-
del ausgelöste nachteilige Effekte in erheblichem 
Umfang verstärkt werden. Hierzu gehört bei-
spielsweise der Hitzeinseleffekt in großen Städten 
oder die Erwärmung von Gewässern;

 → zu fördern, dass Potenziale, die sich durch den 
Klimawandel ergeben, gezielt nutzbar gemacht 
werden. So können beispielsweise vermehrt 
wärmeliebende Fruchtarten oder Sorten in der 
Landwirtschaft angebaut oder bei günstigeren 
sommerlichen Witterungsverhältnissen der Som-
mertourismus ausgebaut werden.

Mit den im Folgenden vorgestellten „Impact-Indika-
toren“ werden datenbasierte Zeitreihen dargestellt, 
die deutlich machen, ob die beobachtbaren Entwick-
lungen grundsätzlich den oben genannten Zielen 
entsprechen oder ihnen entgegenlaufen. Sie geben 
damit Hinweise, ob die Klimawandelanpassung in 
die richtige Richtung geht und ausreichend ist oder 
wo verstärkte Anstrengungen erforderlich sind. 

Die zentralen Kriterien für die Auswahl der Impact-
Indikatoren für diesen Monitoringbericht waren:

 → An dem Indikator lassen sich beispielhaft Folgen 
und Herausforderungen des Klimawandels für 
den jeweiligen Handlungsbereich festmachen 
(zum Beispiel hat der Klimawandel Auswirkungen 
auf die landwirtschaftlichen Erträge).

 → Zur Bewertung der Entwicklung des Indikators 
gibt es einen breiten gesellschaftlichen Konsens 
(zum Beispiel müssen Hitzetote unbedingt ver-
mieden werden).

 → Der durch den Indikator dargestellte Sachverhalt 
lässt sich durch Anpassungsaktivitäten beein-
flussen	(Waldbrände	lassen	sich	beispielsweise	

durch eine wirksame Prävention in Zahl und Um-
fang begrenzen).

 → Es sind Daten zur Darstellung des Indikators 
verfügbar, und es müssen keine neuen Daten er-
hoben werden.

Indikatoren, die bereits im Klimafolgenmonitoring 
des HLNUG enthalten sind, werden zudem bevor-
zugt berücksichtigt. Das Set des HLNUG wurde aber 
um weitere Indikatoren für zusätzliche Handlungsbe-
reiche ergänzt, die nicht in der primären Zuständig-
keit des Umweltressorts liegen. 

Die diesem Bericht zugrundeliegende Indikatoren-
auswahl stellt kein vollständiges Impact-Indikato-
renset dar, sondern beleuchtet einen beispielhaften 
Ausschnitt der möglichen Auswirkungen des Klima-
wandels auf die jeweiligen Handlungsbereiche. 
Einzelne Indikatoren, welche die Darstellungen zu 
den einzelnen Handlungsbereichen in diesem Be-
richtsteil ergänzen, wurden in verkürzter Form in den 
Berichtsanhang aufgenommen (siehe Kapitel VI).

Darstellung der Trend-   
ergebnisse

Wie	für	die	Klimazeitreihen	im	Berichtsteil II	wurde	
für die Indikatoren zu Klimaschutz und Klimafolgen 
eine Trendanalyse vorgenommen. Deren Ergebnisse 
werden in den Diagrammen mithilfe der folgenden 
Trendsymbole dargestellt:

 Steigender Trend

 Fallender Trend

 Quadratischer Trend, zunächst steigend, 
dann fallend

 Quadratischer Trend, zunächst fallend, 
dann steigend

 Kein Trend

Die Methodik der Trendanalyse und das zugrun-
deliegende Regressionsmodell wird in Kapitel II 
genauer erläutert. Aufgrund der Vielzahl der in 
Berichtsteil III dargestellten Trends wird in den Er-
läuterungstexten hier nicht immer auf die einzelnen 
Trendentwicklungen Bezug genommen. Jede Kenn-
zahlen- und Indikatoren-Darstellung beinhaltet aber 
einen Überblick über die einzelnen Ergebnisse der 
durchgeführten Trendanalysen in Form der Trend-
symbole.
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Entwicklung der Treibhausgasemissionen    
in Hessen – Kennzahlen im Klimaschutz

Klimaneutralität als lang- 
fristiges Ziel 
Kennzahl 1: Treibhausgasemissionen  
in Hessen 

Die Emissionen von THG tragen wesentlich zur an-
thropogenen Klimaerwärmung bei. Dessen globale 
Auswirkungen betreffen sämtliche Weltregionen und 
können	die	Tier-	und	Pflanzenwelt,	die	menschliche	
Gesundheit und das menschliche Wirtschaften nach-
haltig verändern.

Die wichtigste Ursache des anthropogenen Klima-
wandels liegt in der Nutzung fossiler Energieträger 
wie Kohle, Erdöl und Erdgas. THG entstehen aber 
nicht nur bei der Nutzung dieser Energieträger, 
sondern auch in industriellen Prozessen sowie durch 
die Tierhaltung und die landwirtschaftliche Boden-
nutzung oder durch die Trockenlegung von Mooren. 

Die internationale Staatengemeinschaft hat sich 
deshalb im Jahr 2015 auf dem Klimagipfel in Paris 
(COP 21) darauf geeinigt, dass der globale Tempera-
turanstieg die Schwelle von 1,5 °C, gegenüber dem 
vorindustriellen Niveau, nicht überschreiten soll. Ma-
ximal soll der Anstieg 2 Grad Celsius betragen. Dies 
kann nur gelingen, wenn der weltweite Ausstoß von 
THG schnell und deutlich reduziert wird und die Welt 
bis Mitte des Jahrhunderts klimaneutral ist. Das be-
deutet, dass Treibhausgasemissionen weitestgehend 
vermieden und die Restemissionen (vor allem aus 
der Landwirtschaft) durch Senken ausgeglichen wer-
den. 2009 wurde erstmals vom Wissenschaftlichen 
Beirat	Globale	Umweltveränderungen (WBGU) ein	
Konzept entwickelt, dass sich „Budgetansatz“ nennt. 
Danach sollte es eine verbindliche Obergrenze in 
Form eines CO2-Budgets geben, das global bis 
2050 emittiert werden darf. Je höher die Wahr-
scheinlichkeit sein soll, die Erwärmung auf 2 °C zu 
beschränken, desto kleiner ist das globale Budget. 
Es wurde berechnet wie viel CO2 die Menschheit von 
heute bis zum Jahr 2050 weltweit noch emittieren 
darf, um unter der gefährlichen Schwelle von 2 °C 
Erwärmung zu bleiben. Dabei handelt es sich beim 
Zeitraum 2010–2050 um rund 750 Gigatonnen (Gt) 
CO2. Hier liegt die Bedeutung vor allem dabei, dass 
es nicht reicht, kurz von der Mitte des Jahrhunderts 
die Treibhausgasemissionen zu senken. Das globale 

Budget für die kumulierten Treibhausgasemissionen 
muss über die gesamte Zeit reduziert werden. Legt 
man die 1,5 °C-Grenze als Maßstab an, würde das 
Kohlenstoffbudget auf laut IPCC auf knapp 400 Gt 
CO2 zusammenschrumpfen. Bei gleichbleibendem 
Ausstoß wäre dieses Budget in neun bis zehn Jahren 
aufgebraucht. 

Die regelmäßige Berichterstattung der Treibhaus-
gasemissionen ist notwendig, um die Zielerreichung 
zu überprüfen.

Abbildung 21 stellt die Emissionen aller THG in Hes-
sen dar. Die Daten zeigen, wie die verabschiedeten 
Klimaschutzmaßnahmen auf internationaler, europäi-
scher, nationaler Ebene und in Hessen gemeinsam 
wirken. Die THG-Bilanz für das Land Hessen wird im 
Auftrag des HMUKLV erstellt. Seit 2007 legt das HSL 
eine THG-Bilanz vor, die die Emissionen von CO2, 
CH4 und N2O in Hessen abbildet. In der internatio-
nalen Berichterstattung gibt es darüber hinaus drei 
weitere Treibhausgase, die in Deutschland aktuell 
knapp	2 %	der	Wirkung	der	Treibhausgasemissionen	
ausmachen. Diese werden in Hessen jedoch nicht 
abgebildet, weil dafür bisher keine Länderdaten vor-
liegen.

Die Gesamtheit der THG kann zusammengefasst in 
CO2-Äquivalenten angegeben werden. Dies ist eine 
Maßeinheit, die die Klimawirkung der einzelnen THG 
über einen Zeitraum von 100 Jahren betrachtet und 
mit der Wirksamkeit von CO2 vergleicht. So hat bei-
spielsweise CH4 eine 28 Mal größere Klimawirkung 
als CO2, obwohl es weniger lange in der Atmosphäre 
bleibt. 

Die THG-Werte für 2018 und 2019 beruhen teilweise 
noch	auf	vorläufigen	beziehungsweise	geschätzten	
Werten, da die statistische Erfassung und Aufberei-
tung aller notwendigen Daten einen entsprechend 
langen Vorlauf benötigen.

Die Treibhausgasemissionen sinken seit Mitte der 
1990er Jahre kontinuierlich. Gegenüber 1990 ist 
nach einer ersten Schätzung des Öko-Instituts im 
Jahr	2019	eine	Emissionsminderung	um	etwa	24 %	
erreicht worden. Damit würde das Ziel der 30-pro-
zentigen Reduktion bis 2020 verfehlt werden, denn 
die Entwicklung in den vergangenen drei Jahren 
verlief nicht so, dass in einem Jahr eine Verringe-
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Abbildung 21:  Treibhausgasemissionen in Hessen

Datenquelle:	HSL	(Energiebilanz	und	CO2-Bilanz),	Öko-Institut	(Berechnungen	für	die	Jahre	2019	bis	2030)	

rung um die fehlenden sechs Prozentpunkte – unter 
normalen Bedingungen – wahrscheinlich ist. Von 
2016 bis 2019 wären im Mittel jährliche Einsparun-
gen von etwa 2,5 Millionen Tonnen Treibhausgas-
emissionen nötig gewesen, dieser Wert wurde in 
keinem der Jahre erreicht. Die Konsequenzen der 
COVID-19-Pandemie für die Wirtschaft erschweren 
allerdings die Beurteilung des kurzfristigen Trends. 

Bis zum Jahr 2020 sollen die Treibhausgasemissio-
nen	um	30 %,	bis	2025	um	40 %,	bis	2030	um	55 %	
und	bis	2050	um	mindestens	90 %	verglichen	mit	
dem Basisjahr 1990 reduziert werden. Das ist deut-
lich ehrgeiziger als alle bisherigen Ziele, denn für 
den Zeitraum 2020 bis 2030 bleiben zur Erfüllung 
der	zusätzlichen	25 %	nur	zehn	Jahre	Zeit.	Das	Ziel	
ist identisch mit dem des Klimaschutzgesetzes (KSG), 
das für ganz Deutschland gilt.

Da der Zeitraum bis zum 2030er Ziel kurz ist und 
damit nicht viel Zeit für Kurskorrekturen bleibt, ist 
es wichtig zu bewerten, wieviel THG-Reduktion das 
Land Hessen bei Umsetzung der heute bereits be-
schlossenen Maßnahmen bis 2030 erreichen würde. 
Hierfür hat das Öko-Institut eine Berechnung durch-
geführt, die davon ausgeht, dass das 2019 verab-
schiedete Maßnahmenpaket des Bundes erfolgreich 
umgesetzt wird. Deren Ergebnis ist als „Projektion“ 
ebenfalls im Diagramm der Abbildung 21 darge-
stellt. Demnach würde bis 2020 eine Reduktion von 
29 % erreicht. Diese geht vor allem auf Energieein-
sparungen im Gebäudebereich (auch durch mildere 
Winter), die Industrie und die Energieumwandlung 

zurück. Hierbei wurde der Effekt der COVID-19-Pan-
demie nicht mit einbezogen, da dieser derzeit 
noch mit Unsicherheiten behaftet ist und sich noch 
nicht genau vorhersagen lässt. Die Projektion zeigt 
außerdem, dass bis 2025 eine Reduktion von 36 % 
erreicht werden könnte. Insgesamt wird aber auch 
deutlich, dass die Lücke zum Ziel nach derzeitigen 
Prognosen größer wird, je weiter man in die Zukunft 
blickt.	Statt	der	erforderlichen	55 %	würden	2030	
nur	etwa	43 %	THG-Emissionsminderung	erreicht.	
Damit wäre die Lücke in Hessen größer als im Bund. 
Das liegt vor allem daran, dass deutschlandweit 
die größten Minderungsbeiträge aus der Energie-
umwandlung stammen. Hessen mit seiner geringen 
Kohlestromerzeugung kann daher von den Bundes-
maßnahmen	in	diesem	Sektor	nur	wenig	profitie-
ren. Gleichzeitig weist der in Hessen dominierende 
Verkehrssektor auch auf Bundesebene eine große 
Lücke zum Ziel auf.

Die heutigen Maßnahmen und Programme sind 
somit noch nicht ausreichend, aber ein wichtiger 
erster Schritt, auf den weitere Landes- und Bundes-
maßnahmen aufsetzen müssen. Gerade in Hessen 
zeigt sich, wie wichtig die Maßnahmen für eine Ver-
kehrswende sind und wie dringend hier eine weitere 
Ambitionssteigerung nötig ist. 

Während für diesen Bericht die Emissionen für  2019 
aus statistischen Daten (Energieverbräuche, Produk-
tion, Nutztierbestand etc.) hochgerechnet wurden, 
stammen die Werte für 2020 aus Rechenmodellen. 
Als Grundlage diente der Kurzbericht des UBA zur 
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Treibhausgasminderungswirkung des Klimaschutz-
programms 2030 der Bundesregierung. Das Maß-
nahmenprogramm, das die Bundesregierung im 
Herbst 2019 beschlossen hat, ist hier bereits berück-
sichtigt. Die Ergebnisse der genannten UBA-Stu-
die bilden die Basis für die Projektion für Hessen. 
Da	für	das	Land	spezifische	Rahmenbedingungen	
bestehen, das heißt andere Lebensumstände und 
Wirtschaftsbereiche die Höhe der Treibhausgasemis-
sionen prägen als im Bundesdurchschnitt, wurden 
für die Berechnung wichtiger Treibergrößen für alle 
Sektoren	der	Berichterstattung	mit	landesspezifi-
schen Werten gearbeitet. 

Für die Projektion sind Annahmen zum Brennstoff-
wechsel beziehungsweise zum Ersatz einzelner 
Kohleverbrennungsanlagen im Energieumwand-
lungssektor in Hessen getroffen worden. Für die 
Berechnung der Emissionen aus dem Verkehr 
wurden die hessischen Daten mit Hilfe der jährlichen 
Wachstumsraten der Emissionen der einzelnen Ver-
kehrsträger aus der UBA-Studie fortgeschrieben. Für 
den Industriesektor erfolgten die Anpassungen über 
die Produktionsanteile einzelner emissionsintensiver 
Güter der hessischen Industrie.

Die Emissionen von Gebäuden (Sektoren Gewerbe, 
Handel und Dienstleitungen (GHD) und private 
Haushalte) konnten nicht über die Entwicklung der 

Gebäudeflächen	projiziert	werden,	da	zum	Zeitpunkt	
der Durchführung der Berechnungen zu wenige 
Informationen	über	die	Gewerbeflächen	vorlagen.	
Daher wurden diese, wie auch die Emissionen aus 
den	Sektoren	Abfall und Abwasser,	vorrangig	über	
die Einwohnerzahl aus der UBA-Studie skaliert. Bei 
der Landwirtschaft sind die deutschlandweiten Emis-
sionen der UBA-Studie über den Milchkuhbestand 
und	die	Größe	der	landwirtschaftlichen	Nutzfläche	
Hessens angepasst worden.

Auch auf Landesebene ist das Maßnahmenprogramm 
des Bundes derzeit wohl der wichtigste politische 
Einflussfaktor	für	die	Höhe	der	zukünftigen	Treibhaus-
gasemissionen. Wie auf nationaler Ebene kann das 
Programm in seiner jetzigen Form auch in Hessen 
nicht genügend Impulse zur Erfüllung der Klimaziele 
setzen und die Landesmaßnahmen des IKSP können 
dies nicht abfangen. Diese Einschätzung kann auch 
ohne eine vollständige Wirkungsabschätzung der 
Landesmaßnahmen getroffen werden, da die großen 
Stellschrauben vor allem im Regelungsbereich der EU 
und auf nationaler Ebene liegen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
alle Maßnahmen mit Bezug zum Klimaschutz
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Alle Wirtschaftssektoren  
müssen mindern 
Kennzahl 2: Energiebedingte   
CO2-Emissionen nach Sektoren 

Energiebedingte CO2-Emissionen entstehen bei der 
Umwandlung von Energieträgern. Dies erfolgt über-
wiegend bei Verbrennungsvorgängen in Motoren, 
Kesseln	und	Kraftwerken.	Sie	machen	knapp	90 %	der	
gesamten hessischen Treibhausgasemissionen aus. 

Der Trend der gesamten energiebedingten CO2-
Emissionen	in	Hessen	ist	seit	1990	rückläufig.	Haupt-
verursacher	ist	derzeit	mit	etwa	40 %	der	Sektor	
Verkehr. In den meisten anderen Bundesländern ist 
hingegen die Energiewirtschaft der größte Emittent. 
In Hessen gibt es jedoch wenige Kraftwerke und das 
Land importiert Strom. Die CO2-Emissionen die-
ser importierten Strommengen werden nach dem 
Quellenprinzip nicht in Hessen verbucht. Daher hat 
die	Energieumwandlung	hier	mit	rund	20 %	einen	
deutlich geringeren Anteil an den gesamten Treib-
hausgasemissionen als im Bundesdurchschnitt. Aber 
auch die anderen Sektoren wie die Gebäudehei-
zungen der Haushalte sowie GHD und die Industrie 
verbrauchen Energie. 

Jeder Sektor muss einen Beitrag leisten, um den 
Ausstoß an energiebedingten THG zu reduzieren. 
Das Land hat kein eigenes Ziel für die Minderung 
der energiebedingten CO2-Emissionen, doch sollen 
gemäß dem Hessischen Energiegesetz Strom und 
Wärme bis zum Jahr 2050 möglichst vollständig aus 
erneuerbaren Energien stammen. Dieses Langfrist-
ziel ist zur Pfadkontrolle jedoch nicht gut geeignet, 
da Zwischenziele fehlen. Die Entwicklung der ener-
giebedingten CO2-Emissionen der einzelnen Sekto-
ren ist in Abbildung 22 dargestellt.

Im Verkehrssektor weisen die Emissionen (ohne den 
internationalen Flugverkehr) bisher keinen signi-
fikanten	Trend	auf.	Hier	sind	die	Emissionen	in	den	
letzten zehn Jahren sogar in der Tendenz angestie-
gen.	Etwa	95 %	der	Emissionen	stammen	aus	dem	
Straßenverkehr.	Effizienzfortschritte	im	Bereich	der	
Pkw wurden durch die gestiegene Fahrleistung zu-
nichtegemacht. Der Güterverkehr weist nach wie vor 
ein dynamisches Wachstum auf.

Die Emissionen des Sektors GHD und Haushalte 
werden vom Heizenergieverbrauch der Gebäude 
dominiert und hängen vom Witterungsverlauf sowie 
von den verwendeten Energieträgern und den Ge-
bäuden selbst (Fläche und Wärmestandard) ab. Die 
Schwankungen im Kurvenverlauf ergeben sich aus 

Abbildung 22:  Energiebedingte CO2-Emissionen nach Sektoren

Datenquelle:	HSL	(Treibhausgasbilanz,	Energiebilanz),	
Öko-Institut	(Berechnungen	für	die	Jahre	2019	bis	2030,	für	2019	auf	Basis	Schätzprognose	IE	Leipzig)
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der Witterung, aber insgesamt weisen die Emissio-
nen dieses Sektors einen fallenden Trend auf, der 
aus dem Einsatz CO2-ärmerer Brennstoffe und er-
neuerbarer Energien resultiert. 

In der Energieumwandlung reduzierten sich 2013 
die Emissionen durch die Stilllegung zweier Blöcke 
des größten hessischen Kohlekraftwerks Staudinger. 
Die niedrigen Werte für 2014 sind dagegen nur 
temporär, bedingt durch eine Reparatur im selben 
Kraftwerk.

In der Industrie hat es prozentual betrachtet die 
größte THG-Minderung gegeben. Dies ist auf den 
Einsatz CO2-ärmerer	Brennstoffe	und	Effizienzge-
winne zurückzuführen. Ein ebenso großer Treiber 
war der Strukturwandel, der dazu geführt hat, dass 
die Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes in 
Hessen abgenommen hat. Bedingt durch das starke 
Wirtschaftswachstum stagnieren die Emissionsmin-
derungen in diesem Sektor. 

Auf der Grundlage der Daten der Projektion werden 
die größten CO2-Minderungen im Verkehr und bei 
den Gebäuden (Sektor GHD und private Haushalte) 
erwartet. Diese beruhen im Wesentlichen auf den 
umfangreichen Maßnahmen des Bundes: Das Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz wurde zur CO2-Beprei-
sung für die Bereiche Wärme und Verkehr einge-
führt. Hinzu kommen umfangreiche Fördergelder für 
die Gebäudesanierung sowie den Ausbau der Elekt-
romobilität und des öffentlichen Verkehrs. Im Bereich 
der Energieumwandlung wird auf Bundesebene die 
größte Wirkung durch das Kohleausstiegsgesetz 

Abbildung 23:  Energiebedingte Treibhausgasemissionen nach Gasen

Datenquelle:	HSL	(Treibhausgasbilanz,	CO2	Bilanz),	Öko-Institut	(Berechnungen	
für	die	Jahre	2019	bis	2030,	für	2019	auf	Basis	Schätzprognose	IE	Leipzig)
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***	Projektion

erwartet. Da in Hessen vergleichsweise wenig Kohle 
eingesetzt wird, ist der Effekt hier deutlich geringer 
als auf nationaler Ebene. Für die Industrie wird da-
von ausgegangen, dass der Umstieg auf CO2-ärmere 
Brennstoffe weiter fortschreitet. Die Umstellung auf 
strombasierte Verfahren benötigt allerdings längere 
Umrüstungszeiträume, daher sind die ermittelten 
Beiträge dieses Sektors bis 2030 geringer.

In der jährlichen THG-Bilanz des HSL wird nach 
unterschiedlichen Klimagasen und deren Herkunft 
für Hessen unterschieden. Grundlage für die ener-
giebedingten CO2-Emissionen ist die Energiebilanz 
des Landes, die vom HSL im Auftrag des HMWEVW 
jährlich erstellt wird. Dabei kommen die durch den 
Länderarbeitskreis Energiebilanzen vorgegebenen 
Methoden zur Anwendung.

Abbildung 23 zeigt zusätzlich zu den dominierenden 
energiebedingten CO2-Emisisonen auch die pro-
zessbedingten CO2-Emisisionen aus der Industrie 
sowie die Methan- und Lachgasemissionen. Methan 
und Lachgas entstehen vor allem in der Landwirt-
schaft und bei der Abfall- und Abwasserbehandlung. 
Diese Sektoren verursachen dagegen nur geringe 
energiebedingte Emissionen. Weitere Details hierzu 
sind in den Kennzahlen 14 bis 16 und 20 dargestellt.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
alle Maßnahmen mit Bezug zur Energienutzung
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Wirtschaftsstruktur hat  
großen Einfluss  
Kennzahl 3: Treibhausgas-  
emissionen bezogen auf Bevölkerung 
und Bruttoinlandsprodukt

Die Emissionsintensität der Gesamtwirtschaft lässt 
sich über die Entwicklung der Treibhausgasemis-
sionen bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
darstellen. Je geringer dieser Wert ist, desto stärker 
ist die Wirtschaftsleistung von den Treibhausgasemis-
sionen entkoppelt. Dies wird vor allem anhand der 
Daten für die letzten vier Jahre deutlich (Abbildung 
24). Die Emissionsintensität zeigt für Hessen einen ab-
nehmenden Trend. Der Ausreißer nach unten im Jahr 
2014 lässt sich mit außergewöhnlich niedrigen CO2-
Emissionen in diesem Jahr erklären, da das Kraftwerk 
Staudinger aufgrund von Reparaturarbeiten über 
einen langen Zeitraum stillstand. 

Die Minderungen in der Vergangenheit gehen dabei 
nicht	allein	auf	Effizienzgewinne	und	den	Wechsel	auf	
CO2-ärmere Brennstoffe und erneuerbare Energien 
zurück. Es spielt auch der Strukturwandel in Hessen 
eine wichtige Rolle (s. Kennzahl 2, S. 41). 

Das wird auch deutlich, wenn man die Emissionen 
pro Kopf in Hessen mit denen in Deutschland ver-
gleicht (s. Indexdarstellung in Abbildung 24): Für 
Hessen fallen die Werte geringer aus als für Deutsch-
land. Die Treibhausgasemissionen pro Kopf sind in 
Hessen zwischen 1995 und 2014 gesunken und lagen 

Abbildung 24:  Treibhausemissionen bezogen auf Bevölkerung und BIP

Datenquelle:	HSL,	Destatis	

in den letzten drei Berichtsjahren wieder höher. Das 
UBA gibt für Deutschland Emissionen in Höhe von 11 
Tonnen pro Person für das Jahr 2017 an. In Hessen 
liegt	dieser	Wert	mit	6,5	Tonnen	pro	Kopf	um	41 %	
niedriger als der Bundesdurchschnitt. Dieser große 
Unterschied ist vor allem darauf zurückzuführen, dass 
die Energiewirtschaft mit Kohle- und Gaskraftwerken 
in Hessen nur wenig vertreten ist und Hessen Strom 
vor allem aus anderen Bundesländern importiert.

Beide Größen, die Treibhausgasemissionen bezogen 
auf das BIP und die Treibhausgasemissionen pro 
Kopf, zeigen, wie Klimaschutzmaßnahmen wirken. Sie 
spiegeln aber auch konjunkturelle und witterungs-
bedingte	Einflüsse	wider.	Erfolgreicher	Klimaschutz	ist	
gegeben, wenn die Kurven auch bei guter wirtschaft-
licher Entwicklung kontinuierlich sinken. Dann gelingt 
es, Wirtschaftsleistung und THG-Ausstoß voneinander 
zu entkoppeln. 
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Der Vergleich mit den deutschlandweiten Zahlen 
zeigt, dass jedes Bundesland sein eigenes, charakte-
ristisches	Emissionsprofil	aufweist.	Grund	ist	vor	allem	
die unterschiedliche Bedeutung der einzelnen Wirt-
schaftssektoren in den jeweiligen Bundesländern. 

Abbildung 25 zeigt einen Bundesländervergleich für 
die Summe aller Treibhausgasemissionen sowie die 
energiebedingten CO2-Emissionen für die Sektoren 
Energieumwandlung,	Verkehr	und	GHD / private	
Haushalte. Stellvertretend für die Landwirtschaft wer-
den außerdem die Methanemissionen aus der Land-
wirtschaft dargestellt. Es werden jeweils die Werte aus 
Hessen mit denen der Nachbarländer Baden-Würt-
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temberg, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
verglichen. Ergänzend sind die Werte für das Bundes-
land mit den höchsten Emissionen für die jeweilige 
Kategorie abgebildet.

Die größten Unterschiede zwischen den Ländern gibt 
es in der Energieumwandlung. Hier hat Hessen die 
geringsten Emissionen eines Flächenbundeslandes. 
In Brandenburg sind angesichts des hohen Anteils 
von Kohlestrom und einer hohen Erzeugung die 
Emissionen pro Kopf mit Abstand am höchsten. Wie 
bereits erläutert liegt der niedrige Wert für Hessen 
an der relativ geringen Bruttostromerzeugung des 
Landes. 

Bei den Emissionen im Verkehr liegt Hessen auf Rang 
eins. Hier ist der Endenergieverbrauch pro Kopf im 
Straßenverkehr mit 31,3 Gigajoule (GJ) pro Einwoh-
ner der höchste in ganz Deutschland (das Bundesmit-
tel liegt bei 26,5 GJ/Kopf; jeweils bezogen auf 2016). 
Die Flächenländer Rheinland-Pfalz, Brandenburg, Bay-
ern und Niedersachsen folgen dicht dahinter. Hinzu 
kommt der nationale Flugverkehr. Dessen Emissionen 
haben ansonsten nur in Sachsen (Cargo-Hub Halle/
Leipzig) und in den Stadtstaaten einen vergleichbar 
hohen	Einfluss	wie	in	Hessen.	Der	internationale	Flug-

Abbildung 25:  Treibhausgasemissionen im Bundesländervergleich 2016

Datenquelle:	Länderarbeitskreis	Energiebilanzen	(Umweltökonomische	Gesamtrechnung	der	Länder:	Gase)
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verkehr ist in diese Berechnungen nicht einbezogen 
und müsste anteilig noch hinzugerechnet werden. 

Die	Emissionen	aus	dem	Sektor	GHD / private	Haus-
halte weisen von allen Sektoren die geringste Streu-
ung zwischen den Bundesländern auf. Hier gehen 
die Unterschiede nicht nur auf die eingesetzten 
Energiequellen und den Anteil an Fernwärme zurück, 
sondern auch auf die Siedlungsstrukturen: Je länd-
licher diese sind (freistehende Häuser mit geringer 
Besiedlungsdichte), desto höher ist der Endenergie-
verbrauch pro Kopf.

In der Landwirtschaft sind die Methanemissionen 
eng mit der Tierhaltung verknüpft. Niedersachsen 
mit seinen hohen Tierbeständen weist die höchsten 
pro Kopf-Emissionen auf. Hessen hat hier deutlich 
geringere Emissionen, erzeugt aber beispielsweise 
auch weniger Milch als die Bevölkerung pro Kopf 
konsumiert.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
alle Maßnahmen mit Bezug zum Klimaschutz
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Dreifacher Nutzen:   
Strom, Wärme und Klima-
schutz – die KWK

Kennzahl 4: Kraft-Wärme-Kopplung: 
Anlagenzahl und elektrische Leistung

In Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) wird die 
Wärme direkt genutzt, die zusammen mit der Stromer-
zeugung anfällt. Eine Verwendung ist sowohl als Raum-
wärme, zur Warmwasserbereitung oder als Prozess-
wärme für technische Verfahren möglich. Durch diese 
effektive Nutzung des Nebenprodukts Wärme können 
CO2-Emissionen vermieden werden. In den vergange-
nen Jahren wurde im Interesse der Energieeinsparung 
sowie des Umwelt- und Klimaschutzes durch verschie-
dene energiepolitische Instrumente, insbesondere 
EEG und das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) 
der Ausbau der KWK angereizt und unterstützt.

Es gibt unterschiedliche Arten von KWK-Anlagen. In 
Großkraftwerken	wird	häufig	Wärme	ausgekoppelt	
und in Fernwärmenetze eingespeist, die dann Haus-
halte und Industrie mit Wärme auch über längere 
Strecken	versorgen.	Eine	weitere	Effizienzsteige-
rung kann erreicht werden, wenn die KWK-Anlagen 
direkt bei den Verbrauchenden verortet sind (zur 
sogenannten Objektversorgung). Durch den kurzen 
Übertragungsweg der Wärme und das geringere not-
wendige Temperaturniveau werden Leitungsverluste 
vermieden. Bei den KWK-Anlagen vor Ort handelt es 

sich meistens um kleinere Anlagen, die Wohnquar-
tiere und öffentliche Gebäude wie Krankenhäuser 
oder Schwimmbäder mit Strom und Wärme versor-
gen. Innovative KWK-Anlagen mit Brennstoffzellen-
technologie fördert die Landesinitiative Kraft-Wärme-
Kopplung (s. Maßnahme E-05, S. 104).

Wesentliche Kennzahlen, die den KWK-Ausbau 
markieren, sind die Anzahl der Anlagen und deren in-
stallierte elektrische Leistung. Beide Zeitreihen zeigen 
in der bisherigen Entwicklung eine steigende Anzahl 
und Leistung (Abbildung 26). 

Die KWK Nettostromerzeugung lag 2018 in Hessen 
bei knapp 5,5 Terawattstunden. Das entsprach knapp 
einem Drittel der gesamten Bruttostromerzeugung 
des Landes. Insgesamt sinkt der Anteil der Strom-
erzeugung aus KWK mit dem Voranschreiten des 
Ausbaus von Wind- und Sonnenenergie. 

Ein eigenes politisches Ziel in Bezug auf die KWK hat 
Hessen nicht. Auf Bundesebene besteht das Ziel, dass 
im Jahr 2020 die KWK-Nettostromerzeugung mindes-
tens 110 Terawattstunden (TWh) und im Jahr 2025 
mindestens 120 TWh betragen soll.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
E-04: Informationen zu Wärmesenken und  
industrieller Abwärme
E-05: Landesinitiative Kraft-Wärme-Kopplung

Abbildung 26:  Kraft-Wärme-Kopplung: Anlagenzahl und elektrische Leistung

Datenquelle:	HMWEVW	(Energiemonitoring)	auf	Basis	BAFA	
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Immer mehr Strom aus   
Erneuerbaren
Kennzahl 5: Stromerzeugung aus   
erneuerbaren Energien

Die Bereitstellung von Strom aus fossilen Energieträ-
gern ist mit hohen Treibhausgasemissionen verbun-
den. Daher sollen zukünftig erneuerbare Energien 
(EE) die Stromnachfrage ohne Treibhausgasemis-
sionen decken. Die Nutzung von EE ist – neben dem 
Energiesparen	und	der	effizienten	Energienutzung	
– eine der drei Säulen der Energiewende.

Dabei geht es nicht nur um den Ersatz bestehender 
Kraftwerke, sondern auch um die Deckung der stark 
steigenden Stromnachfrage. Dies liegt daran, dass 
CO2-freier Strom im Verkehr, bei Heizungen oder in 
der Industrie zunehmend Mineralöl ersetzen soll. 

Im Gegensatz zu fossilen Energieträgern wie Kohle, 
Gas oder Öl besteht jedoch die Schwierigkeit, dass 
vor allem Windkraft und Solarenergie nicht rund 
um die Uhr zur Verfügung stehen. Verbrauch und 
Erzeugung sind zeitlich voneinander entkoppelt. Das 
Elektrizitätssystem	muss	daher	flexibler	werden.	Eine	
solche Flexibilisierung kann beispielsweise durch 
Stromspeicherung, Laststeuerung oder Stromtrans-
porte erreicht werden. Wichtige Bausteine sind aber 
auch regelbare Erzeugungsanlagen, wobei hier mit 
Biomasse und Geothermie in Hessen sogar zwei re-
generative Optionen zur Verfügung stehen. 

Der hier dargestellte Indikator zur Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien zeigt an, wieviel Strom 
aus erneuerbaren Energien absolut in Hessen für 
sämtliche Verbrauchssektoren erzeugt wird. Außer-
dem ist der EE-Anteil am Bruttostromverbrauch dar-
gestellt. Diese Größe wird auch auf Bundesebene für 
das Monitoring der Ausbauziele der EE genutzt. Der 
Bruttostromverbrauch schließt auch den von den 
konventionellen Kraftwerken für den Eigenbetrieb 
verbrauchten Strom sowie die im Stromsystem ent-
stehenden Speicher- und Netzverluste mit ein.

Beide	dargestellte	Größen	zeigen	einen	signifikant	
steigenden Trend (Abbildung 27). Hessen hat sich 
zum Ziel gesetzt, bis 2050 den kompletten Strom-
bedarf aus EE zu decken. Der Anstieg verlief bisher 
kontinuierlich. Im Jahr 2019 wurde ein Anteil von 
einem knappen Viertel erreicht. Um das gesetzte Ziel 
zu erreichen, bedarf es in den nächsten Jahren aber 
eines stärkeren Anstiegs des Ausbaus.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
E-08: Beratungsstelle für dezentrale und  
regionale Energieerzeugung
E-11: Erhöhung der Flexibilität im Elektrizitäts- 
system. Studie zur Flankierung des Ausbaus  
Erneuerbarer Energien

Abbildung 27:  Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien und EE-Anteil am Bruttostromverbrauch

Datenquelle:	HMWEVW	(Energiemonitoring)	auf	Basis	IE	Leipzig,	Länderarbeitskreis	Energiebilanzen,	HSL	
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Kohleausstieg in Hessen Die Nutzung von Erdgas ist allerdings nur als Über-
gangslösung für einen begrenzten Zeitraum zu 
betrachten. Mittelfristig ist für das Erreichen von Kli-
maneutralität auch ein Ausstieg aus der Verstromung 
von Erdgas erforderlich, da die komplette Strom- 
und Wärmeerzeugung dann CO2-frei erfolgen muss. 
Das heißt, der Anteil von EE am Bruttostromver-
brauch	muss	bei	100 %	liegen,	dieses	Ziel	will	das	
Land Hessen bis 2050 erreichen.

Biomasse ist eine nachgefragte Ressource, auch für 
Kraftstoffe oder die Wärmeerzeugung. Stammt die 
Biomasse nicht aus Reststoffen wie zum Beispiel Bio-
abfällen oder Gülle steht ihr Anbau allerdings immer 
in Flächenkonkurrenz zur Nahrungsmittelerzeugung. 
Dem Brennstoffwechsel sind daher mit Blick auf den 
Biomasseeinsatz enge Grenzen gesetzt. Wichtig für 
den Klimaschutz ist der gleichzeitige Ausbau von 
Wind- und Sonnenenergie. Verbrennungskraftwerke 
liefern in mittlerer Zukunft nur noch Strom zu Spit-
zenlastzeiten. 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
E-01: Brennstoffwechsel von Kohle zu Erdgas,  
Biomasse und biogenen Reststoffen bei Heizwer-
ken bzw. KWK-Anlagen
E-02: Initiativen für eine Kohlestrategie   
des Bundes

Abbildung 28:  Bruttostromerzeugung nach Energieträgern

Datenquelle:	HSL	(Daten	zur	Energiewirtschaft),	HMWEVW	(Energiemonitoring)	auf	Basis	IE	Leipzig

*	vorläufig	
**	Schätzprognose	
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Kennzahl 6: Bruttostromerzeugung 
nach Energieträgern

Die Erzeugung von Strom und Wärme aus Kohle ver-
ursacht große Mengen an Treibhausgasen und trägt 
somit maßgeblich zur Klimaerwärmung bei. Aus 
diesem Grund hat Deutschland den Kohleausstieg 
bis spätestens zum Jahr 2038 beschlossen. Dieser 
wird vor allem mit dem Ersatz der kohlebetriebenen 
Kraftwerke durch Anlagen zur Erzeugung erneuer-
bare Energien erreicht. Das größte Steinkohlekraft-
werk in Hessen, das Kraftwerk Staudinger Block 5, 
soll – laut Aussage des Betreibers – bis spätestens 
2025 vom Netz gehen. Aber auch ein Brennstoff-
wechsel von Kohle zu Erdgas, Biomasse und bio-
genen Reststoffen in Heizwerken und KWK-Anlagen 
kann die Treibhausgasemissionen reduzieren. Das 
Fernwärmekraftwerk Kassel soll beispielsweise bis 
2025 von Braunkohle auf Klärschlamm und Altholz 
umgestellt werden.

Der Prozess des Kohleaussteigs in Hessen lässt sich 
mit dem hier dargestellten Indikator zur Bruttostrom-
erzeugung aus den Energieträgern Kohle, Erdgas, 
Biomasse und biogenen Reststoffen nachvollziehen. 
Die Bruttostromerzeugung aus Kohle geht kontinu-
ierlich zurück (s. Abbildung 28). Das Minimum im 
Jahr 2014 resultiert aus einem längeren Betriebsaus-
fall des Steinkohlekraftwerks Staudinger. Im Gegen-
zug nimmt die Bruttostromerzeugung aus Erdgas, 
Biomasse und biogenen Reststoffen zu.
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Personenverkehr in Bussen 
und Bahnen nimmt zu
Kennzahl 7: Personenverkehr mit  
Bussen und Bahnen in Hessen gesamt

In Hessen, wie auch in Deutschland insgesamt, 
werden nach wie vor die meisten Wege mit dem 
eigenen Auto zurückgelegt. Eine Verlagerung des 
Personenverkehrs auf andere Verkehrsträger wie 
bspw. Busse und Bahnen hilft, die verkehrsbeding-
ten Treibhausgasemissionen zu reduzieren, da Busse 
und Bahnen die energie- und schadstoffärmeren 
Verkehrsmittel sind.

Die hier dargestellten Beförderungsleistungen in 
Bus und Bahn spiegelt die Nachfrage der Bevöl-
kerung nach Angeboten des öffentlichen Verkehrs 
wider.

Bei der Interpretation der Zeitreihe (s. Abbildung 29) 
ist zu berücksichtigen, dass die landesbezogene Sta-
tistik zum Personenverkehr in Bus und Bahn einige 
Unschärfen aufweist. Erfasst wird die Beförderungs-
leistung der in Hessen angesiedelten Unternehmen. 
Dadurch führen Unternehmensneugründungen, 
-umstrukturierungen oder -ausfälle zu Änderungen 
der Daten, die sich nicht direkt auf eine tatsächliche 
Zu- oder Abnahme der Fahrgastzahlen zurückführen 
lassen. So ist in den Jahren nach 2011 durch eine 
Umstrukturierung innerhalb der Deutsche Bahn AG 
Beförderungsleistung in der statistischen Erfassung 
von Bayern auf Hessen übergegangen, was den 

deutlichen Anstieg der Beförderungsleistung be-
gründet.

Darüber hinaus werden nicht jedes Jahr alle Unter-
nehmen	verpflichtet,	die	Daten	zur	Beförderungsleis-
tung zu melden. Um den mit der Berichterstattung 
verbundenen Aufwand für kleinere Unternehmen 
vertretbar zu halten, wird nur in fünfjährigen Abstän-
den eine vollständige Erhebung aller Unternehmen 
durchgeführt. Diese gab es in der dargestellten 
Zeitreihe in den Jahren 2005, 2010 und 2015. Die 
jährliche Befragung konzentriert sich in der Regel auf 
größere Unternehmen. Die von diesen Unternehmen 
erbrachte Beförderungsleistung prägt daher stark 
das Bild der dargestellten Zeitreihe.

Betrachtet man lediglich die Jahre der Vollerfassung 
ergibt sich ein Zuwachs bei der Beförderungsleis-
tung im Personenverkehr mit Bussen und Bahnen. 
Ab 2015 liegt der Wert allerdings relativ konstant 
bei etwa 40.000 Millionen Personenkilometern. Auf 
Bundesebene stieg die Nachfrage am öffentlichen 
Schienen- und Straßennahverkehr auch nach 2015 
weiter an.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-07: Ausbau des Öffentlichen Verkehrs - Ange-
bot und Vernetzung
V-26: Einführung eines hessenweiten Jobtickets 
für Landesbedienstete

Abbildung 29:  Personenverkehr mit Bussen und Bahnen in Hessen

Datenquelle:	HSL	
(Statistischer	Bericht	H	I	5)	
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Anteil an Elektrofahrzeugen 
erneut gestiegen
Kennzahl 8: Anteil Elektrofahrzeuge am 
Pkw-Bestand

Der Verkehrssektor trägt mit dem Verbrauch von Ben-
zin und Diesel wesentlich zu klimaschädlichen CO2-
Emissionen	bei.	Elektrofahrzeuge	sind	eine	effiziente	
Möglichkeit, die CO2-Emissionen des Verkehrs zu 
reduzieren. Dies gilt allerdings nur unter der Voraus-
setzung, dass der genutzte Strom aus erneuerbaren 
Energien bereitgestellt wird.

Gleichzeitig emittieren Elektrofahrzeuge – mit Aus-
nahme des Feinstaubs aus dem Reifenabrieb – keine 
Schadstoffe, wenig Lärm bei niedrigerer Geschwin-
digkeit und haben damit deutliche Umweltvorteile 
gegenüber Fahrzeugen mit klassischen Verbren-
nungsmotoren. Die Steigerung der Elektromobilität 
ist daher ein wichtiges Ziel der hessischen Landes-
regierung. Neben direkten Fördermaßnahmen des 
Bundes wie Kaufprämien (Umweltbonus) oder der 
Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer unterstützt das 
Land den Ausbau von Ladeinfrastruktur und fördert 
Forschung und Entwicklung im Bereich der Elektro-
mobilität.

Der Anteil an reinen batterieelektrischen Autos in 
Hessen	ist	seit	2010	signifikant	gestiegen	(s.	Ab-
bildung 30), zuletzt auch noch einmal deutlich im 
Jahr 2019. Zum 1. Januar 2020 waren 10.670 E-Pkws 
gemeldet,	was	einem	Anteil	von	0,28 %	am	gesamten	
Pkw-Bestand entspricht. Dies ist zwar nach wie vor ein 
sehr geringer Wert, allerdings ist die Wachstumsrate 
mit	knapp	60 %	gegenüber	dem	Vorjahr	vielverspre-
chend. Werden allein die Neuzulassungen im Jahr 

2019 betrachtet, liegt der Anteil der batterieelektri-
schen Fahrzeuge an den Neuzulassungen bereits bei 
1,25 %.	

Wesentliche Voraussetzung für eine steigende Nach-
frage nach reinen batterieelektrischen Fahrzeugen 
ist eine gut ausgebaute Ladeinfrastruktur. Für die 
Elektroantriebe standen in Hessen im April 2020 nach 
Angaben des Bundesverbands der Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V. (BDEW) 1.866 öffentlich zu-
gängliche Ladepunkte zur Verfügung. Gegenüber 
dem Vorjahr ist dies ein Zuwachs um 282 Ladepunkte. 
Hinzu kommen rein privat genutzte Ladepunkte und 
betriebseigene Lademöglichkeiten. Die Angaben 
durch die Unternehmen hierzu sind allerdings freiwil-
lig, sodass die Datengrundlage nicht vollständig ist.

Die Zulassungsdaten für Fahrzeuge werden vom 
Kraftfahrt-Bundesamt zur Verfügung gestellt. Seit 
2018 werden Plug-in Hybride gesondert von den Hy-
bridfahrzeugen aufgeführt. Ein Plug-in Hybrid ist eine 
Kombination aus einem Verbrennungs- und einem 
Elektromotor, bei dem die Batterie – anders als bei 
Hybridfahrzeugen – auch über das Stromnetz geladen 
werden kann. Der Anteil an Plug-in Hybriden weist 
ähnliche Wachstumsraten auf wie die rein batterie-
elektrischen	Fahrzeuge.	Er	lag	2020	bei	0,24 %.	Der	
Anteil an den Neuzulassungen im Jahr 2019 betrug 
für	E-Pkw	und	Plug-in	Hybride	zusammen	2,35 %.	

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-04: Stärkung von klimafreundlichen Mobilitäts-
angeboten 
V-05: Klimafreundliche Mobilität auf dem Land 
fördern
V-10: Förderung emissionsarmer Verkehrsmittel

Abbildung 30:  Anteil Elektroautos am Pkw-Bestand

Datenquelle:	KBA
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Verkehr beruht weiterhin auf 
fossilen Kraftstoffen
Kennzahl 9: Endenergieverbrauch im 
Verkehrssektor ohne Flugverkehr

In	Hessen	entfallen	rund	97 %	des	Verbrauchs	an	Ende-
nergie im Verkehrssektor auf den Straßenverkehr (ohne 
Berücksichtigung des Luftverkehrs). Der Schienenver-
kehr	hat	demgegenüber	nur	einen	Anteil	von	etwa	3 %	
am Endenergieverbrauch. Die Binnenschifffahrt fällt mit 
einem	Anteil	von	unter	0,5 %	kaum	ins	Gewicht.

Der Absatz an Kraftstoffen für den Luftverkehr liegt in 
etwa in der gleichen Größenordnung wie der im Stra-
ßenverkehr. Er ist in der nachstehenden Abbildung 
31 nicht dargestellt, um eine bessere Unterscheidung 
der Energieträger im bodengebundenen Verkehr 
zu ermöglichen. Zudem sind durch den Flughafen 
Frankfurt am Main gemäß dem Standortprinzip der 
Energiebilanzen auch Tankmengen an Kerosin für den 
internationalen Flugverkehr in den hessischen Zahlen 
berücksichtigt, die eigentlich nicht den landesinter-
nen Energieverbräuchen zuzurechnen wären.

Der verkehrsbedingte Endenergieverbrauch (ohne 
Luftverkehr) in Hessen zeigt über die gesamte Zeit-
reihe einen quadratisch steigenden Trend (s. Abbil-
dung 31). Nach dem Jahr 2000 kam es zunächst zu 
einem Rückgang, der im Jahre 2009 – auch als Folge 
der Weltwirtschaftskrise – mit 182 Petajoule (PJ) einen 
vorläufigen	Tiefpunkt	erreichte.	Vor	allem	ab	2012	
stieg der Endenergieverbrauch dann aber wieder 
kontinuierlich	an	und	erreichte	201 PJ	im	Jahr	2017.	
2018	ging	er	dann	wieder	leicht	auf	195 PJ	zurück.	

Die Hauptenergieträger im Straßenverkehr sind 
nach wie vor fossile Diesel- und Ottokraftstoffe (s. 
auch Kennzahl 8, S. 49). Der Verbrauch der fossilen 

Kraftstoffe im Straßenverkehr ist in den letzten Jah-
ren nahezu konstant geblieben. Das bedeutet, dass 
technische	Fortschritte	wie	effizientere	Pkws	und	Lkws	
durch den Anstieg der Verkehrsleistungen mehr oder 
weniger zunichtegemacht worden sind. Im Jahr 2018 
lag der Endenergieverbrauch von Dieselkraftstoff bei 
114 PJ	und	für	Ottokraftstoffe	bei	65 PJ.	

Um den Anteil fossiler Energieträger und die ver-
kehrsbedingten CO2-Emissionen zu reduzieren, 
werden im Straßenverkehr – neben Elektrofahrzeugen 
– auch Biokraftstoffe eingesetzt, also Biodiesel, Bio-
ethanol	und	Pflanzenöl.	Seit	2009	liegt	der	Anteil	von	
Biokraftstoffen am verkehrsbedingten Endenergie-
verbrauch	in	Hessen	bei	rund	5 %,	was	in	etwa	dem	
deutschen Durchschnitt entspricht. In Deutschland hat 
die Bundesregierung diejenigen Unternehmen, die 
Otto- und Dieselkraftstoffe in Verkehr bringen, dazu 
verpflichtet,	bis	zum	Jahr	2020	die	jährlichen	Treib-
hausgasemissionen der Kraftstoffe durch die Verwen-
dung von Biokraftstoffen zu mindern.

Der Endenergieverbrauch des Schienenverkehrs zeigt 
keinen	signifikanten	Trend.	Er	liegt	über	die	gesamte	
Zeitreihe betrachtet bei durchschnittlich 5,5 PJ. Der 
Anteil des Endenergieverbrauchs beim Schienen-
verkehrs am gesamten Endenergieverbrauch des bo-
dengebundenen	Verkehrs	von	knapp	3 %	entspricht	
in etwa dem Anteil des Stromverbrauchs am End-
energieverbrauch, da der Schienenverkehr in Hessen 
hauptsächlich mit Elektroloks abgewickelt wird. Die 
Elektromobilität auf der Straße schlägt sich hingegen 
noch nicht in einer nennenswerten Erhöhung der 
Stromnachfrage im Verkehr nieder. 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
betrifft übergreifend alle Maßnahmen im Ver-
kehrssektor

Abbildung 31:  Endenergieverbrauch im Verkehrssektor ohne Flugverkehr

Datenquelle:	HSL	Energiebericht
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Gütertransportintensität  
stagnierend
Kennzahl 10: Gütertransportintensität  
in Hessen

Der Güterverkehr ist in Deutschland für rund ein Drittel 
der verkehrsbedingten CO2-Emissionen verantwort-
lich. Zusätzlich ist er mit weiteren negativen Umwelt-
auswirkungen wie Lärm, Schadstoffemissionen und 
Flächeninanspruchnahme verbunden. Eine Entkopp-
lung des Güterverkehrsaufkommens von Wirtschafts-
wachstum ist daher eines der wichtigsten politischen 
Ziele im Bereich Verkehr. Die Erfolge einer solchen 
Entkopplung lassen sich mit der Gütertransportintensi-
tät abbilden. Sie beschreibt die Güterverkehrsleistung, 
also den Transport von Waren auf Straßen, Schienen 
und Wasserstraßen, im Verhältnis zum preisbereinig-
ten BIP als Maß für die Wirtschaftsleistung. Steigende 
Werte bedeuten mehr Transporte pro BIP-Einheit. Im 
Sinne von Nachhaltigkeit und Klimaschutz werden 
geringere Intensitätswerte angestrebt. Eine Zunahme 
der Gütertransportintensität ist unter anderem darauf 
zurückzuführen, dass eine Verlagerung von Wirtschafts-
tätigkeiten	auf	Zulieferer	stattfindet	und	die	Fertigungs-
tiefe in den Unternehmen abnimmt. In der Konsequenz 
werden immer mehr Vor- und Zwischenprodukte hin 
und her transportiert. 

Über die gesamte dargestellte Zeitreihe hinweg (s. Ab-
bildung	32)	hat	die	Gütertransportintensität	signifikant	
zugenommen. In den letzten zehn Jahren pendelte 
sich	der	Wert	auf	einem	Niveau	von	plus	14	bis	15 %	
des Ausgangswerts von 1995 ein. Zuletzt war also je 
Einheit erzeugter Wirtschaftsleistung eine im Vergleich 
zu 1995 um ca. 15 % höhere Güterverkehrsleistung 
erforderlich. Die Wirtschaftskrise der Jahre 2008 und 

2009 hat zu einem leichten Rückgang der Gütertrans-
portintensität geführt. 

Die hessischen Daten zu den Güterverkehrsleistungen 
werden vom Kraftfahrt-Bundesamt und vom Statisti-
schen Bundesamt zusammengestellt, die Daten zum 
BIP stammen vom Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen der Länder“. Erfasst werden jähr-
lich die vom jeweiligen Land ausgehenden Transporte, 
unabhängig vom Ort der erbrachten Leistung. Die Ver-
kehrsleistung entspricht dabei dem Produkt aus trans-
portierter Menge in Tonnen und Entfernung in Kilome-
tern (km). Im Eisenbahnverkehr wird die entsprechend 
Tarif festgelegte Transportleistung (Tarif-tkm) erfasst.

Im Gegensatz zum Bundesindikator umfasst der hier 
angewendete Länderindikator nur die Güterverkehrs-
leistungen im Straßen-, Eisenbahn- und Binnenschiffs-
verkehr. Unberücksichtigt bleiben auf Landesebene 
unter anderem der Luftfrachtverkehr, der Wirtschafts-
verkehr auf der Straße von Fahrzeugen unter 3,5 
Tonnen Nutzlast, Verkehrsleistungen von Fahrzeugen 
mit ausländischer Zulassung sowie im Ausland begin-
nende Verkehrsleistungen. 

Vor dem Hintergrund, dass der Güterverkehr nach wie 
vor überwiegend unter Einsatz fossiler Kraftstoffe auf 
der Straße abgewickelt wird, bedeutet die stagnie-
rende Gütertransportintensität, dass weiterer dringen-
der Handlungsbedarf besteht um die klimaschädlichen 
Auswirkungen des Güterverkehrs zu reduzieren. 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-12: Klimafreundlichen Güterverkehr stärken

Abbildung 32:  Gütertransportintensität

Datenquelle:	KBA,	FSB	2020	zur	
Nachhaltigkeitsstrategie	Hessen
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Radfahren attraktiver machen
Kennzahl 11: Qualität und Nutzung des 
Radnetzes

Durch eine Verlagerung des motorisierten Individu-
alverkehrs auf den Radverkehr können der Ausstoß 
von klimaschädigenden Treibhausgasemissionen 
und Luftschadstoffen durch fossilen Kraftstoffe sowie 
der Lärm deutlich reduziert werden. Darüber hinaus 
ist der Flächenbedarf des Radverkehrs sowohl im 
Straßenraum und besonders beim Parken wesentlich 
geringer als der des motorisierten Individualver-
kehrs. Damit kann ein Beitrag zu mehr Lebensquali-
tät insbesondere in den Innenstädten und Ortsker-
nen geleistet werden. Zudem trägt die Bewegung 
beim Radfahren zur persönlichen Gesundheit bei. 

Im Fokus einer nachhaltigen Verkehrs- und Mobili-
tätsentwicklung steht daher, Anreize für die Nutzung 
klima- und umweltfreundlicher Verkehrsmittel wie 
das Fahrrad zu schaffen. Zentral dafür ist eine Infra-
struktur, die Radfahren attraktiv und sowohl objektiv 
als auch subjektiv sicher macht. Im Rahmen der IKSP-
Maßnahmen	wurden	deshalb	mit	der	Definition	des	
Rad-Hauptnetzes Hessen, der Festlegung von Quali-
tätsstandards und der Erarbeitung von Musterlösun-
gen wichtige Grundlagen für den systematischen 
landesweiten Ausbau des Radnetzes geschaffen.

Eine weitere Voraussetzung für die Weiterentwick-
lung des Radnetzes sind aktuelle und verlässliche 
Daten zum Zustand. Das Radnetz in Hessen ist in den 
letzten Jahrzehnten durch Aktivitäten der Kommu-
nen und des Landes auf den heutigen Stand ge-
wachsen. Viele Radverbindungen sind mehr als 25 
Jahre alt. Deshalb werden seit 2019 der Bestand und 
Zustand der Radverkehrsinfrastruktur der touristi-
schen Radfernwege, des Rad-Hauptnetzes und der 
Radwege an Bundes- und Landesstraßen in Hessen 
erfasst und der Zustand bewertet. Die Ergebnisse 
dienen	als	Entscheidungsgrundlage	für	eine	effizi-
ente und anforderungsgerechte Erhaltung und den 
Ausbau der Radinfrastuktur.

In einem weiteren Schritt soll der vorhandene Rad-
verkehr systematisch erfasst werden. Derzeit liegen 
Verkehrsdaten zum Radverkehr nur lückenhaft vor. 
Im	Gegensatz	zum	Kraftfahrzeugverkehr	finden	Zäh-
lungen des Radverkehrs bislang nur unsystematisch 
und nicht auf das Radnetz bezogen statt. Gemein-
sam durch Hessen Mobil für den Radverkehr an den 
Bundes- und Landesstraßen sowie Kreisen, Städten 

und Gemeinden soll dafür in den nächsten Jahren 
ein Netz von Dauerzählstellen aufgebaut werden. 

Dauerzählstellen sind permanent betriebene, auto-
matische Zählstellen zur Erfassung von Verkehrsda-
ten auf Straßen. Für den Radverkehr gibt es spezielle 
Fahrradzählstellen. Als Erfassungsgeräte kommen 
z.B. Induktionsschleifen, Radar-, Infrarot- und Ultra-
schalldetektoren, Lichtschranken oder Videosysteme 
zum Einsatz. Insgesamt sollen 2021 rund 300 Dauer-
zählstellen hessenweit eingerichtet werden, wobei 
diese insbesondere an Hessischen Radfernwegen, 
dem Rad-Hauptnetz Hessen und auf ausgewählten 
Radwegen an Bundes- und Landesstraßen vorgese-
hen sind. Die Daten sollen zentral zusammengeführt 
und für die unterschiedlichen Anwendungszwecke 
aufbereitet werden. Damit wird es einfacher, zielge-
richtet Maßnahmen umzusetzen und den Erfolg von 
Maßnahmen zu überprüfen.

Die Daten über den Zustand der Infrastruktur und 
die Nutzung unterstützen Landkreise, Städte, Ge-
meinden und Hessen Mobil, die begonnene syste-
matische Entwicklung des Rad-Hauptnetzes Hessen 
und der regionalen bzw. lokalen Netze gezielt umzu-
setzen. Dabei unterstützen die Daten auch die not-
wendige Priorisierung der Umsetzung von Infrastruk-
turmaßnahmen. Zudem ist vorgesehen, die Daten als 
zusätzliche Informationen in den Radroutenplaner 
Hessen aufzunehmen, um neben den bereits jetzt 
vorhandenen Informationen, insbesondere über den 
Verlauf der Strecke, die Steigung und touristische In-
formationen, Angaben zur Beschaffenheit der Ober-
fläche	und	der	Wegbreite,	weitere	Hinweise	auf	die	
Nutzbarkeit z.B. mit Kinderanhänger oder mehrspu-
rige Fahrräder (Velomobile, Spezialräder für mobili-
tätseingeschränkte Personen) geben zu können.

Durch die vorgesehene regelmäßige Wiederholung 
der Zustandserfassung alle fünf Jahre und die konti-
nuierliche Erfassung der Nutzung lassen sich zukünf-
tig Aussagen über die Entwicklung der Qualität des 
Netzes und der Nutzung ableiten, die eine valide 
Basis für eine Indikatorentwicklung bilden.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-06: Förderung des Rad- und Fußverkehrs
V-09: Ausbau des Öffentlichen Verkehrs und der 
Radverkehrs - Finanzierung



53

Monitoringbericht 2020 zum Integrierten Klimaschutzplan Hessen 2025 

Investitionsfreude ist ins  
Stocken geraten
Kennzahl 12: Investitionen hessischer 
Betriebe in erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz

Investitionen in den Umstieg auf erneuerbare 
Energien, in Energiesparmaßnahmen oder in Ener-
gieeffizienzmaßnahmen	wie	energieeffizientere	
Produktionstechniken wirken sich positiv auf den 
Energieverbrauch und die Energiekosten der Unter-
nehmen aus. 

Daneben geben Investitionen in diese neuen Tech-
nologien wichtige Impulse, die Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen insgesamt 
zu stärken. Investitionen in erneuerbare Energien 
und	Energieeffizienz	sind	damit	ein	gutes	Maß	für	
die Leistungsfähigkeit und Zukunftsorientierung der 
Wirtschaft (Abbildung 33). Bei der Interpretation die-
ser Zahlen ist allerdings zu berücksichtigen, dass die 
Innovationsbereitschaft auch stark von der Rentabili-
tät abhängt. Teilweise sind die Investitionen auch das 
Resultat steigender gesetzlicher Anforderungen an 
den Umwelt- und Klimaschutz.

Das Land Hessen weist in seinem Energiemonitoring 
die jährlichen Investitionssummen für die Errichtung 
von Anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung aus 
erneuerbaren Energien aus. Das Investitionsvolumen 
hatte im Startjahr 2011 ein Rekordhoch. Seit 2015 

stagnieren die jährlichen Investitionen hessischer Be-
triebe in erneuerbare Energien mehr oder weniger 
beziehungsweise gehen zurück. Im Jahr 2019 wur-
den in Hessen Investitionen in Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien in Höhe von insgesamt 319,3 
Millionen Euro getätigt. Dies waren knapp 308,2 
Millionen Euro weniger als im Vorjahr. 

Die	Investitionen	zur	Steigerung	der	Energieeffizienz	
und zur Energieeinsparung werden vom Hessischen 
Statistischen Landesamt (HSL) erfasst. Für die Inves-
titionen	in	Effizienzmaßnahmen	liegen	derzeit	Daten	
bis ins Jahr 2017 vor (Abbildung 33). Auch hier liegt 
der Spitzenwert im Jahr 2012 schon etwas zurück 
und konnte bisher nicht wieder erreicht werden. In 
dieser Zeit unterlagen allerdings die Energiepreise 
auch nur einer geringen Preissteigerung oder sta-
gnierten	sogar.	Damit	sinkt	die	Rentabilität	von	Effi-
zienz- und Einsparmaßnahmen, und es wird weniger 
in innovative Energietechnologien investiert. 

Auch wenn günstige Energiepreise zunächst gut für 
die Wirtschaft sind, sind sie nicht gut für den Klima-
schutz. Die politische Herausforderung besteht vor 
diesem Hintergrund darin, mehr Anreize für weitere 
Investitionen in die Zukunft zu schaffen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
IGHD-20: Investitionsförderprogramm zur Redu-
zierung von CO2-Emissionen in Unternehmen

Abbildung 33:  Investitionen	hessischer	Betriebe	in	erneuerbare	Energien	und	Energieeffizienz

Datenquelle:	HMWEVW	(Energiemonitoring)	auf	Basis	ZSW,	
HSL	(Gesamtinvestitionen	für	den	Umweltschutz)	
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Energiepolitik beeinflusst 
Endenergieverbrauch 
Kennzahl 13: Entwicklung der gesamt-
wirtschaftlichen temperaturbereinigten 
Endenergieproduktivität

Der Endenergieverbrauch bezeichnet die Energie, 
die von Endverbrauchern in den Sektoren Industrie, 
GHD, private Haushalte und im Verkehr verbraucht 
wird. Die Differenz zum Primärenergieverbrauch 
ergibt sich aus den Umwandlungs- und Übertra-
gungsverlusten, die nicht zum Endenergieverbrauch 
gerechnet werden. Im Jahr 2018 wurden nach vor-
läufigen	Daten	des	HSL	insgesamt	794	PJ	an	Energie	
von den Endabnehmern in Hessen verbraucht. Der 
Endenergieverbrauch liegt damit um 12,5 PJ be-
ziehungsweise	1,5 %	niedriger	als	im	Vorjahr,	womit	
der Endenergieverbrauch wie auch im Jahr 2017 
gesunken ist.

Die in Abbildung 34 dargestellte Kennzahl Endener-
gieproduktivität ergibt sich aus dem preisbereinig-
ten BIP bezogen auf den Endenergieverbrauch (in 
GJ). Damit wird die erzeugte Wirtschaftskraft je Ein-
heit verbrauchter Endenergie dargestellt. Die Werte 
sind bezogen auf das Jahr 2000 indexiert. In Hessen 
wird die Endenergieproduktivität vom HSL und vom 
Länderarbeitskreis Energiebilanzen errechnet. 

Ziel ist es, den Endenergieverbrauch von der Wirt-
schaftskraft zu entkoppelt, das heißt, viele volkswirt-
schaftliche Werte (Sachwerte und Dienstleistungen) 
zu erzeugen und dabei so wenig Endenergie wie 
möglich zu verbrauchen. Eine steigende Produktivi-
tät	weist	auf	eine	hohe	Energieeffizienz	der	Wirt-
schaft, einen hohen technologischen Stand der 
Wirtschaft und das Erreichen dieses Ziels hin. Eine 
solche positiv zu bewertende Entwicklung kann das 
Resultat einer erfolgreichen Energiepolitik mit wirk-
samen energiepolitischen Maßnahmen sein. Aller-
dings muss auch bedacht werden, dass eine stei-
gende Energieproduktivität nicht ausschließlich auf 
eine	steigende	Energieeffizienz	schließen	lässt.	Auch	
weiteren Faktoren, wie z. B. wirtschaftlicher Struktur-
wandel oder Verhaltensänderungen der Wirtschafts-
subjekte können ein Grund sein. 

Die Energieproduktivität steigt in Hessen seit Jahr-
zehnten, allerdings seit zehn Jahren etwas langsamer 
als zuvor. Die Maßnahmen des IKSP sollen – wenn 
auch indirekt – den weiteren und stärkeren Anstieg 
unterstützen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
keine direkten Bezüge, indirekt alle IGHD-Maß-
nahmen

Abbildung 34:  Entwicklung der Endenergieproduktivität

Datenquelle:	HSL,	HMWEVW	(Energiemonitoring)	auf	Basis	IE	Leipzig
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Landwirtschaftliche Betriebe 
stellen um
Kennzahl 14: Anteil ökologisch bewirt-
schafteter Fläche

Bezogen auf die bewirtschaftete Fläche emittiert der 
ökologische Landbau - einer umfangreichen Ver-
gleichsstudie des Thünen-Instituts zufolge – weniger 
Treibhausgase als der konventionelle Landbau. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig: Auf Mineraldünger 
und	chemisch-synthetische	Pflanzenschutzmittel,	
die einer energieintensiven Herstellung bedürfen, 
muss im Ökolandbau verzichtet werden. Stattdessen 
gehören weitgehend geschlossene Stoffkreisläufe zu 
den Grundprinzipien des ökologischen Landbaus. 
Die Stickstoffdüngung erfolgt vor allem über Wirt-
schaftsdünger	und	über	Pflanzen,	die	Luftstickstoff	
binden (Leguminosen). Die zugeführten Nährstoffe 
sind organisch gebunden, was den Humusaufbau 
fördert. 

Eine sorgsame Humuswirtschaft fördert die Spei-
cherung von Bodenkohlenstoff. Der Humus bindet 
zudem Nährstoffe, die durch biologische Aktivität 
über die Zeit wieder freigesetzt werden und die 
Pflanzen	bedarfsgerecht	ernähren.	Im	Resultat	ist	das	
Düngeniveau im Ökolandbau niedriger als im kon-
ventionellen System. Hinzu kommt, dass der Tierbe-
satz im ökologischen Landbau geringer ist, da er an 
die	verfügbaren	hofeigenen	Futterflächen	gebunden	
ist. Mit geringerem Tierbesatz sind auch geringere 
Treibhausgasemissionen aus der Tierhaltung ver-
bunden.

Die Öko-Verordnung der Europäischen Union (EG-
Öko-VO 834/2007) schreibt die Grundregeln des 
ökologischen Landbaus fest und setzt in Europa 
einen einheitlichen Standard für die ökologische 
Erzeugung	von	Pflanzen,	die	Tierhaltung	und	die	
Weiterverarbeitung der Produkte. 

Abbildung 35 zeigt den Anteil der ökologisch be-
wirtschafteten Flächen in Hessen an der gesamten 
landwirtschaftlich genutzten Fläche. Die Angaben 
basieren auf den Werten zur ökologisch bewirtschaf-
teten Fläche, die die Kontrollbehörden der Bundes-
länder jährlich im Juli an die Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung (BLE) melden. Der Anteil 
der ökologisch bewirtschafteten Flächen in Hessen 
stieg	seit	1996	signifikant	an.	Besonders	erfreulich	
sind die deutlichen Zunahmen gerade in den letzten 
Jahren. Inzwischen beträgt der Flächenanteil knapp 
15 %,	und	13,5 %	der	Betriebe	sind	als	Ökobetriebe	
anerkannt. Hessen liegt mit diesen Zahlen an der 
Spitze der Bundesländer und auch deutlich über 
dem Bundesdurchschnitt. 

Bis zu Jahr 2025 soll in Hessen ein Viertel der Flä-
chen ökologisch bewirtschaftet werden („25/25 
Ziel“). Wenn der Zuwachs der ökologischen Land-
wirtschaft weiterhin so dynamisch verläuft wie in den 
letzten vier bis fünf Jahren und regionale Wertschöp-
fungsketten weiter gestärkt werden, lässt sich dieses 
Ziel erreichen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-12: Förderung des ökologischen Landbaus

Abbildung 35:  Anteil ökologisch bewirtschafteter Fläche

Datenquelle:	LIKI
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Zu große Stickstoffüber-
schüsse in der Landwirtschaft
Kennzahl 15: Stickstoffüberschüsse   
der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
in Hessen

Der durch den Menschen emittierte Stickstoff hat 
weitreichende Auswirkungen auf den Naturhaushalt. 
Zu viel Stickstoff im Nährstoffkreislauf führt zu Ver-
sauerung, zu Nährstoffeinträgen und -anreicherungen 
in	Grundwasser	und	Oberflächengewässern.	Diese	
Eutrophierung beeinträchtigt auch die biologische 
Vielfalt. Stickstoffemissionen haben auch Auswirkun-
gen auf das Klima. Vor allem N2O (Lachgas) ist eine 
Stickstoffverbindung, die ein hochwirksames Treib-
hausgas ist. Es wirkt fast 298 Mal stärker als CO2 (s. 
Richtlinien für die internationale THG-Berichterstat-
tung von 2006).

Lachgas entsteht vor allem bei der landwirtschaftli-
chen Düngung, denn sowohl Mist und Gülle als auch 
industriell hergestellte Düngemittel sowie Gärreste 
aus Biogasanlagen enthalten Stickstoff. Im Zuge der 
bakteriellen Umsetzungsprozesse im Boden bildet 
sich Lachgas. Aber auch aus Ammoniak (NH3), das 
in größerem Umfang in der Landwirtschaft emittiert 
wird, kann über chemische Reaktionen Lachgas ent-
stehen. 

Die Landwirtschaft ist mit Abstand der Hauptemittent 
von Stickstoffverbindungen in die Umwelt. Ein wichti-
ges Ziel für mehr Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft 
ist die Reduktion des Stickstoffüberschusses. Dessen 
Berechnung erfolgt über die sogenannte Flächenbi-
lanz, die die Stickstoffeinträge (vor allem über die Dün-

gung) und die Austräge über die Ernte bezogen auf 
die landwirtschaftlich genutzte Fläche berücksichtigt.

Diese Bilanz kann sowohl für einen einzelnen Betrieb 
als auch für ein ganzes Gebiet, beispielsweise ein 
Bundesland, erfolgen. 

Im Zeitverlauf schwanken die jährlichen Stickstoff-
überschüsse unter anderem infolge schwankender 
Erträge (s. Abbildung 36). Die Werte schwanken in 
Hessen und in Deutschland in vergleichbarer Weise. 
Die durchweg geringeren Überschüsse in Hessen 
sind vor allem auf die relativ geringeren Viehbestände 
im Land zurückzuführen.

Trotzdem muss auch die hessische Landwirtschaft 
eine weitere Minderung ihrer Stickstoffüberschüsse 
erreichen und auf diese Weise auch einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. Im Rahmen seiner Nachhal-
tigkeitsziele will das Land den Stickstoffüberschuss 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche (nach der Flä-
chenbilanz) von ca. 65 kg/ha auf 40 kg/ha (bezogen 
auf den 5-Jahresdurchschnitt) senken.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
LF-03: Förderung des ökologischen Landbaus
LF-08: Beratung für landwirtschaftliche Betriebe 
zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung
LF-12: Minderung der Stickstoffüberschüsse in 
der Landwirtschaft durch strengere Anwendung 
bestehender Gesetze
LF-13:	Steigerung	der	Stickstoffeffizienz	durch	
technische Verbesserung für die Lagerung und 
Ausbringung von Gülle und Gärresten

Abbildung 36:  Stickstoffüberschüsse der landwirtschaftlich genutzten Fläche

Datenquelle:	LIKI
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Nicht alle Tiere emittieren 
gleich
Kennzahl 16: Methanemissionen aus 
der Tierhaltung

Für die Klimarelevanz der Tierhaltung ist vor allem die 
Emission des Treibhausgases CH4 von Bedeutung. 
Dieses wirkt 25 Mal stärker auf das Klima als CO2 (s. 
Richtlinien für die internationale THG-Berichterstat-
tung von 2006).

Methan entsteht, wenn organisches Material unter 
Luftausschluss abgebaut wird. Dies ist beispielsweise 
bei Wiederkäuern bei der Verdauung der Fall. Rinder, 
Ziegen und Schafe fressen Gras, Heu und Stroh. Dank 
spezialisierter Einzeller im Pansen der Tiere können 
sie dieses Futter verdauen, aber es entsteht wegen 
der rohfaserreichen Nahrung besonders viel Me-
than.	Schweine	und	Geflügel	fressen	kein	Gras	und	
produzieren daher deutlich geringere Emissionen 
durch ihre Verdauung. Kühe stoßen etwas weniger 
Treibhausgas aus, wenn sie zusätzlich zu Gras und 
Heu auch in geringen Mengen mit stärkereichen 
Futtermitteln wie Getreide versorgt werden. Doch der 
Großteil der Nahrung muss bei artgerechter Fütte-
rung vom Grünland stammen. Zudem tritt der Anbau 
von Futtergetreide auf dem Acker in Konkurrenz zum 
Nahrungsmittelanbau für die menschliche Ernährung. 
Der Erhaltung und Bewirtschaftung insbesondere 
von Dauergrünland kommt auch unter Klimaschutz-
aspekten große Bedeutung zu, da in den Böden unter 
Dauergrünland viel Kohlenstoff gebunden ist. Dies ist 
auch einer der Gründe, warum der Grünlandumbruch 
in der EU mittlerweile untersagt ist.

Methan	befindet	sich	auch	in	den	Exkrementen	von	
Tieren und entgast im Stall und bei der Lagerung. Das 
betrifft nicht nur die Wiederkäuer, sondern auch Ge-
flügel	und	Schweine.	Hier	gibt	es	jedoch	technische	
Abhilfe. So verringert die Vergärung von Gülle in Bio-
gasanlagen die Methanemissionen aus der Wirtschafts-
düngerlagerung. Das dabei gewonnene Biogas ist ein 
erneuerbarer Energieträger, der für die Strom- und 
Wärmeerzeugung verwendet werden kann. 

Seit 1990 sind die Methanemissionen aus der Tier-
haltung gesunken (s. Abbildung 37). Das liegt vor 
allem an den kleiner gewordenen Tierbeständen. Die 
Emissionen sind außerdem durch die zunehmende 
Güllevergärung zurückgegangen. Im gesamten be-
trachteten Zeitraum haben sich die Treibhausgasemis-
sionen	im	Wirtschaftsdüngermanagement	um	45 %	
verringert. Die Methanmissionen aus der Verdauung 
reduzierten sich im gleichen Zeitraum nur um rund 
ein Drittel. Grund hierfür ist die steigende Milch-
leistung je Kuh. Die Kühe haben zwar in ihrer Zahl 
abgenommen, doch jede einzelne emittiert in grö-
ßerem Umfang, wobei die individuellen Emissionen 
aufgrund natürlicher Leistungsgrenzen Obergrenzen 
haben. Es wird an Futtermittelzusätzen geforscht, die 
dazu führen sollen, dass bei der Verdauung von Wie-
derkäuern weniger Methan entsteht.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
LF-01: Erhalt und Förderung von Dauergrünland
LF-08: Beratung für landwirtschaftliche Betriebe 
zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung
LF-10: Einsatz Hessens für eine integrierte Strategie 
zur Verringerung der Emissionen der Tierhaltung

Abbildung 37:  Methanemissionen aus der Tierhaltung

Datenquelle:	Thünen-Institut	(Report	77,	2020)
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Mit erneuerbaren Energien 
heizen
Kennzahl 17: Wärmenutzung aus   
erneuerbarer Energie für Gebäude

Neben der Stromproduktion sind die erneuerbaren 
Energien auch im Bereich der Wärmebereitstellung 
relevant. Quellen der Wärmebereitstellung sind 
biogene Brennstoffe, Solarthermie oder Geother-
mie. Deren rationelle Nutzung soll dazu beitragen, 
die fossilen Energieträger zunehmend zu ersetzen 
und damit das Klima zu schützen. 

Seit 2003 ist die Wärmebereitstellung aus EE in 
Hessen	deutlich	und	signifikant	gestiegen	(s.	Ab-
bildung 38). Der wichtigste Energieträger für die 
Gebäudewärme sind nach wie vor die biogenen 
Brennstoffe. Deren Bedeutung hat in den betrach-
teten Jahren kontinuierlich zugenommen. Dies liegt 
vor allem an der traditionellen Nutzung in Form von 
Brennholz sowie neuerdings auch von Holzhack-
schnitzeln und Pellets. Aber auch die Abwärme aus 
der Verstromung von Biogas aus der Landwirtschaft 
und der Abfallwirtschaft sowie von Klärgas aus Klär-
anlagen sind mit den dargestellten Zahlen erfasst.

Vor allem elektrische Wärmepumpen zählen auf-
grund	ihrer	hohen	Energieumwandlungseffizienz	

von Umweltwärme zu den Zukunftstechnologien, 
die	im	Neubau	schon	heute	häufig	zum	Einsatz	
kommen. Ihr Anteil nimmt seit Erfassungsbeginn 
gleichmäßig zu. Insgesamt beläuft sich der Anteil 
von Geothermie und Umweltwärme an der gesam-
ten Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energieträ-
gern	nach	der	Schätzprognose	für	2019	auf	8,7 %.	
Solarthermie wird vor allem zur Heizungsunterstüt-
zung und zur Warmwasserbereitstellung eingesetzt. 
Ihr Anteil an der gesamten Wärmeerzeugung be-
trägt	2019	nach	Schätzungen	knapp	5 %	in	Hessen.	

Der Einsatz erneuerbaren Energieträger bei der 
Bereitstellung von Wärme für Gebäude muss 
immer Hand in Hand gehen mit Maßnahmen zur 
Steigerung	der	Energieeffizienz	und	zum	Energie-
sparen. Insgesamt muss der Heizenergiebedarf der 
Gebäude sinken (s. Kennzahl 19, S. 60). Dies hat 
oberste Priorität, der dann noch verbleibende Wär-
mebedarf ist idealer Weise über EE zu decken.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
G-17: Kampagne Solaranlagen an Gebäuden
G-23:	Beseitigung	des	Vollzugsdefizits	bei	der	
Energieeinsparverordnung

Abbildung 38:  Wärmenutzung aus erneuerbarer Energie für Gebäude

Datenquelle:		HMWEVW	(Energiemonitoring),	HSL
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Geförderte Energieeffizienz rungen für die Bau- und Sanierungsförderung von 
Wohngebäuden der KfW dar. Diese ist seit 2008 in 
Hessen über den gesamten betrachteten Zeitraum 
zwar	signifikant	gestiegen,	doch	seit	2016	sank	
sie	zuletzt	leicht.	Im	Jahr	2019	sind	etwa	35 %	der	
Summe	in	energetische	Sanierungen	geflossen,	der	
Großteil	in	energieeffiziente	Neubauten.	

Im Hessischen Energiegesetz hat das Land das Ziel 
festgeschrieben, die jährliche energetische Sanie-
rungsquote im Gebäudebestand von seit Jahren 
stagnierenden	1	%	auf	mindestens	2,5	bis	3 %	anzu-
heben.

Um das Einsparpotenzial im Gebäudesektor ver-
stärkt auszuschöpfen, hat das Land ergänzend zu 
den bestehenden Förderangeboten auch Bera-
tungsmaßnahmen aufgestellt, die durch die Lan-
desenergieagentur (LEA) angeboten werden.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
SQ-04: Landesenergieagentur (gebündelt mit 
G-03, G-05 und G-09) – Beratungsangebot im Ge-
bäudebereich
G-06: Aufstockung des KfW-Programms für ener-
getische Stadtsanierung fehlt
G-23:	Beseitigung	des	Vollzugsdefizits	bei	der	
Energieeinsparverordnung

Abbildung 39:  Förderung von Gebäudesanierung

Datenquelle:	HMWEVW	auf	Basis	KfW
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Kennzahl 18: Förderung von Gebäude-
sanierung (Förderaktivität)

Modernisierungsmaßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz	von	Gebäuden	sowie	die	Substitu-
tion fossiler durch erneuerbare Wärmeerzeugung 
können einen großen Beitrag zum Gelingen der 
Energiewende leisten. Insbesondere bei älteren 
Wohngebäuden mit schlechter Wärmedämmung 
und einer oftmals veralteten Heizungstechnik be-
stehen große Einspar- und Modernisierungspoten-
ziale. 

In Hessen gibt es eine Reihe von Förderprogram-
men	zur	Steigerung	der	Energieeffizienz	in	Gebäu-
den,	zum	Beispiel	„Energieeffizienz	im	Mietwoh-
nungsbau“ oder „Modernisierung zum Passivhaus 
im Bestand“.

Auf Bundesebene werden von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) und dem Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) privaten, 
gewerblichen und öffentlichen Investorinnen und 
Investoren Fördermöglichkeiten zur Steigerung 
der	Energieeffizienz	im	Gebäudesektor	angeboten.	
Dies gilt sowohl für Neubauten als auch für die Mo-
dernisierung von Bestandsgebäuden.

Abbildung 39 stellt die Entwicklung des Fördervo-
lumens und damit auch der Nachfrage nach Förde-
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Wärmebedarf von Gebäuden 
sinkt
Kennzahl 19: Temperaturbereinigter 
Endenergieverbrauch privater Haushalte 

Der größte Teil des Endenergieverbrauchs der 
Haushalte wird für die Raumwärme- und Warmwas-
serbereitstellung benötigt. Vor allem Faktoren, die 
den Verbrauch an Raumwärme bestimmen, haben 
entscheidenden	Einfluss	auf	den	gesamten	End-
energieverbrauch. Dazu gehören die Größe und 
Anzahl von Wohnungen sowie die energetische 
Qualität der Gebäude und der Heizungssysteme. 

Bei der Betrachtung des temperaturbereinigten 
Endenergieverbrauchs wird der Raumwärmeanteil 
des	Energieverbrauchs	um	den	Einfluss	von	Witte-
rungsunterschieden zwischen den einzelnen Jahren 
bereinigt. Die Herausrechnung der Temperaturein-
flüsse	ist	bei	Langzeitanalysen	wichtig,	da	andernfalls	
die	Einflüsse	der	Witterung	wie	warme	Winter	zu	der	
Fehlinterpretation führen könnten, dass der Wärme-
bedarf der Gebäude infolge von Sanierungen ge-
sunken	sei.	Die	Temperatureinflüsse	werden	auf	der	
Basis von sogenannten Gradtagzahlen ermittelt (vgl. 
Indikator 3, S. 64), anhand derer sich temperaturbe-
dingten	Witterungseinflüsse	abbilden	lassen.	

Nützlicher Abfall
Kennzahl 20: Anteil getrennt erfasster 
Abfälle und Anzahl Vergärungsanlagen

Nicht nur bei der Produktion von Gütern, deren Ver-
marktung und Verwendung, sondern auch bei ihrer 
Entsorgung entstehen Emissionen und wird Energie 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
Kennzahl bezieht sich auf alle Maßnahmen zur 
energetischen Sanierung

Datenquelle:	HMWEVW

*vorläufig/ 
Schätzprognose

verbraucht. Daher muss immer der gesamte Lebens-
zyklus von Produkten betrachtet werden, wenn es 
darum geht, ressourcenschonende und klimafreund-
liche Lösungen zu entwickeln. Es gilt: Je weniger Ab-
fall erzeugt wird und je besser die Wert-stoffe wieder 
in den Stoffkreislauf rückgeführt wer-den, desto 
besser ist dies für das Klima. 

In der Darstellung in Abbildung 40 wird unter-
schieden zwischen dem absoluten Verbrauch für 
Raumwärme und Warmwasser einerseits und dem 
spezifischen	Verbrauch	pro	Quadratmeter	Wohn-
fläche.	Beides	wird	als	Index	bezogen	auf	das	Jahr	
2000 dargestellt.

Beide Kennzahlen zeigen über die betrachtete Zeit-
reihe	einen	signifikant	abnehmenden	Trend.	Deutlich	
wird aber auch, dass der Rückgang seit 2015 stockt. 
Ebenso	wird	deutlich,	dass	der	spezifische	Verbrauch	
mit etwas mehr als 30 % stärker abgenommen hat 
als der absolute Verbrauch mit 20 %. Dies liegt 
daran,	dass	die	Wohnfläche	vor	allem	in	Neubauten	
seit Jahren steigt – sowohl pro Person als auch ins-
gesamt.	Mit	der	steigenden	Wohnfläche	wird	ein	Teil	
der	durch	Effizienzgewinne	erzielten	Einsparungen	
wieder aufgezehrt. Prioritäres Ziel muss es weiterhin 
sein, den absoluten Wärmeverbrauch der Haushalte 
zu senken, denn nur so lässt sich auch ein absoluter 
Effekt für den Klimaschutz erreichen. 

Abbildung 40:  Temperaturbereinigter Endenergieverbrauch privater Haushalte für Wärme
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Das Aufkommen an Siedlungsabfällen aus Haushal-
ten und Kleingewerbe ist der Spiegel des Konsums 
und des daraus resultierenden Entsorgungsbe-
darfs. Jede und jeder Einzelne kann dies unmittel-
bar	durch	das	eigene	Handeln	beeinflussen,	unter	
anderem durch den gezielten Einkauf unverpackter 
oder wenig verpackter Produkte und eine möglichst 
lange Verwendung beispielsweise von Kleidung und 
elektronischen Geräten. Der Hausmüll aus der Rest-
mülltonne stellt mit etwa einem Drittel die größte 
Fraktion der Siedlungsabfälle dar. Die insgesamt 
in Haushalten anfallenden Siedlungsabfälle zeigen 
keinen	signifikanten	Trend.	Es	ist	aber	festzustellen,	
dass die Menge an Hausmüll pro Einwohner im Jahr 
in den letzten Jahren zurückgegangen ist, während 
die getrennt gesammelten Fraktionen wie Sperrmüll, 
organische Abfälle aus der Biotonne, Glas, Verpa-
ckungen und Papier über die gesamte Zeitspanne 
betrachtet zugenommen haben. 

Für die Abfallwirtschaft ist die getrennte Erfassung 
von Abfällen wichtig, denn nur getrennt gesammelte 
beziehungsweise sortierte Fraktionen können einer 
stofflichen	Verwertung	zugeführt	werden.	Der	Anteil	
der getrennt erfassten Abfälle an den gesamten 
Siedlungsabfällen ist somit eine wichtige Größe, an 
der gesteuert werden muss, um Abfälle dem Stoff-
kreislauf erneut zuführen zu können. 

Abbildung 41 zeigt, dass die Mengen getrennt er-
fasster Abfälle über die Jahre hinweg  zugenommen 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
A-03: Landesstrategie zur Abfallvermeidung
A-01: Energetische Nutzung Bio- und Grünabfall

Abbildung 41:  Anteil erfasster Abfälle an gesamten Siedlungsabfällen

Datenquelle:	HMUKLV	
(Abfallmengenbilanz)	

haben. Dies ist Zeichen einer immer besser werden-
den Mülltrennung und Erfassung. Trotzdem landen 
auch heute noch viele organische Abfälle in den 
Restmülltonnen. In den letzten Jahren stagniert die 
Menge der getrennt erfassten organischen Abfälle 
sowie der getrennt erfassten Abfälle zur Verwertung 
pro Kopf. Hier strebt das Land eine Steigerung der 
Sammlung über die Biotonnen an.

Von den getrennt erfassten Abfällen ist die Masse 
der Bio- und Grünabfälle am größten. Diese werden 
derzeit vorrangig kompostiert. Mit dem gewonne-
nen Kompost wird eine Substitution von Düngemit-
teln und Torf erreicht, und es kann auf diesem Wege 
ein wichtiger Beitrag zur Vermeidung von Treibhaus-
gasemissionen erzielt werden. Noch vorteilhafter 
ist die Vergärung in Biogasanlagen: Das so ge-
wonnene Biogas kann als regenerativer und klima-
neutraler Energieträger eingesetzt und der Gärrest 
als Kom-post verwendet werden. Seit 2010 sind 
in Hessen 13 Abfallvergärungsanlagen in Betrieb 
gegangen (s. Abbildung 41). Diese Zahl soll weiter 
gesteigert werden (s. IKSP-Maßnahme A-01, S. 127). 
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Klimawandelfolgen in Hessen – Impact-Indikatoren

Nach wie vor stabile Energie-
versorgung
Indikator 1: Wetterbedingte Unter- 
brechungen der Stromversorgung

Indikator 2: Nichtverfügbarkeit der 
Stromversorgung

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die Ener-
gieversorgung	können	sehr	vielfältig	sein.	Häufigere	
und stärkere Extremwetterereignisse wie Stürme 
stellen höhere Anforderung an die Standsicherheit 
von Freileitungen sowie von Solar- und Windener-
gieanlagen. Vermehrte und heftigere Hagelereig-
nisse können Solaranlagen beschädigen. 

Während ausgeprägter Trockenperioden kann es 
für Kraftwerke zu Problemen mit der Kühlwasser-
nutzung oder Einschränkungen der Belieferung mit 
fossilen Energieträgern kommen. In Hessen gibt 
es allerdings nur wenige Kraftwerke, und bei den 
bestehenden Industriekraftwerken handelt es sich 
überwiegend um KWK-Anlagen. Im vorwiegend mit 
Steinkohle befeuerten Dampfkraftwerk Staudinger 
in der Nähe von Hanau, dem größten konventionel-
len Kraftwerk in Hessen, läuft der noch betriebene 
Kraftwerksblock 5 nur dann, wenn der Strompreis 
entsprechend hoch ist und die Produktion gegen-
über den EE-Anlagen konkurrenzfähig ist oder zur 
Stabilisierung des Stromnetzes, wenn z.B. aufgrund 
von Netzengpässen nicht genügend Strom zur 

Verfügung steht (Redispatch). Das Kraftwerk soll im 
Rahmen des Ausstiegs aus der Kohleverstromung 
in Deutschland bis spätestens Ende 2025 stillgelegt 
werden. Unklar ist noch, ob es danach als Netzre-
serve genutzt wird. Probleme durch Beschränkungen 
von Kühlwassereinleitungen oder Engpässen der 
Kohlbelieferung per Schiff sind zeitlich befristet.

Auch die Produktion von Strom und Wärme aus 
erneuerbaren Energieträgern ist witterungs- und 
klimaabhängig. Hitze und Trockenheit oder andere 
Witterungsextreme haben Auswirkungen auf die Er-
träge	von	Energiepflanzen.

Im besonderen Fokus der Diskussion um Klimawan-
delfolgen für den Energiesektor steht die Stabilität 
der Netzinfrastruktur. Die Energieversorgungsunter-
nehmen sind gesetzlich zum Betrieb eines sicheren, 
zuverlässigen und leistungsfähigen Energiever-
sorgungsnetzes	verpflichtet.	Unterbrechungen	
und Nichtverfügbarkeiten der Stromversorgung 
sind zu vermeiden beziehungsweise zu minimie-
ren. In Deutschland erfasst die Bundesnetzagentur 
(BNetzA) das Unterbrechungsgeschehen auf der 
Mittel- und Niederspannungsebene, die das ver-
brauchernahe Verteilnetz bilden. 

Generell ist die Stromversorgung in Hessen sehr 
zuverlässig (s. Abbildung 42). Zu Unterbrechungen 
kommt es nur selten, und diese werden nur erfasst, 
wenn sie länger als drei Minuten andauern. Im Mittel 
der Jahre 2007 bis 2018 kam es im Niedrigspan-
nungsbereich bei rund 63.000 von rund 4 Millionen 

Abbildung 42:  Wetterbedingte Unterbrechungen der Stromversorgung

Datenquelle:	Bundesnetzagentur	
(Störungsstatistik)
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Kundinnen und Kunden zu einer Unterbrechung der 
Stromversorgung. Die Unterbrechungen sind zudem 
von kurzer Dauer. Die Nichtverfügbarkeiten sind 
demnach gering (s. Abbildung 43). Ein Grund dafür 
ist das Prinzip der sogenannten (n-1)-Sicherheit. Das 
bedeutet, dass die Netze so konzipiert und gebaut 
sind, dass bei Ausfall einer Netzkomponente (z.B. 
Transformator oder Stromkreis) die sichere Stromver-
sorgung weiterhin gewährleistet ist.

Wetterbedingte Unterbrechungen werden in der 
Statistik unter „Atmosphärischen Einwirkungen“ 
wie Wind- und Temperatureinwirkungen, Über-
spannungen durch Blitze etc. und „Höhere Gewalt“ 
(beispielsweise außergewöhnliche Hochwasser 
oder Orkane) geführt. Im Mittelspannungsbereich 
schlagen sich diese deutlich in der Zeitreihe nie-
der. Im Niederspannungsbereich hingegen ist der 
Anteil dieser Ereignisse an den Unterbrechungen 
und der Nichtverfügbarkeit im Vergleich zur Mittel-
spannung geringer. Dies ist jedoch vor allem ein 
rechnerischer Effekt: Während im Mittelspannungs-
netz die Leistung der Ortsnetz- oder Letztverbrau-
chertransformatoren die Grundgesamtheit bildet, ist 
dies im Niederspannungsnetz die sehr viel höhere 
Zahl angeschlossener Kunden. Da die Wirkung von 
Unterbrechungen im Niederspannungsnetz zudem 
räumlich stärker begrenzt ist, fallen die Ereignisse 
insgesamt weniger ins Gewicht. 

Besonders markant waren die Auswirkungen des 
Orkans „Kyrill“ im Jahr 2007, wobei die Schäden in 
Hessen geringer waren als in anderen Bundeslän-
dern. In diesem Jahr waren atmosphärische Einwir-
kungen	und	höhere	Gewalt	für	fast	40 %	der	Nicht-
verfügbarkeit infolge ungeplanter Unterbrechungen 
verantwortlich. Im Durchschnitt waren die Letztver-

braucherinnen und Letztverbraucher dadurch 6,1 
Minuten ohne Strom. Im Januar 2010 „warf“ der 
Orkan Xynthia vor allem in Nord- und Mittelhessen 
zahlreiche Bäume in Stromleitungen. Für den hohen 
Anteil der wetterbedingten Stromausfälle im Jahr 
2014 war die Gewitterfront des Tiefdruckgebiets Ela 
am	Pfingstmontag	verantwortlich.	Die	Front	verlief	
vor allem über Nordrhein-Westfalen, Hessen und 
Niedersachsen und richtete massive Schäden an 
der Infrastruktur an. Das Jahr 2017 brachte mehrere 
Sturm- und Unwetterereignisse: Hessen war von 
Orkan Egon im Januar betroffen, die großen Stürme 
Herwart und Xavier beeinträchtigten das Land nur 
mit ihren Ausläufern. Auch im Jahr 2018 brachte der 
Januar mit Friederike einen heftigen Wintersturm, 
der über Hessen Orkanstärke erreichte und Unter-
brechungen und Nichtverfügbarkeiten der Stromver-
sorgung zur Folge hatte.

Nach wie vor gibt es Unklarheiten, wie und in wel-
chem Ausmaß das System der Energieerzeugung 
und -verteilung künftig von Klimawandelfolgen be-
troffen sein wird. Der Austausch von Erfahrungswis-
sen und die Bereitstellung von Projektionen sowie 
Untersuchungen zu den Wechselwirkungen von 
Witterung und Infrastruktur sind wichtige Voraus-
setzungen, um zielgerichtet Vorsorge betreiben und 
auch in Zukunft eine zuverlässige Energieversorgung 
sicherstellen zu können.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
E-14: Austausch zur Verbindung zwischen Wetter 
und Schäden im Energiesektor

Abbildung 43:  Nichtverfügbarkeit der Stromversorgung

Datenquelle:	Bundesnetz-
agentur	(Störungsstatistik)
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Steigender Kühlbedarf von 
Gebäuden
Indikator 3: Kühlgradtage

Bei steigenden Temperaturen können sich verän-
derte Energieverbrauchsmuster ergeben, da die 
Wärmenachfrage im Winter geringer und der Kühl-
bedarf	durch	wärmere	Sommer	sowie	häufigere	
und längere Hitzeereignisse erhöht sein kann.

Auswertungen zu Kühlgradtagen dienen als Grund-
lage, um die zeitliche Entwicklung des Kühlbedarfs 
für die Innenräume von Gebäuden beziehungs-
weise der Anforderungen an den sommerlichen 
Wärmeschutz von Gebäuden abzuschätzen. Ein Tag 
gilt als ein Kühltag, wenn die Tagesmitteltempe-
ratur 18,3 °C überschreitet. Für die Ermittlung der 
Kühlgradtage wird an allen Kühltagen die Differenz 
zwischen 18,3 °C und der gemessenen Tagesmittel-
temperatur in Kelvin berechnet und dann für alle 
Kühltage aufsummiert. Die Daten stammen von 
neun DWD-Klimastationen, die das Bergland, Nord- 
und Mittelhessen sowie das Rhein-Main-Gebiet 
repräsentieren.

In allen Räumen zeigen die Kühlgradtage einen 
signifikant	steigenden	Trend	(s.	Abbildung	44).	Am	
deutlichsten ist der Anstieg im Rhein-Main-Gebiet. 
Hier hat es im Vergleich zu den 1960er Jahren eine 
Verdopplung der Kühlgradtage gegeben. In ganz 
Hessen steigen damit die Anforderungen an den 
sommerlichen Wärmeschutz. Mit Blick auf einen 
auch aus Klimaschutzgründen sparsamen Umgang 
mit Energie sollten technische Kühlgeräte aber nur 

Übergangslösungen darstellen. Vor allem der bau-
liche Wärmeschutz sollte gewährleisten, dass das 
Innenraumklima in Gebäuden auch bei sommerlich 
hohen Außenlufttemperaturen erträglich bleibt. 

Die DIN 4108-2:2013-02 „Mindestanforderungen 
an	den	Wärmeschutz“	definiert	allerdings	nur	die	
Anforderungen, die Neubauten, Gebäudeerweite-
rungen und neu angebaute Bauteile wie etwa Win-
tergärten mindestens erfüllen müssen und bezieht 
sich dabei auf das Klima der Jahre 1988 bis 2007. 
Aktuell wird sie weiterentwickelt, um die projizierte 
Klimaerwärmung und ihre Folgen stärker zu berück-
sichtigen und die Mindestanforderungen an den 
sommerlichen Wärmeschutz daran anzupassen. 
Bis dies erfolgt ist, liegt es in der Verantwortung 
der Bauherren, über die Mindestanforderungen 
der Norm hinaus Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
Ansatzpunkte sind beispielsweise der Anteil der 
Fensterflächen	und	eine	geeignete	Fensternei-
gung und -orientierung, die Art der Nachtlüftung 
sowie der Einsatz von Sonnenschutzverglasung 
und passiven Kühlungssystemen. Unterstützt durch 
eine präventive Stadt- und Quartiersplanung, die 
unter anderem für eine gute Durchlüftung und ge-
eignete Begrünung in den Städten sorgt, kann das 
Innenklima von Gebäuden so auch bei steigenden 
Temperaturen in der Komfortzone bleiben.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
G-21: Hitzeschutz im Gebäudebereich
G-20: Erhöhung von Rückstrahleffekten auf Ge-
bäudeebene

Abbildung 44:  Kühlgradtage

Datenquelle:	DWD	(Stationsmessnetz)
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Auswirkungen auf die Wirtschaft ausgesprochen vielfältig – 
Wirtschaftssektoren Industrie, Gewerbe und Finanzwirtschaft

Die verschiedenen mit dem Klimawandel verbun-
denen Risiken sind erst in den letzten Jahren ver-
stärkt in das Bewusstsein von Unternehmen, Banken, 
Versicherungen sowie Investorinnen und Investoren 
gekommen.	Je	nach	Branche	und	deren	Verflechtun-
gen im Wirtschaftssystem sind die Klimawandelfol-
gen und die daraus resultierenden Risiken allerdings 
sehr unterschiedlich. 

Zu den Risiken gehören zunächst solche, die in 
direkter Verbindung mit den veränderten Klima- und 
Witterungsbedingungen stehen:

 → Stürme und Überschwemmungen können Pro-
duktionsstätten beschädigen und Lieferketten 
unterbrechen.

 → Während Trockenperioden kann Produktions- und 
Kühlwasser knapp werden.

 → Die Leistungsfähigkeit und Gesundheit von 
Beschäftigten kann, vor allem, wenn diese im 
Außenbereich oder in nicht klimatisierten Ge-
bäuden arbeiten, bei großer Hitze beeinträchtigt 
werden.

 → Das Konsumverhalten von Kundinnen und Kun-
den kann sich bei vermehrten Hitzeereignissen 
verändern (Baden statt Shoppen).

Auch die zuvor im Handlungsbereich Energiewirt-
schaft angesprochenen Stromausfälle nach Extrem-
wetterereignissen können Produktionsprozesse 
stören.

Weitere unternehmerische Risiken entstehen durch 
die sich verändernden regulatorischen und wettbe-
werblichen Rahmenbedingungen: Technologische 
Neuerungen werden erforderlich, klimapolitische 
Maßnahmen wie CO2-Abgaben und der europäische 
und deutsche Emissionshandel bedingen zusätzliche 
Kosten, das Kundenverhalten verändert sich und 
Vermögenswerte, etwa im Bereich fossiler Energien, 

können an Wert verlieren. Zudem kommt es, auch in 
Deutschland, zu klimawandelbedingten Haftungsri-
siken, wenn Klimageschädigte Forderungen gegen-
über den Verursachern des Klimawandels geltend 
machen. 

Gleichzeitig eröffnet der Klimawandel aber auch 
neue Marktchancen und treibt eine in Anbetracht 
begrenzter Ressourcen und Belastbarkeiten ohnehin 
erforderliche Transformation des Wirtschafts- und 
Finanzsystems voran. 

Die in Hessen besonders stark repräsentierte Finanz-
wirtschaft ist durch den Klimawandel vor allem in-
direkt betroffen und in besonderer Weise gefordert. 
Kreditinstitute beispielsweise gewähren Kredite und 
helfen so, Unternehmen, private und gewerbliche 
Gebäude	oder	auch	Projekte	zu	finanzieren.	Dazu	
müssen sie nun auch die wetterbedingten Schadens-
risiken und die damit verbundenen Kreditrisiken 
analysieren. Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen treten darüber hinaus auch investierend 
oder beratend auf und müssen dabei zunehmend 
höheren Anforderungen an Nachhaltigkeit und Kli-
maverträglichkeit entsprechen.

Einzelne Wirtschaftssektoren wie die Land- und 
Forstwirtschaft, die Tourismuswirtschaft sowie die 
Energiewirtschaft werden hier – wie in vielen an-
deren Monitoringberichten zu Klimawandelfolgen 
und Anpassung auch – separat betrachtet. Sie sind 
sehr unmittelbar von Veränderungen der Umwelt 
abhängig und die Klimawandelfolgen sind daher 
vergleichsweise unmittelbar wirksam. Die Unterneh-
men in diesen Sektoren diskutieren daher bereits 
intensiv die Folgen, es werden Daten gesammelt 
und die Folgen sind daher auch darstellbar. Einen 
Überblick über die Betroffenheit der „übrigen“ Wirt-
schaftssektoren wie Industrie und Gewerbe oder 
Finanzwirtschaft zu schaffen, gestaltet sich als außer-
ordentlich schwierig. Aus diesem Grunde können 
im Monitoringbericht für diesen Handlungsbereich 
keine weiteren datengestützten Indikatoren präsen-
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tiert werden. Auf Bundesebene wurden inzwischen 
einzelne Befragungen durchgeführt, beispielsweise 
zur hitzebedingten Minderung der Leistungsfähig-
keit von Beschäftigten. Für Hessen lassen sich daraus 
aber	keine	landesspezifischen	Daten	entnehmen.	

Die Finanzwirtschaft arbeitet derzeit an der Verbes-
serung von Datengrundlagen zur besseren Be-
urteilung wirtschaftlicher Risiken und zur Vereinheit-
lichung der Berichterstattung (s. Maßnahme Wi-07 
auf S. 137). Damit verbindet sich die Hoffnung, dass 
bald auch valide Daten für eine Indikatorentwick-
lung zur Verfügung stehen. Darüber hinaus könnten 
zielgerichtete Umfragen bei Unternehmen Erkennt-
nisse bringen, wie die Unternehmen ihr klimawan-
delbedingtes Risiko einschätzen, welche Betroffen-
heit bereits erkennbar ist und welchen prioritären 

Handlungsbedarf sie für ihre Klimawandelanpassung 
erkennen. Im Fokus der Befragung sollten zunächst 
vor allem Unternehmen stehen, deren Infrastruktur, 
Logistik und Sachvermögen besonders sensibel 
für Wetterextreme sind, oder deren Produktion in 
größerem Umfang von der Verfügbarkeit von Wasser 
abhängig ist. Wichtig ist dabei, dass solche Befra-
gungen nicht nur einmalig durchgeführt werden (wie 
beispielweise im Rahmen von KLIMZUG-Nordhes-
sen), sondern in regelmäßigen Abständen erfolgen, 
um tatsächlich messbare Veränderungen in der 
Wahrnehmung erfassen zu können. Auf der Grund-
lage solcher Befragungen ließen sich dann mög-
licherweise auch Prioritäten für die künftige Entwick-
lung von Indikatoren ableiten, die gezielt bestimmte 
Branchen mit bestimmten Betroffenheiten in den 
Blick nehmen.
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Großer Aufwand für den  
Straßenbetriebsdienst
Indikator 4: Beeinträchtigung von  
Straßen durch außergewöhnliche  
Wetter- und Witterungsereignisse

Extreme Wetter- und Witterungsereignisse haben in 
den vergangenen Jahren immer wieder zu größe-
ren Verkehrsstörungen geführt. Grundsätzlich sind 
von Extremereignissen alle Verkehrsträger betrof-
fen: Schiene, Straße und Binnenwasserstraßen. So 
haben Stürme und umgeworfene Bäume die Ober-
leitungen der Bahn unterbrochen, Hochwasser und 
Starkregen haben Straßen überschwemmt und zu 
große Hitze hat Straßenbeläge aufgebrochen und 
bei der Bahn zu Gleisverwerfungen geführt. Mit der 
Zunahme von Extremereignissen infolge des Klima-
wandels nehmen auch Beeinträchtigungen der Ver-
kehrsinfrastruktur und des Verkehrsablaufs zu.

Nach witterungsbedingten Extremereignissen ist 
der Straßenbetriebsdienst der Autobahn- und 
Straßenmeistereien in besonderer Weise gefordert, 
denn er muss dafür sorgen, dass die Verkehrssi-
cherheit gewährleistet ist und die Straßen wieder 
uneingeschränkt nutzbar sind. Zu den typischen Ar-
beiten der Folgenbewältigung gehören beispiels-
weise Aufräum- und Reinigungsarbeiten, Graben-
räumungen sowie verkehrsregelnde Maßnahmen. 
Die vom Straßenbetriebsdienst erbrachten Leistun-
gen werden von Hessen Mobil differenziert nach 
den Einsatzursachen erfasst. Der jährliche Arbeits-
zeitumfang lässt Rückschlüsse zu, in welchen Jahren 
besonders umfangreiche Arbeiten infolge von be-

sonderen	Witterungseinflüssen	erforderlich	waren	
(Abbildung 45). Der Kosten- und Zeitaufwand für 
die Instandsetzung durch besondere Witterungsbe-
dingungen beschädigter Straßeninfrastruktur wird 
allerdings	nicht	spezifisch	erfasst,	sodass	die	Zahlen	
keine Informationen zu den gesamten Folgekosten 
liefern. Die Intensität der Beeinträchtigung kann 
daher unterschätzt werden.

Die vergleichsweise hohen Werte im Jahr 2013 sind 
auf die Hochwasser Ende Mai und Anfang Juni an 
Neckar und Rhein zurückzuführen. Nach tagelangen 
Regenfällen traten die Flüsse über ihre Ufer und 
überschwemmten auch zahlreiche Bundes-, Lan-
des- und Kreisstraßen, die danach wieder gereinigt 
werden mussten. 

Das Jahr 2018 begann sehr stürmisch mit dem 
Winterorkan Friederike im Januar. Im April und Mai 
zogen umfangreiche Unwetterfronten über Hessen 
hinweg. Sie waren verbunden mit außergewöhnli-
chen	Sturzfluten,	die	Straßen	überschwemmten.	Im	
August kam es nach der sommerlichen Hitzewelle 
zu vergleichbar schweren Unwettern. Dies erklärt 
den deutlichen Ausschlag beim Arbeitszeitaufwand 
für Straßensperrungen und -reinigungen im Jahr 
2018.

Für die bisher noch kurze Zeitreihe lässt sich aller-
dings noch kein eindeutiger Trend erkennen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-20: Sicherung und Anpassung der Verkehrsinf-
rastruktur an Klimaereignisse

Abbildung 45:  Beeinträchtigung von Straßen durch außergewöhnliche Wetter- und Witterungsereignisse

Datenquelle:	Hessen	Mobil
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Hoch- und Niedrigwasser – 
Einschränkungen für die  
Binnenschifffahrt 

Indikator 5: Schiffbarkeit der Binnen-
wasserstraße Rhein

Die Binnenschifffahrt konzentriert sich in Hessen 
auf Rhein, Main und Weser. Diese Wasserstraßen 
führen zu den wichtigsten europäischen Seehäfen. 
Die hessischen Umschlagstellen und Häfen wie 
Gernsheim, Frankfurt und Hanau werden vom inter-
nationalen Schiffverkehr angelaufen.

Wetter und Witterung haben Auswirkungen auf 
die Schifffahrt: Lang andauernde stabile Wetter-
lagen mit hohen Niederschlägen, Starkregen sowie 
die Schneeschmelze in Alpen und Mittelgebirgen 
können zu Hochwasser führen. Am Rhein muss die 
Schifffahrt auf einem Streckenabschnitt eingestellt 
werden, wenn der höchste schiffbare Wasserstand 
(Hochwassermarke II) am jeweiligen Richtpegel 
erreicht oder überschritten wird. Dann besteht 
die Gefahr, dass Schiffe aufgrund der geringe-
ren Durchfahrtshöhen Brücken anfahren. Zudem 
können durch die Schiffswellen Schäden in den 
Uferbereichen und an Hochwasserschutzdeichen 
entstehen. Einschränkungen für die Schifffahrt gibt 
es auch dann, wenn infolge von Trockenheit der 
sogenannte „gleichwertige Wasserstand“ unter-
schritten wird. Die Abladetiefe der Frachtschiffe ist 
dadurch begrenzt, und sie können weniger Ladung 
transportieren.

Sperrungen wegen Hochwassers gab es beispiels-
weise im Januar 2011, als sich ergiebige Regenfälle 
mit der Schneeschmelze überlagerten, Ende Mai 
bis Anfang Juni 2013 wegen tagelanger Regenfälle 

sowie 2018 (Abbildung 46). Bereits ab Dezember 
2017 war der Rhein bis Mitte Februar 2018 von 
mehreren	Hochwasserphasen	betroffen.	Signifi-
kante Trends gibt es bisher nicht.

Einschränkungen durch Niedrigwasser sind in den 
extrem niederschlagsarmen Jahren 2015 bis 2018 
auffällig gehäuft aufgetreten. Vor allem im Jahr 
2018	waren	Niederschlagsdefizit	und	Verdunstung	
aufgrund der Hitze so hoch, dass es zu einer ext-
rem langanhaltenden Niedrigwassersituation von 
August bis Dezember am Rhein kam. In Worms und 
Kaub wurden die niedrigsten bekannten Wasser-
stände erreicht.

Sperrungen oder Einschränkungen der Schifffahrt 
können erhebliche Folgen für die Versorgung sowie 
ökonomische Auswirkungen haben. Wenn Güter-
zulieferungen nicht mehr planmäßig erfolgen, 
können Industrieprozesse zum Stillstand kommen. 
Das Niedrigwasser 2018 führte ab November zu 
Engpässen an Tankstellen. Thyssenkrupp und BASF 
mussten zeitweilig ihre Produktion einschränken. 

Das mit Hoch- und Niedrigwasser verbundene 
Risiko von Sperrungen und Einschränkungen ist 
heute neben dem Klimawandel zusätzlich dadurch 
erhöht, dass Frachtschiffe immer größer werden 
und eine höhere Tauchtiefe haben und die zeit-
gerechte Anlieferung von Gütern durch die ver-
minderte Lagerhaltung und just-in-time-Produktion 
immer wichtiger wird.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
V-22: Hessenweite Gefährdungsanalysen  
für Verkehrsinfrastruktur gegen-über Klimaaus-
wirkungen
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Abbildung 46:  Schiffbarkeit der Binnenwasserstraße Rhein

Datenquelle:	Wasserstraßen-	und	Schifffahrtsverwaltung	(Wasserstandsmessungen)

Veränderungen in der   
touristischen Nachfrage
Indikator 6: Saisonalität der touristi-
schen Nachfrage

Die Auswirkungen des Klimawandels auf Tourismus, 
Freizeit und Erholung zu beschreiben ist schwierig, 
denn	diese	Sektoren	sind	sehr	vielfältig	beeinflusst.	
Vor allem Veränderungen von wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Faktoren werden vermut-
lich	den	Tourismus	stärker	beeinflussen	als	die	
klimatischen Veränderungen. Aus derzeitiger Sicht 

spielen vor allem demographische Veränderungen, 
erhöhtes Qualitäts- und Servicebewusstsein, kürzere 
Reise- und Planungszeiträume sowie die steigende 
Erlebnisorientierung eine wichtige Rolle für die 
Nachfrage.

Dennoch sind das Klima und dessen Veränderungen 
bedeutsame	Einflussfaktoren.	Zunehmende	Hitze	
kann zu einer räumlichen Verschiebung der Touris-
musnachfrage zu Destinationen mit geeigneterer 
„Wohlfühltemperatur“ führen. Regionen mit hoher 
sommerlicher Hitzebelastung könnten künftig be-
wusst gemieden werden. Für den natur- und land-
schaftsbezogenen Urlaub könnten die Mittelgebirge 
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Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
KSF-07: Zusammenhänge zwischen Natur und 
Tourismus besser erforschen

Abbildung 47:  Saisonalität der touristischen Nachfrage

Datenquelle:	StBA	(Monatserhebung	im	Tourismus)

mit ihrem angenehmeren „Schonklima“ attraktiver 
werden. Zudem wird diskutiert, dass es zu jahreszeit-
lichen Verschiebungen der touristischen Nachfrage 
kommt. Mit der Klimaerwärmung wird die Witterung in 
der Nebensaison komfortabler, denn warme und son-
nige Tage werden im späten Frühjahr und im frühen 
Herbst	häufiger.	Gleichzeitig	sind	mit	dem	demogra-
fischen	Wandel	und	damit	mehr	älteren	Menschen	
geringere Anteile der Bevölkerung für ihren Urlaub 
an die Schulferien gebunden und weichen auf die 
Nebensaison aus.

Ein sich verändernder Stellenwert der Nebensaison 
lässt	sich	mit	dem	Saisonalitätskoeffizienten	abbil-
den. Er beschreibt das Verhältnis von Maximum und 
Minimum der monatlichen Übernachtungszahlen in 
den Monaten Mai bis Oktober. Beim Städtetouris-
mus, der zudem ein starker Wachstumssektor ist, ist 
die Entwicklung besonders deutlich. Hier zeigt der 
Koeffizient	einen	fallenden	Trend:	Die	touristische	
Nachfrage ist gleichmäßiger über das Sommerhalb-
jahr verteilt (s. Abbildung 47). Für den Städtetouris-
mus werden künftig die Anforderungen steigen, mit 
Faktoren wie Hitzestress und städtischen Hitzeinseln 
umzugehen. In den Mittelgebirgen hingegen ist ein 
solcher Trend nicht eindeutig. Die Entwicklung in 

den „Übrigen Gebieten“ – das sind die Reiseregio-
nen Kassel-Land, Werra-Meissner Land und Waldhes-
sen – ist vor allem durch die documenta geprägt, die 
alle	fünf	Jahre	in	Kassel	stattfindet,	zuletzt	2007,	2012	
und 2017. In diesen Jahren liegen die Übernach-
tungszahlen im Sommer vor allem in Kassel-Land 
deutlich über denen der sonstigen Jahre.

Für den auch landschaftsgebundenen Sommer-
tou-rismus ergeben sich über die Hitze hinaus 
weitere klimaabhängige Veränderungen. Längere 
Trockenpe-rioden können durch verminderte Was-
serstände und schlechtere Badewasserqualitäten 
wasserge-bundene Erholungsaktivitäten beeinträch-
tigen. Bei erhöhter Waldbrandgefahr kann die Be-
wegungsfrei-heit von Erholungssuchenden im Wald 
eingeschränkt sein. Auch Veränderungen des Land-
schaftsbilds (wie abgestorbene Wälder) mindern die 
touristische At-traktivität einiger Regionen.
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Schnee für den Wintersport 
wird knapp
Indikator 7: Schneesicherheit

Der Wintertourismus ist in besonderer Weise vom 
Klimawandel betroffen, denn infolge wärmerer Winter 
werden die Niederschläge vermehrt als Regen und 
nicht mehr als Schnee fallen. In Hessen spielt der 
alpine Skisport mit Liftanlagen und präparierten 
Pisten zwar nur in wenigen Gemeinden eine wichtige 
Rolle, die Problematik schwindender Schneedecken 
steht aber stellvertretend für die Gefahr, dass die 
touristischen Destinationen im Winter an Attraktivität 
verlieren. 

Die für den alpinen Skisport erforderliche Schneede-
cke von mindestens 30 cm wurde in den letzten zehn 
Jahren in der Rhön, im Sauerland und Waldecker 
Land an weniger als 40 Tagen erreicht (s. Abbildung 
48). Das bedeutet, dass die Anlagen ohne künstliche 
Beschneiung nicht mehr rentabel sind. Ein eindeuti-
ger Trend der Schneedeckenentwicklung lässt sich 
bisher nicht erkennen, denn es gab immer wieder 
auch schneereiche Winter. Der Winter 2005/2006 
war einer der schneereichsten der letzten Jahrzehnte, 
er begann bereits sehr früh mit Schneefällen Ende 
November und dauerte lange bis um den kalendari-
schen Frühlingsanfang. Er bescherte auch den Mittel-
gebirgen eine mächtige und langanhaltende Schnee-
decke. Anders stellt sich beispielsweise die Saison 
2010/2011 dar. Der Dezember 2010 war der fast 

hessenweit schneereichste Dezember der vergange-
nen Jahrzehnte. Davon konnten die Wintersportorte 
profitierten.	Allerdings	kam	es	dann	durch	ein	starkes	
Abschmelzen bereits ab Januar zu einem frühen Ende 
der Skisaison. Der übrige Winter blieb dann auch ver-
gleichsweise mild, sodass es bei vergleichsweise we-
nigen Tagen mit ausreichender Schneedecke blieb.

Die Klimaprojektionen sagen vor allem für die Zeit 
nach 2030 milde Winter voraus, was bedeutet, dass 
auch die Zahl der Tage mit Temperaturen, die eine 
technische Beschneiung ermöglichen, erheblich 
sinken wird. 

Auch wenn – wie beispielsweise in der nordhessi-
schen Gemeinde Willingen im Waldecker Land – in 
den letzten zehn Jahren noch erhebliche Summen 
in technische Beschneiungsanlagen investiert wur-
den, wird der Wintersport aufgrund der klimatischen 
Veränderungen wohl keine Daueroption für Hessen 
darstellen. Die technische Beschneiung steht zudem 
aufgrund des Energieverbrauchs im Widerspruch zu 
Klimaschutzmaßnahmen und beansprucht die knap-
per werdenden Wasserressourcen. 

Vor allem die letzten schneearmen Winter haben den 
Bedarf an wetterunabhängigen und ganzjährig nutz-
baren Angeboten deutlich aufgezeigt. Für die Winter-
saison muss an Angebotsalternativen wie Wandern 
und Radfahren gearbeitet werden. Grundsätzlich wird 
eine	Diversifizierung	des	Angebots	die	Attraktivität	
der Destinationen steigern.

Abbildung 48:  Schneesicherheit

Datenquelle:	DWD	(Schneedeckenbeobachtung)
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Hitzewellen fordern Todes- 
opfer
Indikator 8: Hitzetote

Als Menschen sind wir trotz aller zivilisatorischen 
Errungenschaften stark von den klimatischen Bedin-
gungen unserer Umwelt abhängig. Vor allem extreme 
Wetter- und Witterungssituationen können unsere 
Wohlbefinden	und	unsere	Leistungsfähigkeit	beein-
trächtigen und gesundheitsgefährdende Situatio-
nen hervorrufen. Zu den Klimawandelfolgen für die 
Gesundheit gehören die Zunahme von Infektions-
krankheiten und nicht-übertragbaren Krankheiten wie 
Allergien sowie lebensbedrohliche Extremsituationen 
wie Stürme oder Hochwasser.

Seit der Hitzewelle im Jahr 2003 hat das Thema Hitze-
tote zunehmend an Aufmerksamkeit gewonnen. Die 
Anzahl von Hitzewellentagen und die Intensität von 
Hitzewellen haben in Hessen nach der Jahrtausend-
wende deutlich zugenommen (s. Indikator GB-I-11 
im Anhang). Unter Hitzestress leiden insbesondere 
ältere Menschen sowie Personen mit chronischen 
Erkrankungen beispielsweise des Herz-Kreislauf-Sys-
tems. Hitze führt zu größerem Flüssigkeitsverlust des 
Körpers und Störungen im Wasser- und Elektrolyt-
haushalt und verringert die Blutviskosität, wodurch 
das Risiko für Thrombosen und andere Herz-Kreislauf-
erkrankungen steigt. Auch ungünstige Umweltbedin-
gungen wie erhöhte Ozon- und Feinstaubwerte oder 
mangelnder	Zugang	zu	Erholungsflächen	erhöhen	
das Risiko.

Eine	vorläufige	Schätzung	der	Hitzetoten	für	Hessen	
im Hitzesommer 2003 und für fünf weitere Sommer, 

die	besonders	heiß	ausfielen	(2006,	2010,	2015,	
2018, 2019) beläuft sich auf insgesamt 1.500 bis 
4.000 zusätzliche Todesfälle. Deutlich wird dabei, dass 
insbesondere die letzten beiden sehr heißen Jahre im 
Vergleich zu den Jahren 2003 und 2015 weniger To-
desopfer gefordert haben. Möglicherweise schlagen 
sich darin bereits erste Erfolge präventiver Maßnah-
men nieder.

Zur Schätzung der Hitzetoten gibt es noch kein ein-
heitliches methodisches Vorgehen. Das Hessische 
Landesprüfungs- und Untersuchungsamt im Gesund-
heitswesen (HLPUG) regt derzeit an, einen bundes-
weiten Konsens zum Verfahren herbeizuführen. Die 
hier	dargestellten	hessischen	Daten	sind	vorläufig.	
Sie stellen jeweils für den Sommer (21.6. bis 21.8.) die 
täglichen gesamten Sterbefälle dar, die einen statis-
tisch ermittelten Schwellenwert überschreiten (Exzess-
Sterbefälle, s. Abbildung 49). Dieser Schwellenwert 
markiert	den	noch	nicht	signifikant	auffälligen	Bereich	
über einem Erwartungswert, der wiederum aus cha-
rakteristischen Jahresgängen und langfristigen Trends 
im	demografischen	Strukturwandel	aus	den	beobach-
teten Sterbefällen ermittelt ist.

Um die Exzess-Sterbefälle ursächlich mit Hitze in Ver-
bindung zu bringen, werden gleichzeitig die Über-
schreitungen	der	flächengemittelten	Tagesmitteltem-
peratur von 23 °C dargestellt. Man sieht sehr deutlich, 
wie Exzessmortalitäten zeitlich versetzt auf die heißen 
Tage folgen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
GB-01: Aufbau eines landesweiten Hitzeaktions-
plans (HHAP)
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Abbildung 49:  Hitzetote in besonders heißen Jahren

Datenquelle:	HLPUG	auf	Grundlage	von	Sterbefalldaten	(HSL)	und	Temperaturdaten	(HLNUG)
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Exotische Mücken breiten sich 
aus
Indikator 9: Stechmückenausbreitung

Stechmücken sind schon lange als Überträger („Vek-
toren“) zahlreicher Krankheitserreger bekannt. Welche 
Mückenart welchen Erreger übertragen kann, ist bis 
heute nicht abschließend geklärt. Lokale Einzelfälle 
und kleine Ausbruchsgeschehen tropischer Erkran-
kungen mit Chikungunya, Dengue, Malaria oder 
Westnil-Fieber in Europa lenken die Aufmerksamkeit 
auf die Ausbreitung nicht-heimischer Stechmücken, 
die neue Lebensräume in Europa erobern. Seit 2004 
sind in Deutschland fünf invasive Stechmücken-Arten 
nachgewiesen und haben teilweise Populationen 
aufgebaut. Hierzu gehören die Asiatische Tigermücke 
(Aedes albopictus) und die Asiatische Buschmücke 
(Aedes japonicus). Diese Mückenarten können als 
Eier oder Larven durch den internationalen Handel 
etwa mit Gebrauchtreifen und Glücksbambus (einer 
Drachenbaum-Art) oder als erwachsene Mücken über 
den Güterverkehr oder mit Reiserückkehrerinnen und 
-rückkehrern eingeschleppt werden.

Stechmücken sind nicht per se mit Krankheitserre-
gern	infiziert.	Erst	beim	Blutsaugen	an	einem	Wirt,	
der Krankheitserreger in sich trägt, können sich die 
Mücken anstecken. Vermehrt sich der Erreger in einer 
Mücke unter bestimmten Bedingungen, kann sie 
diesen beim nächsten Saugakt weitergeben. Wirte 
mit den oben genannten Krankheitserregern sind in 
Deutschland zwar äußerst selten, dennoch könnte der 
Fall	eintreten,	dass	sich	einzelne	Mücken	infizieren	
und einen Erreger weitergeben. Der Frankfurter Flug-
hafen birgt das besondere Risiko, dass Krankheits-
erreger eingeschleppt werden.

Die Asiatische Buschmücke war 2008 die erste exo-
tische Mückenart, die sich in Deutschland etablieren 
konnte. Die ersten Funde gab es im südlichen Baden-
Württemberg, wo sich die Art rasch ausbreitete und 
Ende 2014 bereits die Grenze nach Bayern über-
schritt und die hessische Grenze erreichte. Inzwischen 
breitet sich die Mücke in Hessen immer weiter aus (s. 
Abbildung 50). Insgesamt gilt das Vektorpotenzial der 
Asiatischen Buschmücke als deutlich geringer als das 
der Asiatischen Tigermücke. Dennoch erhöht auch ihr 
Vorkommen das Risiko einer Krankheitsübertragung.
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Einsatzkräfte im Bevölke-
rungsschutz immer wieder 
stark gefordert

Indikator 10: Einsatzstunden bei  
wetter- und witterungsbedingten  
Schadenereignissen

Wenn Extremereignisse in Folge des Klimawandels 
zunehmen, hat dies auch Auswirkungen auf den 
Bevölkerungsschutz, denn Einsatzkräfte und Material 
sind dann besonders stark nachgefragt. Einsätze, 
die sich auf witterungsbedingte Extremereignisse 
zurückführen lassen, sind solche bei Waldbränden, 
Erdbewegungen wie Steinschlag und Erdrutschen, 
Gewitter, Hochwasser und Starkregen, Stürmen, aber 
auch bei starken Schneefällen.

Der Bevölkerungsschutz muss auch unter den erhöh-
ten Anforderungen seine Aufgaben zuverlässig erfül-
len können: Leben und Gesundheit der Bürgerinnen 
und Bürger sind zu schützen, materielle Schäden 
sind zu verhindern oder zu minimieren, sogenannte 
„Kritische Infrastrukturen“ müssen funktionsfähig 
bleiben.

Die bisherige Zeitreihe der Einsatzstunden der Bun-
desanstalt Technisches Hilfswerk (THW) zeigt keinen 
eindeutigen Trend (s. Abbildung 51). Aber in einzel-
nen Jahren gab es ein besonders intensives Einsatz-
geschehen. Im Jahr 2007 war das THW nach Orkan 
Kyrill	stark	gefordert.	2010	fiel	mehr	als	die	Hälfte	aller	
Einsatzstunden auf die Bewältigung extremer Schnee-
fälle und deren Folgen. Ende Januar, Anfang Februar 
führten mehrtägige starke Schneefälle zu solch hohen 
Schneeauflagen,	dass	Flachdächer	vor	allem	von	
Schulen und großen Einkaufszentren geräumt werden 
mussten. Zu einer ähnlichen Situation kam es noch 
einmal kurz vor Weihnachten. Neben Dachräumun-
gen mussten die THW-Hilfskräfte auch zahlreiche Lkw 
auf zugeschneiten Autobahnen freischleppen. Im Jahr 
2011 führten die heftigen Starkregen im Spätsommer 
zu umfangreichen THW-Einsätzen.

Die hessischen Einsatzkräfte sind bei Großereignis-
sen auch in anderen Teilen des Bundesgebiets tätig. 
So	hat	das	großflächige	Hochwasser	an	Donau	und	
Elbe im Jahr 2013 dazu geführt, dass bundesweit 
Hilfskräfte von unterschiedlichen Hilfsorganisationen 
zusammengezogen wurden, um zur Bewältigung der 
Flutkatastrophe beizutragen. Über 1.500 hessische 
Einsatzkräfte haben sich mit mehr als 109.000 Ein-
satzstunden an den Einsätzen beteiligt.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
GB-03: Monitoring gesundheitlicher Gefahren 
durch den Klimawandel
GB-04: Bekämpfungsprogramm gegen Überträ-
ger-Organismen von infektiösen Krankheiten

Abbildung 50:   Ausbreitung der Asiatischen 
  Buschmücke (Mückenatlas)

Die	exotischen	Mücken	profitieren	von	den	steigen-
den Temperaturen, die ihnen inzwischen die Überwin-
terung ermöglichen. Sie kommen auch mit Trocken-
heit gut zurecht, da ihnen im Gegensatz zu den 
einheimischen Arten auch kleine Gefäße mit äußerst 
geringem Wasserstand zur Eiablage genügen.

Eine Beobachtung der Mückenausbreitung ist wichtig, 
um Vorsorgemaßnahmen ergreifen zu können. Seit 
2012 kann die Bevölkerung am bundesweit laufen-
den Citizen Science-Projekts „Mückenatlas“ mitwirken 
und Mückenfunde einschicken, die dann professionell 
bestimmt werden. Anhand der Funddaten lässt sich 
die Mückenausbreitung in Hessen dokumentieren.
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Bei der Interpretation der Zahlen ist zu berücksich-
tigen, dass neben dem THW bei Extremereignissen 
auch mehrere andere im Bevölkerungsschutz tätige 
Organisationen gefordert sind. Das sind insbeson-
dere die Feuerwehren. Deren Einsatzstatistiken las-
sen sich aber hessenweit nur schwer auswerten. Das 
THW wird nur auf Anforderung aktiv, vor allem, wenn 
spezifische	Materialausstattung	gebraucht	wird.	Für	
Jahre mit ausgeprägten Extremereignissen ist davon 
auszugehen, dass alle Hilfsorganisationen mit ihren 
oft ehrenamtlichen Strukturen stark gefordert sind.

Abbildung 51:  Einsatzstunden des THW bei wetter- und witterungsbedingten Schadenereignissen

Datenquelle:	Bundesanstalt	Tech-
nisches	Hilfswerk	(Einsatzstatistik)

Orkane verursachen große 
Gebäudeschäden
Indikator 11: Gebäudeschäden durch 
Sturm und Hagel

Gebäude haben die Aufgabe, den Menschen und ihr 
Hab und Gut vor den Auswirkungen von Wetter und 
Witterung zu schützen. In Reaktion auf die unter-
schiedlichen klimatischen Verhältnisse haben sich 
über die Jahrhunderte regionale Bauformen ent-
wickelt, die besonderen Anforderungen beispiels-
weise durch hohe Schneelast oder auch durch Hitze 
gerecht werden. Heute gibt es Baustandards und 
-normen, die festlegen, wie Gebäude gestaltet sein 
müssen, um unterschiedlichen Klimabeanspruchun-
gen gerecht zu werden und vorhersehbare Schäden 
zu vermeiden. 
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Trotz dieser Baustandards bedeuten die erwartete 
Zunahme	von	Häufigkeit	und	Intensität	von	Extrem-
ereignissen infolge des Klimawandels höhere An-
forderungen an den Schutz von Gebäuden. Sowohl 
Hagel, Stürme, Überschwemmungen durch Stark-
niederschläge und Hochwasser als auch Bodenset-
zungen und Erdrutsche können künftig zu vermehr-
ten Schäden an der Gebäudehülle und im Inneren 
von Gebäuden führen. Zu typischen Sturmschäden 
gehören losgerissene Dachziegel oder Dach- und 
Fassadenteile und zerbrochene Fensterscheiben 
sowie Schäden durch umgefallene oder abgebro-
chene Bäume in Gebäudenähe. Hagel kann Dächer, 
Fensterscheiben oder Verblendungen beschädigen. 
Auch Solaranlagen, die auf Dächern stark exponiert 
sind, können Schaden nehmen.

Der Umfang von Sturm- und Hagelschäden lässt sich 
anhand von Daten der privaten Verbundenen Wohn-
gebäudeversicherung (VGV) abbilden, da nahezu 
alle privaten Wohngebäude gegen diese Schäden 
versichert sind. Der Schadensatz bezeichnet die 
Bruttoaufwendungen für die Schäden in der VGV im 
Verhältnis	zur	Versicherungssumme.	Inflationseffekte	
und Veränderungen im versicherten Bestand werden 
dabei	ausgeglichen.	Die	Schadenhäufigkeit	ent-
spricht der Anzahl der Schäden bezogen auf hun-
dert versicherte Risiken.

Die Zeitreihe (s. Abbildung 52) zeigt keinen Trend, es 
bilden sich aber deutlich die Jahre mit hohen Schä-
den infolge von Witterungsextremen ab: Im Jahr 2002 



76

Monitoringbericht 2020 zum Integrierten Klimaschutzplan Hessen 2025 

Zunahme versicherter   
Elementarschäden
Indikator 12: Elementarschäden an   
Gebäuden

Die VGV lässt sich durch ein erweiterte Elementar-
schadenversicherung (eEV) ergänzen. Sie deckt 
zusätzlich Schäden ab, die unter anderem durch 
Überschwemmung, Rückstau und Schneedruck ver-
ursacht werden. Wenn Wasser bei Hochwasser oder 
Starkregen in Gebäude eindringt, können neben 
der Gebäudesubstanz auch erhebliche Schäden an 
den Gebäudeinhalten, insbesondere dem Hausrat, 
entstehen. Die Schadensummen bei solchen Extrem-
ereignissen können über 100.000 Euro betragen. 

Der Anteil der Wohngebäude, für die eine eEV 
abgeschlossen wurde, stieg in Hessen in den letz-
ten	Jahren	kontinuierlich	um	jährlich	3	bis	5 %.	
Für 2018 hat der Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV) für Hessen eine 
Versicherungsdichte	von	39 %	geschätzt.	Diese	
Versicherungsdichte ist ausreichend, um aus den 
versicherten Schadensummen Rückschlüsse auf hes-
senweite Gebäudeschäden durch besondere Wit-
terungsereignisse ziehen zu können. Wie bei Sturm 
und Hagel ist auch die Zeitreihe der Elementarschä-
den stark durch einzelne extreme Jahre geprägt (s. 
Abbildung 53). Orkan Kyrill 2007 schlägt sich auch in 
der Schadenbilanz der eEV sehr deutlich nieder. Er 
setzte in Hessen teilweise ganze Dörfer unter Was-
ser. Auch im Folgejahr 2008 traten vermehrt schwere 
Unwetter	und	heftige	Gewitter	mit	zum	Teil	sintflut-
artigen Regenfällen auf. 2011 brachten Tief Zion im 
August und Frank im September besonders heftige 
Starkregen.	An	Pfingsten	2014	führte	die	Gewitter-
front des Tiefdruckgebiets Ela zu Überschwemmun-
gen, und 2016 war die Schadensbilanz stark durch 
die Folgen heftiger Regenfälle im Zuge der aus-
geprägten Tiefdruckgebiete Elvira und Fredericke 
(Ende Mai und Anfang Juni 2016) geprägt.

Ein	statistisch	signifikanter	Trend	lässt	sich	allerdings	
in der Statistik der versicherten Schäden bisher bei 
den Elementarschäden nicht erkennen. 

Neben der weiteren Steigerung der Absicherung von 
Gebäudeschäden über die Elementarschadenver-

Abbildung 52:  Gebäudeschäden durch Sturm und Hagel

Datenquelle:	Gesamtverband	der	Deutschen	Versicherungswirtschaft	e.V.

hat unter anderem der Orkan Jeanette massive Schä-
den angerichtet, in 2010 war es das Sturmtief Xynthia. 
Der Orkan Kyrill im Januar 2007 löste Jeanette als 
schwersten Sturm seit Lothar 1999 ab. An mehr als 
jedem zehnten versicherten Haus in Hessen wurden 
Schäden angemeldet. Die ebenfalls großen Gebäu-
deschäden in den Jahren 2008 und 2015 sind vor 
allem auf die Orkane Emma beziehungsweise Niklas, 
beide im März des jeweiligen Jahres, zurückzuführen. 
Auch die Wintersaison 2017/2018 war durch eine 
Serie von zerstörerischen Orkanen geprägt, wobei die 
Folgen des Orkans Friederike im Januar 2018 in der 
Zeitreihe noch nicht abgebildet sind. 
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Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
SW-08: Einbau von Rückstauklappen für Gebäude-
anschlüsse zum Schutz vor Starkregenereignissen

Abbildung 53:  Elementarschäden an Gebäuden

Datenquelle:	Gesamtverband	der	Deutschen	Versicherungswirtschaft	e.V.

sicherung ist es auch Ziel, den baulichen und techni-
schen Schutz der Gebäude vor Überschwemmung zu 
verbessern. Dieser kann bereits vorsorgend bei der 
Gebäudeplanung berücksichtigt werden, beginnend 
mit der Meidung besonders hochwasser- und starkre-
gengefährdeter Gebiete und dem Höherlegen der 
hochwertigen Gebäudeteile bis hin zur Verankerung 
der Gründungssohle gegen Aufschwimmen oder Auf-
brechen. Auch nachträglich sind technische Schutz-
maßnahmen möglich. Hierzu gehören unter anderem 
Rückstauklappen. Diese helfen zu verhindern, dass 
Abwasser in die angeschlossenen Entwässerungslei-
tungen und damit in die Häuser zurückgedrückt wird, 
wenn die öffentliche Kanalisation bei Starkregen an 
ihre Kapazitätsgrenzen stößt. 

Innenstädte heizen sich auf
Indikator 13: Sommerlicher Wärme-
inseleffekt

Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist der Blick 
über das einzelne Gebäude hinaus auch auf die 
Stadtquartiere zu richten. Zu den stadtklimatischen 
Auswirkungen gehört vor allem die zunehmende 
Überwärmung von Städten bei steigenden Durch-
schnittstemperaturen und zunehmenden Tempe-
raturextremen. Besonders Innenstädte heizen sich 

dabei im Verhältnis stärker auf als die unbebaute 
Umgebung und kühlen in der Nacht weniger ab. Die 
Ausprägung dieses „städtischen Wärmeinseleffekts“ 
hängt vor allem von der Größe der Stadt, der Dichte 
und	Höhe	der	Bebauung,	dem	Grünflächenanteil	und	
den verwendeten Baumaterialien ab. In heißen Som-
mermonaten wird die Aufheizung der Innenstädte zur 
gesundheitlichen Belastung für die Stadtbevölkerung.

Um die Wärmeinseleffekte in deutschen Städten 
quantifizieren	zu	können,	hat	der	DWD	ein	Netz	von	
Stadtklimastationen eingerichtet, deren Messwerte 
mit denen des Umlands verglichen werden können. 
In Frankfurt wird eine solche Station betrieben. Ihre 
Daten werden mit den Messungen an der Station 
Frankfurt Flughafen verglichen. Die Stadtstation liegt 
in einem relativ locker bebauten Gebiet. Bei vor-
herrschender westlicher Windrichtung strömt zudem 
kühlere Luft aus dem benachbarten Grüneburgpark 
ein. Die Umlandstation am Flughafen ist von weitläu-
figen	Beton-	und	Grünflächen	beeinflusst.	Diese	et-
was untypischen Charakteristika lassen den Wärme-
inseleffekt bei diesem Stationspaar vermutlich etwas 
geringer ausfallen, als er tatsächlich ist.

Im Oktober 2014 wurde die Umlandstation zudem 
um 13 Höhenmeter tiefer gelegt und kühlt durch 
nächtliche	Kaltluftzufluss	stärker	ab.	Gleichzeitig	
führen Abkühlungseffekte durch die nun der Haupt-
windrichtung	vorgelagerten	Waldflächen	zu	etwas	
reduzierten Tagesmaxima. Die Stationsverlegung 
könnte zu einer Verstärkung des städtischen Wärme-
inseleffekts geführt haben.

Schadenhäufigkeit	in	der	Erweiterten	Elementar-
schadenversicherung für Wohngebäude

Schadensatz in der Erweiterten Elementar-
schadenversicherung für Wohngebäude
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Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
G-19: Landesförderprogramm	„Haus	&	Hof-	
begrünung“ 
G-20: Erhöhung von Rückstrahleffekten auf  
Gebäudeebene
SQ-07: Flächen zur Kalt- und Frischluftzufuhr, 
deren Entstehungsgebiete sowie durchgrünte 
Siedlungsstrukturen sichern und erweitern

Abbildung 54:  Sommerlicher Wärmeinseleffekt

Datenquelle:	DWD
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Bisher kein signifikanter Trend 
beim Hochwasser 
Indikator 14: Hochwassertage 

Niederschlag und Temperatur gehören zu den 
zentralen Steuerungsgrößen des natürlichen Was-
serkreislaufs. Mit dem Klimawandel ändert sich das 
Niederschlags- und Temperaturregime mit Folgen für 
den Wasserhaushalt und die Wasserwirtschaft. Neue 
Herausforderungen ergeben sich für den Schutz vor 
extremen Hochwasserereignissen und einen ange-
messenen Umgang mit Niedrigwasser. Es gilt, die 
Ziele der europäischen Wasserrahmenrichtlinie trotz 
ungünstigerer Bedingungen im Klimawandel zu errei-
chen. Der gute ökologische und chemische Zustand 
der	Oberflächengewässer	und	des	Grundwassers	
sind zu erhalten oder wiederherzustellen und deren 
Funktion	als	Lebensraum	für	Tiere	und	Pflan-zen	
dauerhaft sicherzustellen.

Für Hessen werden hier drei ausgewählte Pegel im 
Rheingebiet und zwei Pegel im Wesergebiet betrach-
tet,	um	das	Abflussgeschehen	zu	erfassen.	Hochwas-
sertage	sind	Tage,	an	denen	der	mittlere	Tagesabfluss	
höher ist als der für den jeweiligen Pegel ermittelte 
mittlere	Hochwasserabfluss	(MHQ)	der	Referenzpe-
riode 1961 bis 1990. Der MHQ wird für das hydro-
logische Winterhalbjahr und das Sommerhalbjahr aus 
den	jeweils	höchsten	Abflüssen	(HQ)	der	einzelnen	
Halbjahre ermittelt.

Die maximale stündliche Temperaturdifferenz ist ab 1 
Kelvin und höher abgebildet, um die Kategorien der 
größeren Temperaturdifferenzen besser ablesbar zu 
machen (s. Abbildung 54). Für die nicht dargestellten 
Tage bis zur 3-Monatssumme von 92 Tagen war die 
Temperaturdifferenz geringer. Sie kann auch negativ 
sein, was bedeutet, dass das Umfeld wärmer ist als 
das Stadtzentrum.

Aufgrund der Stationsverlegung sind eine Trendana-
lyse und eindeutige Bewertung bisher nicht möglich. 
Deutlich wird aber, dass die nächtlichen Differenzen 
größer sind als die am Tag. Dies ist insofern pro-
blematisch, als eine ungenügende nächtliche Ab-
kühlung, die einen erholsamen Schlaf nach heißen 
Tagen beeinträchtigt, eine erhebliche gesundheit-
liche Belastung bedeutet.
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Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
SW-11: Klimaänderungsfaktoren für Hochwasser-
verschärfungen festlegen und bei der Konzeption 
technischer Hochwasserschutzmaßnahmen be-
rücksichtigen
L-28: Ökologischer Hochwasserschutz und Auen-
renaturierung

Abbildung 55  Hochwassertage

Datenquelle:	HLNUG	(Pegelmessnetz)

Jahre mit vielen Hochwassertagen treten unregel-mä-
ßig auf. Bisher ergibt sich weder für das Winter- noch 
für	das	Sommerhalbjahr	ein	statistisch	signifikanter	
Trend. Auch jahreszeitliche Verschiebungen des 
Hochwassergeschehens sind nicht erkennbar. 

Viele Jahre mit aufeinanderfolgenden Hochwassern 
wie in den 1980er Jahren gab es in den letzten 30 
Jahren nicht (s. Abbildung 55). Allerdings waren 
ein-zelne Jahre durch außergewöhnliche Ereignisse 
ge-prägt. So regnete es im Spätsommer und Herbst 
1998	in	weiten	Teilen	des	Rheineinzugsgebiets	häufig	
und die Böden waren weitgehend wassergesättigt. 
Weitere ergiebige Niederschläge Ende Oktober 
führten dann zur Hochwasserentstehung. Das We-
sergebiet war weniger intensiv betroffen. Die vielen 
Hochwassertage in 2002 gehen auf zahlreiche klein-
räumige Starkregenereignisse zurück. Das Sommer-
hochwasser 2013 war durch ähnliche Dauerregen wie 
1998 verursacht. Ansonsten prägten bisher insbeson-
dere Winterhochwasser hessenweit das Hochwasser-
geschehen, so im Februar 2002, vor allem im Januar 
2003 und im Januar 2011.

Zur Schwere der jeweiligen Hochwässer lässt die 
hier vorgenommene Auswertung keine Aussagen zu. 

Ferner ist möglich, dass sich mit anderen Methoden 
zur Beschreibung von Hochwasserereignissen andere 
zeitliche Verläufe ergeben. 

Für die Interpretation der Hochwasserdaten ist zu 
berücksichtigen,	dass	neben	klimatischen	Einflussfak-
toren weitere Faktoren wie die zunehmende Flächen-
versiegelung und verdichtete Böden in den Einzugs-
gebieten sowie der Verlust von Retentions-räumen 
relevant sind. Wasser wird nicht mehr aus-reichend in 
der Landschaft zurückgehalten und kommt zu schnell 
zum	Abfluss.	Maßnahmen	zur	Hochwasserrückhaltung	
und die Renaturierung von Gewässer wirken dem 
entgegen.
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Häufige Niedrigwasser- 
perioden 
Indikator 15: Niedrigwassertage

Zu Niedrigwasser kommt es vor allem in den Som-
mermonaten, wenn die üblichen Sommernieder-
schläge ausbleiben und bei Hitze die Verdunstung 
hoch ist. Aber auch im Winter kann durch unge-
wöhnlich lange und kalte Frostperioden Niedrig-
wasser	entstehen.	Da	der	Abfluss	in	Niedrigwasser-
phasen zu einem hohen Anteil vom Grundwasser 
gespeist ist, können niedrige Grundwasserstände 
Niedrigwassersituationen zusätzlich verschärfen.

An	Niedrigwassertagen	ist	der	mittlere	Tagesabfluss	
geringer als der für den jeweiligen Pegel ermittelte 
mittlere	Niedrigwasserabfluss	(MNQ)	der	Referenz-
periode 1961 bis 1990. Dieser wird für den Winter 
und den Sommer des Wasserhaushaltsjahrs aus den 
jeweils	niedrigsten	Abflüssen	(NQ)	der	Halbjahre	
berechnet.

Die im Betrachtungszeitraum bislang längste Nied-
rigwasserperiode (an den oben bereits genannten 
fünf Pegeln) brachte das Jahr 1976 (s. Abbildung 
56). Im Sommer gab es wochenlang keinen Regen 
und die Temperaturen lagen regelmäßig über 30 
Grad. Die Pegelstände an den Flüssen verzeichneten 
europaweit Negativrekorde. Nach einer niedrigwas-
serarmen Periode in den 1980er Jahren gab es seit 
Beginn der 1990er Jahre kaum mehr ein Jahr ohne 
eine nennenswerte Anzahl von Niedrigwasserta-
gen. 1991 bauten sich beginnend mit dem Frühling 
erhebliche	Niederschlagsdefizite	auf.	Vor	allem	im	

Wesergebiet führte dies zu einem außergewöhnli-
chen Niedrigwasser. 

Auch spätere Jahre wie 2003 und 2011 wurden mit 
der Jahrhundertdürre 1976 verglichen und über-
trafen diese bezüglich Temperaturrekorden und 
Niederschlagsdefizit.	Im	Jahr	2015	waren	bereits	das	
Frühjahr und der Sommer hessenweit außergewöhn-
lich trocken, die Niederschlagsarmut setzte sich 
vielerorts bis in den November fort. Es kam deshalb 
häufig	zu	Niedrigwasser.

Die Pegeldaten der besonders trockenen Jahre 2018 
und 2019 sind noch nicht abschließend ausgewertet. 
Diese Jahre können noch nicht in der Zeitreihe dar-
gestellt werden. Insbesondere 2018 war sowohl von 
der räumlichen als auch der zeitlichen Ausdehnung 
ein extremes Niedrigwasserjahr, das die bisherigen 
Rekorde übertroffen hat. Neben den stark zurückge-
gangenen	Abflüssen	an	großen	Flüssen	fielen	auch	
zahlreiche kleine Flüsse komplett trocken. 

Niedrigwasser hat nachteilige Auswirkungen auf 
die Gewässerqualität, insbesondere durch das dann 
geringere Verdünnungsvermögen für eingeleitete 
Nähr- und Schadstoffe. Des Weiteren führt das durch 
geringere Fließgeschwindigkeit und höhere Wasser-
temperaturen verstärkte Biomassewachstum zu Sauer-
stoffzehrung und kann Fischsterben provozieren. Auch 
die Binnenschifffahrt oder die Entnahme von Kühl- und 
Bewässerungswasser kann eingeschränkt werden.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-02: Förderung des Wasserrückhalts in Land- 
und Forstwirtschaft

Abbildung 56:  Niedrigwassertage

Datenquelle:	HLNUG	
(Pegelmessnetz)
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In den letzten Jahren niedrige 
Grundwasserstände
Indikator 16: Grundwasserstand und 
Quellschüttung

Grundwasser ist ein wesentliches Element des 
Naturhaushaltes. Es ist Teil des Wasserkreislaufs und 
erfüllt wichtige ökologische Funktionen. Für Mensch, 
Tier	und	Pflanze	ist	das	Grundwasser	die	wichtigste	
Ressource zum Überleben und gilt daher als be-
sonders	schützenswert.	Oberflächennahe	Grund-
wasservorkommen bilden unter anderem wertvolle 
Feuchtbiotope und tragen zur Biodiversität bei. Das 
Grundwasser speist Bäche und Flüsse. Qualität und 
Menge	des	Grundwassers	beeinflussen	damit	auch	
die	Oberflächengewässer.	95 %	des	Trinkwassers	
stammen in Hessen aus dem Grundwasser. Es ist da-
her die wichtigste Trinkwasserressource. Die WRRL 
fordert für alle Grundwasserkörper einen guten 
mengenmäßigen Zustand.

Der	Klimawandel	beeinflusst	die	Grundwasser-
neubildung durch höhere Lufttemperaturen, die 
damit einhergehende Verdunstung und durch das 
veränderte Niederschlagsregime. Zudem wird in 
heißen und trockenen Sommern mehr Wasser unter 
anderem zur Beregnung landwirtschaftlicher und 
gärtnerischer Kulturen sowie von Grünanlagen ver-
braucht, was ebenfalls die Grundwasserressourcen 
beansprucht, falls keine gezielte Grundwasseranrei-
cherung erfolgt. Die Entwicklung der Grundwasser-
vorkommen	ist	neben	den	klimatischen	Einflussfak-
toren von weiteren Faktoren, insbesondere auch der 
Landnutzung, abhängig. So vermindert unter ande-

rem zunehmende Flächenversiegelung die Grund-
wasserneubildung.

Der Indikator basiert auf Daten zu Grundwasserstand 
und Quellschüttung von 19 hessischen Messstellen. 
Für jede dieser Messstellen wurden für die Referenz-
periode von 1961-1990 die jeweils höchsten und 
niedrigsten Monatsmittel der Grundwasserstände 
und Quellschüttungen gemittelt. Aus der Gegen-
überstellung der einzelnen Monatswerte mit diesen 
langjährigen Mittelwerten ergeben sich Überschrei-
tungen oder Unterschreitungen des langjährigen 
höchsten oder niedrigsten Grundwasserstands be-
ziehungsweise der langjährig höchsten oder nied-
rigsten Quellschüttung.

Im Zeitverlauf nehmen Monate mit besonders hohen 
Grundwasserständen	oder	Quellschüttungen	signifi-
kant ab (s. Abbildung 57). Für die besonders nied-
rigen Grundwasserstände oder Quellschüttungen 
gibt es bisher keinen klaren Trend. In den zurück-
liegenden 20 Jahren traten sie aber kontinuierlich 
auf. Ausgeprägte Nassperioden wie in den 1960er 
und 1980er Jahren sind hingegen ausgeblieben. 
Grundwasservorkommen sind Systeme, die erst ver-
zögert auf Veränderungen reagieren. So zeigen sich 
die Auswirkungen des besonders trockenen Jahres 
2018 erst 2019 sehr deutlich. 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-02: Förderung des Wasserrückhalts in Land- 
und Forstwirtschaft
GB-06: Langfristige Sicherung der Trinkwasser-
qualität

Abbildung 57:  Grundwasserstand und Quellschüttung

Datenquelle:	
HLNUG	(Grundwasser-

datenbank)
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Starke Ertragsschwankungen 
zwischen den Jahren
Indikator 17: Ertragsschwankungen

Für die Landwirtschaft gehört die Witterung zu den 
wesentlichen produktionsbestimmenden Fakto-
ren. Einerseits begünstigen längere Vegetations-
perioden, höhere Temperatursummen und höhere 
CO2-Konzentrationen in der Atmosphäre die Ertrags-
entwicklung. Andererseits erhöhen sich mit Hitze, 
Trockenstress oder Extremereignissen wie Stürmen, 
Starkregen, Hagel (s. Indikator I-22-L im Anhang) und 
Überschwemmungen die Anbaurisiken. 

Auf längerfristige Trends bei der Witterungsver-
änderung können Landwirtinnen und Landwirte 
reagieren. Sie können Fruchtarten und Sorten 
nutzen, die wärmeliebend, trockenheitstolerant 
oder widerstandsfähiger gegen Schaderreger sind, 
sowie betriebliche Abläufe inklusive Düngung und 
Pflanzenschutz	anpassen.	Schwieriger	ist	es,	auf	
unvorhersehbare Ereignisse und starke Witterungs-
schwankungen zu reagieren. Sie schlagen sich in 
zwischenjährlichen Ertragsschwankungen nieder 
und werden zum Produktionsrisiko für die Landwirt-
schaftsbetriebe.

Weizen und Mais gehören zu den Hauptkulturen in 
Hessen. Beide Kulturen reagieren gegenüber Hitze 
und	Trockenheit	empfindlich.	Trockenheit	im	Früh-
jahr	behindert	die	Wurzelentwicklung	der	Pflanzen.	
Hohe Temperaturen während der Blütezeit führen zu 
Störungen bei der Befruchtung bis hin zur Sterilität 
der Pollen. Schwanken die Temperaturen während 

der Vegetationsperiode stark, wirkt sich dies beim 
Weizen negativ auf die Kornzahl und -qualität aus 
und	beschleunigt	die	Alterung	der	Pflanze.	Während	
beim Winterweizen Trockenheit vor der Ernte im Juli 
zur vollständigen Abreife günstig ist, mindert diese 
beim Mais bis zum Erntezeitpunkt den Biomassezu-
wachs. Beim Winterweizen sind auch die Bedingun-
gen während der Herbstbestellung relevant.

Beim Winterweizen fällt auf, dass die positiven und 
negativen Abweichungen der Erträge vom Mittel der 
jeweils sechs vorausgegangenen Jahre nach dem 
Jahr 2000 sehr ausgeprägt sind (s. Abbildung 58). 
Bei der Interpretation ist aber zu berücksichtigen, 
dass zwei oder mehr ertragsschwache Jahre hinter-
einander den 6-jährigen Mittelwert stark prägen. In 
der Folge kann bereits ein „normales“ Ertragsjahr 
einen starken positiven Ausschlag erzeugen. Dies 
wird beim Weizen nach den ertragsschwachen Jah-
ren 2002 und 2003 sowie 2011 und 2012 deutlich. 
Über die gesamte Zeitreihe betrachtet lässt sich für 
den	Weizen	ein	signifikant	sinkender	Trend	erken-
nen, das bedeutet, die negativen Ausschläge haben 
zugenommen. Das extrem warme und trockene Jahr 
2018 hat sowohl Mais als auch Weizen stark zuge-
setzt. Noch nie ist die Ertragsentwicklung von Mais 
und Weizen gleichzeitig so deutlich eingebrochen. 
Beim Mais ergibt sich über die gesamte Zeitreihe 
bisher	kein	signifikanter	Trend.	

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
LF-08: Beratung für landwirtschaftliche Betriebe 
zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung
L-04: Ertragsrisiken versichern

Abbildung 58:  Ertragsschwankungen

Datenquelle:	HSL	(Ernte-	und	Betriebs-
berichterstattung	sowie	Besondere	

Ernte-	und	Qualitätsermittlung)
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Klimawandel beeinflusst  
Produktqualitäten
Indikator 18: Weininhaltsstoffe des 
Rieslings

Neben der Höhe und Stabilität der Erträge sind auch 
die Qualitäten der erzeugten Produkte vom Klima-
wandel	beeinflusst.	So	wird	diskutiert,	dass	Hitze	
einen	nachteiligen	Einfluss	auf	die	Backeigenschaften	
von Weizen hat und bei der Zuckerrübe den Stick-
stoffgehalt erhöht, was die Kristallisation behindert.

Bei kaum einem anderen Nahrungs- und Genuss-
mittel wird aber die Qualität so intensiv diskutiert wie 
beim Wein. Zwei der wichtigsten charakterbilden-
den Traubeninhaltsstoffe sind Zucker und Säuren. 
Sie	werden	stark	von	der	Witterung	beeinflusst,	vor	
allem von der Wasserversorgung der Rebe während 
der gesamten Vegetationszeit und dem Strahlungs-
genuss im Reifezeitraum. Hohe Zuckergehalte 
ergeben einen hohen natürlichen Alkoholgehalt 
der Weine. Bei Rotweinen führen sie zur geschmack-
lichen Nachhaltigkeit, während bei Weißweinen wie 
dem Riesling eher moderate Alkoholgehalte gefragt 
sind. Die Säuren und deren Zusammensetzung be-
stimmen die Struktur des Weins. Säurearme Weine 
werden	meist	als	flach	und	uninteressant	bewertet.	

Die Entwicklungsphasen der Trauben verschieben 
sich infolge der Temperaturerhöhung im Jahr nach 
vorne. Im Weinbau ist diese Verfrühung vor allem 
für die Reifephase relevant, die dann unter höheren 
Temperaturen	abläuft.	Dies	beeinflusst	die	Inhalts-
stoffbildung. Zu Reifebeginn wird Säure abgebaut 
und Zucker eingelagert. Damit verändert sich das 

Zucker-Säure-Verhältnis. Hohe Tag- und Nachttem-
peraturen fördern diesen Säureabbau. In warmen 
und feuchten Jahren wird zudem die Entwicklung 
von Traubenfäulnis begünstigt.

Neben	den	Witterungseffekten	beeinflussen	aller-
dings auch Faktoren wie das „Erziehungssystem“, der 
Rebschutz und die Entblätterung der Traubenzone 
die Traubenentwicklung. Eine gezielte Steuerung der 
Ertragsentwicklung durch das Herausschneiden von 
Trauben, vor allem ab 1991 praktiziert, führt zu Quali-
tätsveränderungen der verbleibenden Trauben (s. 
Abbildung 59). Die Säuregehalte sind seither niedri-
ger und die Mostgewichte (Oechslegrade) höher. 

Trotzdem lassen sich vor allem Extremwerte von 
Mostgewicht und Säuregehalten mit witterungsbe-
dingten Effekten erklären. Die heiße und trockene 
Witterung im Jahr 2003 ließ die Beeren eintrocknen 
und produzierte hohe Zuckergehalte. Der Riesling 
zeigte in diesem Jahrgang nicht seine gewohnte 
Frische und Leichtigkeit. Im ebenfalls warmen Jahr 
1976 kam es durch Botrytisbefall (Grauschimmel) zu-
sätzlich zu einer Zuckeranreicherung. Das Jahr 1996 
war hingegen kalt und teilweise sonnenarm, was die 
geringen Oechslegrade begründet. In 2018 führten 
hohe Durchschnittstemperaturen bis über den Reife-
beginn der Trauben hinaus zu einer starken Reduk-
tion der Gesamtsäurewerte.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-09: Klimawandelangepasster Weinanbau durch 
Rebsorten-Vielfalt
L-27: Hessisches Weinerbe bewahren – klima- 
optimiertes Laubwand-, Wasser- und Boden- 
management

Abbildung 59:  Weininhaltsstoffe des Rieslings zur Lese

Datenquelle:	RP	Darmstadt,	Dezernat	Weinbau
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Hohe Absterberaten im Wald
Indikator 19: Mortalitäten aller Baum-
arten

Der mit dem Klimawandel einhergehende Tempe-
raturanstieg, die Verschiebung der jahreszeitlichen 
Niederschlagsverteilung sowie die Häufung und 
Verschärfung von Witterungsextremen wie Hitze, 
Trockenheit und möglicherweise auch von Stürmen 
sind die derzeit größte Herausforderung für die 
Forstwirtschaft. Wälder besitzen zwar ein großes An-
passungspotenzial an veränderte Umweltbedingun-
gen, aber die Klimaveränderungen vollziehen sich in 
einer bisher nicht gekannten Geschwindigkeit. Auch 
im Wirtschaftswald werden Bäume oft mehr als 100 
Jahre alt. Sie müssen also sehr lange mit den ge-
gebenen Umweltbedingungen zurechtkommen. Die 
raschen Veränderungen überfordern die natürliche 
Anpassungskapazität der Bäume und des gesamten 
Waldökosystems. Die Vitalität der Wälder wird vor 
eine harte Probe gestellt.

Werden die Bäume geschwächt, kann dies zu erhöh-
tem Blatt- und Nadelverlust führen und die Anfällig-
keit für Insektenfraß oder andere Schaderreger wie 
Pilze erhöhen. Letztlich kann dies zum Absterben 
führen. Ein Baum gilt als abgestorben, wenn er keine 
lebenden Nadeln oder Blätter mehr besitzt und das 
leitfähige Gewebe im Stamm abgestorben ist. Auch 
abgestorbene Bäume können aber noch mehrere 
Jahre stehend im Bestand verbleiben.

Betrachtet man den Anteil der Bäume, die in der 
jährlichen Waldzustandserhebung erstmals als abge-
storben erfasst wurden, wird deutlich, wie Extremer-
eignisse oder extreme Witterungsphasen auch Jahre 
danach Folgen in den Beständen zeigen. So haben 
nach der Orkanserie von Ende Januar bis Anfang 
März 1990 mit Vivian und Wiebke die Absterberaten 
in den Folgejahren deutlich zugenommen (s. Ab-
bildung 60). Auch nach dem besonders heißen und 
trockenen Sommer 2003 waren die Absterberaten 
über mehrere Jahre überdurchschnittlich hoch. Über 
die gesamte Zeitreihe hinweg betrachtet, ist aber 
kein eindeutiger Trend erkennbar.

Im Jahr 2019 befanden sich die Wälder in Hessen in 
einem historisch schlechten Zustand. Dürre, Hitze, 
Sturmschäden und Schaderregerbefall in den zu-
rückliegenden Jahren haben dramatische Schäden 
verursacht. Während die Absterberate im lang-
jährigen	Mittel	bei	rund	0,3 %	lag,	schnellte	sie	in	
2019	auf	2,3 %.	Vieles	weist	darauf	hin,	dass	sich	die	
ungünstige Entwicklung 2020 fortsetzen wird. Vor 
allem Bäume, die aufgrund von Schäden weniger 
Laub oder Nadeln haben, sind in ihrer Wasser- und 
Nährstoffversorgung eingeschränkt und könnten in-
folgedessen in naher Zukunft absterben.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-12: Klimarisikokarten Forst - Verbesserte Bera-
tungsgrundlagen für neue Herausforderungen an 
hessische Waldbesitzer

Abbildung 60:  Mortalitäten aller Baumarten

Datenquelle:	NW-FVA	(Waldzustandserhebung)
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Enorme Schäden an der Fichte
Indikator 20: Schäden an der Fichte 

Als eine im Klimawandel besonders labile Baumart 
erweist sich die Fichte. Sie wurde lange Zeit in gro-
ßem Umfang und in wenig strukturierten Beständen 
auf	teilweise	ungeeigneten	Standorten	angepflanzt.	
Dies macht sie auch gegenüber Stürmen besonders 
instabil. Heute kämpfen die Bäume zudem mit den 
zu trockenen und warmen Bedingungen. Als wich-
tiger Schadfaktor für die Fichte erweist sich auch 
zunehmend der Befall mit Borkenkäfern (Buchdru-
cker und Kupferstecher). Hohe Temperaturen und 
Trockenheit begünstigen die rindenbrütenden Käfer. 
Der Buchdrucker schwärmt ab 16,5 °C, einer Tem-
peratur, die meist Mitte April erstmalig erreicht wird. 
Wird diese Schwellentemperatur bereits früher im 
Jahr erreicht und ist es insgesamt wärmer, wird der 
Buchdrucker früher aktiv und kann mehr Generatio-
nen sowie Geschwisterbruten hervorbringen. Sind 
gleichzeitig die Bäume durch Hitze und Trockenheit 
geschwächt oder gibt es nach Stürmen viel Schad-
holz und damit ein reiches Nahrungs- und Brutraum-
angebot, haben die Schaderreger leichtes Spiel.

Die Ausfallrate bei der Fichte, also der Anteil der 
als Schadholz aus den Beständen entnommenen 
Bäume,	betrug	im	Jahr	2019	fast	23 %	(s.	Abbildung	
61).	Bei	72 %	aller	in	diesem	Jahre	ausgefallenen	
Bäume handelte es sich um Fichten. Nur 2007 nach 
Sturm „Kyrill“ war die Ausfallrate bisher höher. Auch 
die	Absterberate	war	mit	6,7 %	im	Jahre	2019	so	
hoch wie noch nie. Verantwortlich für diese hohen 
Schäden waren neben Hitze und Trockenheit die 

Frühjahrsstürme in 2018 und 2019 sowie der sich 
anschließende Borkenkäferbefall.

Die hohen Absterbe- und Ausfallraten bedeuten 
erhebliche wirtschaftliche Einbußen für die Forstwirt-
schaft. Schadholz ist von minderer Qualität. Hinzu 
kommen die deutlich höheren Aufarbeitungskosten 
in geschädigten Beständen. Das Überangebot von 
Holz nach größeren Schadereignissen führt zu einem 
Preisverfall am Holzmarkt. Dies betrifft den Staats-
forstbetrieb ebenso wie die zahlreichen privaten und 
kommunalen Waldbesitzenden.

Ein großes Schadholzaufkommen stellt an die Forst-
betriebe zudem hohe logistische und organisato-
rische Anforderungen. Die Schadensbeseitigung 
bindet erhebliche Kapazitäten, die für den regulären 
Betrieb, also auch den erforderlichen Waldumbau 
nicht zur Verfügung stehen. Oft dauert es viele Jahre, 
bis die Kalamitätsfolgen aufgearbeitet sind und die 
Forstwirtschaft zum Regelbetrieb zurückkehren kann. 

Die Forstverwaltung reagiert angesichts der explo-
dierenden Schäden in 2019 mit einem Stopp des 
ursprünglich geplanten Personalabbaus in der Forst-
verwaltung, und die Landesregierung stellt bis 2023 
rund 200 Millionen Euro unter anderem für Wald-
schutz und Aufforstung bereit (s. S. 159). Vor allem in 
der Beratung für einen beschleunigten Waldumbau 
sind weitere Anstrengungen erforderlich.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-12: Klimarisikokarten Forst - Verbesserte Bera-
tungsgrundlagen für neue Herausforderungen an 
hessische Waldbesitzer

Abbildung 61:  Schäden an der Fichte 

Datenquelle:	NW-FVA	(Waldzustandserhebung)
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Waldbrandgefahr steigt
Indikator 21: Waldbrandgefährdung 
und Waldbrand

Wärmere Sommer und längere Trockenphasen be-
deuten Hitze- und Trockenstress für Wälder, und sie 
erhöhen die Waldbrandgefahr. Neben steigenden 
Sommertemperaturen und geringeren Niederschlä-
gen in der Vegetationszeit können auch nicht an die 
ökologischen und klimatischen Bedingungen an-
gepasste Baumarten das Waldbrandrisiko erhöhen. 
Besonders gefährdet sind dicht stehende Nadelholz-
Reinbestände.

Die meteorologische Waldbrandgefährdung wird 
über den kanadischen Fire-Weather-Index (FWI) 
abgeschätzt. Er errechnet sich aus Lufttemperatur, 
relativer Luftfeuchte, Windgeschwindigkeit, Nieder-
schlagsmenge und Bodenbewuchs. Für jeden Tag 
von Anfang März bis Ende Oktober wird eine Ge-
fährdungsstufe ermittelt. Die Skala reicht von Stufe 1 
„keine Gefahr“ bis zu Stufe 5 „extrem hohe Gefahr“. 
Die Anzahl der Tage, an denen eine hohe und sehr 
hohe meteorologische Waldbrandgefährdung ge-
meldet	wurde,	hat	seit	den	1970er	Jahren	signifikant	
zugenommen (s. Abbildung 62). Gleichzeitig nah-
men die Tage mit keiner bis geringer Gefahr nach 
der Jahrtausendwende ab.

Nach einem deutlichen Rückgang von Anzahl und 
Fläche der tatsächlichen Waldbrände bis zur Jahr-
tausendwende zeichnet sich danach wieder eine 
signifikante	Zunahme	ab.	Zudem	bilden	sich	ein-
zelne sehr warme und trockene Jahre deutlich in 
der Waldbrandstatistik ab. So kam es im „Jahrhun-
dertsommer“ 2003 zu 212 einzelnen Bränden, die 
43,4 Hektar Wald vernichtet haben. Auch das sehr 

trockene Jahr 2018 hat mit 139 Bränden und 16,2 
Hektar	Brandfläche	seine	Spuren	hinterlassen.	

Grundsätzlich sind Waldbrandprävention und Wald-
brandbekämpfung in den zurückliegenden Jahren 
besser geworden. Der Waldumbau zu laubholzrei-
cheren und stärker gemischten Beständen hat die 
Waldbrandgefahr erheblich verringert. Waldbrände 
werden heute oft auch früher erkannt, unter ande-
rem von Waldbesucherinnen und -besuchern, die 
über das Handy zeitnah die Feuerwehren alarmieren 
können.	Dies	hält	vor	allem	die	Waldbrandflächen	
klein.

In Anbetracht der steigenden meteorologischen 
Waldbrandgefährdung sind weitere Bemühungen 
erforderlich, um das bestehende hohe Präventions-
niveau zu halten. Neben der Fortsetzung des Wald-
umbaus gilt es, auch die Feuerwehren weiter im 
Kampf gegen Waldbrände zu stärken. Abgestimmte 
Waldbrand-Alarmpläne und Einsatzkarten unterstüt-
zen den gut koordinierten Einsatz. Bei einer Wald-
brandgefahrenlage erfolgt durch den Forstbereich 
eine Überwachung der gefährdeten Waldgebiete, 
die bei Bedarf durch eine Luftbeobachtung ergänzt 
wird. Im Brandfall können Hubschrauber der Polizei-
fliegerstaffel	Hessen	mit	Löschwasser-Außenlastbe-
hältern eingesetzt werden.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-12: Klimarisikokarten Forst - Verbesserte Bera-
tungsgrundlagen für neue Herausforderungen 
an hessische Waldbesitzer
L-11: Klimasensitive Forstwirtschaft mit Breiten-
wirkung
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Abbildung 62:  Waldbrandgefährdung und Waldbrand

Datenquelle:	HMUKL(Waldbrandstatistik),	DWD	(regionalisierter	kanadischer	FWI)

Anzahl der Waldbrände Mittlere Anzahl der Meldetage der Gefährdungsklassen FWI 4 + 5 

Mittlere Anzahl der Meldetage der Gefährdungsklassen FWI 1 + 2 
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Areale von Tieren und   
Pflanzen verschieben sich
Indikator 22: Arealverschiebung der 
Flechten

Der Klimawandel gilt nach dem Landnutzungs-
wandel	als	einer	der	wichtigsten	Einflussfaktoren	
auf die biologische Vielfalt. Das Klima ist einer der 
wesentlichen Faktoren für die Verbreitung von Tieren 
und	Pflanzenarten.	Ihre	jahreszeitliche	Entwicklung,	
ihr	Verhalten,	ihre	Fortpflanzung	und	ihre	Konkur-
renzfähigkeit sowie die Nahrungsbeziehungen mit 
anderen Arten hängen von Temperatur- und Nieder-
schlagsmustern ab. 

Bereits heute lässt sich beobachten, dass sich für 
viele der in Deutschland vorkommenden Arten die 
klimatisch geeigneten Lebensräume nach Norden, in 
höhere Lagen der Gebirge oder entlang von Feuch-
tegradienten verschieben. Diese Veränderungen 
sind dann ein Problem, wenn dadurch die Areale für 
Arten schrumpfen oder die betroffenen Arten neue 
Lebensräume nicht besiedeln können, weil ihre Aus-
breitungsfähigkeit beschränkt ist.

Es gibt noch immer viele Kenntnislücken zu solchen 
klimawandelbedingten Arealveränderungen, aber 

die Beobachtungen einzelner Arten und -gruppen 
zeigen,	dass	diese	Veränderungen	stattfinden.	Flech-
ten	sind	Organismen,	die	ausgesprochen	empfind-
lich auf sich ändernde Umweltbedingungen wie den 
Klimawandel reagieren. Sie werden in Hessen schon 
sehr lange beobachtet, weil sie auch gute Indikato-
ren für die lufthygienische Situation sind.

In	Hessen	finden	sich	zunehmend	Flechtenarten	aus	
gemäßigt-mediterranen oder subatlantisch-mediterra-
nen Gebieten, die als „Klimawandelzeiger“ frühzeitige 
Hinweise auf die Auswirkungen von Temperaturver-
änderungen auf Ökosysteme geben. Hierzu gehören 
beispielsweise	die	Gefleckte	Punktflechte	und	die	Zier-
liche	Braunflechte.	An	ausgewählten	Dauerbeobach-
tungsflächen	wird	der	Flechtenbewuchs	nach	einem	
standardisierten Verfahren an Bäumen erfasst. Es wird 
ein „Flechten-Diversitätswert der Klimawandelzeiger“ 
aus	der	Artenzahl	und	der	Häufigkeit	der	klimawandel-
anzeigenden Flechten ermittelt. So bedeutet zum Bei-
spiel ein Wert von 0,5, dass an der Hälfte der kartierten 
Bäume eine Klimawandelzeigerart gefunden wurde.

Von 1992 bis 2002 wurden in Hessen nur selten 
Klimawandelzeiger gefunden (s. Abbildung 63). Seit 
2007	steigen	Artenzahl	und	Häufigkeit	aber	deut-
lich an, wobei die Entwicklung in den Regionen 
unterschiedlich verläuft. Während auf der nord-
westhessischen	Untersuchungsfläche	Diemelstadt	
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Neue wärmeliebende Arten 
wandern ein
Indikator 23: Ausbreitung der Gottes- 
anbeterin

Die sich durch den Klimawandel verändernden 
klimatischen Rahmenbedingungen schaffen die 
Voraussetzungen, dass auch bisher in unseren Brei-
ten nicht heimische Arten geeignete Lebensräume 
vorfinden.	Dies	gilt	insbesondere	für	wärmeliebende	
Arten. Sie können beispielsweise aus den Mittel-
meerländern einwandern oder gelangen aus weiter 
entfernten Ländern zufällig über den Personen- und 
Güterverkehr zu uns, können überleben und begin-
nen sich zu etablieren. Diese „neuen“ Arten können 
die biologische Vielfalt bereichern, manche be-
sonders konkurrenzstarke Arten können aber auch 
heimische Arten aus ihren angestammten Habitaten 
verdrängen.

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-13: Veränderung der Lebensräume und Art-
vorkommen kontinuierlich dokumentieren

Abbildung 63:  Arealverschiebung der Flechten

Datenquelle:	Prof.	Windisch,	THM	Gießen
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Klimawandelzeiger bis heute noch selten anzutreffen 
sind, kommen sie in der südlichen Landeshälfte in 
den vergangenen zehn Jahren an allen untersuch-
ten	Flächen	immer	häufiger	vor.	Die	Ergebnisse	des	
Untersuchungsgebiets Frankfurter Flughafen, das zu 
den wärmsten und niederschlagsärmsten Gebieten 
in	Hessen	gehört,	sind	in	der	Grafik	nicht	abgebildet.	
Hier vermehrten sich die Klimawandelzeiger seit 
2007 geradezu explosionsartig. Eine Aufnahme die-

ser	Zeitreihe	in	die	Grafik	würde	dazu	führen,	dass	
die Entwicklungen an den anderen Standorten mit 
ihren Unterschieden nicht mehr abbildbar wären.

Die Europäische Gottesanbeterin (Mantis religiosa) 
gehört zu den potenziellen Klimagewinnerinnen. 
Sie nutzt trocken-heiße, möglichst südexponierte 
Hanglagen mit intensiver Sonneneinstrahlung und 
lückigem, nur niedrigem Bewuchs. Besonders 
gerne werden (aufgelassene) Weinberge besiedelt. 
Die Art ist die einzige etablierte Fangschreckenart 
in Mitteleuropa und bereichert damit die faunisti-
sche Biodiversität. Ihren Ursprung hat sie in Afrika. 
Nach Deutschland wanderte die Gottesanbeterin 
selbständig aus dem mediterranen Raum über die 
sogenannte „Burgundische Pforte“ zwischen Frank-
reich und der Schweiz ein. Von Baden-Württemberg, 
dem Saarland und Rheinland-Pfalz gelangte sie nach 
Südhessen. Ein Vorkommen in Hessen ist zumindest 
ab dem Jahr 2004 am Schlossberg Heppenheim 
bekannt.

Bei einer Untersuchung zu artenschutzrechtlich 
relevanten und in Hessen nur lokal verbreiteten Heu-
schreckenarten im Jahr 2012 wurde in zehn Gebie-
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ten entlang der Landesgrenze zu Baden-Württem-
berg und im Raum Seeheim auch gezielt nach der 
Gottesanbeterin gesucht. Der Bestand am Schloss-
berg Heppenheim wurde bestätigt. Er zählte inzwi-
schen deutlich mehr Individuen. Ebenso wurden auf 

Schnittstellen zu IKSP-Maßnahmen: 
L-13: Veränderung der Lebensräume und Art-
vorkommen kontinuierlich dokumentieren

Abbildung 64: Fundorte der Gottesanbeterin einer Orchideenwiese im Meerbachtal Gronau-Zell, 
das seit 2009 mit Gottesanbeterinnnen besiedelt 
war, erneut Individuen gefunden.

Mit dem Aufruf zur Mitarbeit am „Atlas der Heu-
schrecken Hessens“ hat das HLNUG im Jahr 2017 
zusammen mit der Hessischen Gesellschaft für 
Ornithologie und Naturschutz (HGON) ein Citizen 
Science Projekt initiiert. Bürgerinnen und Bürger sind 
aufgefordert, über Vorkommen ausgewählter Melde- 
oder „Mitmach“-Arten, unter anderem der Gottes-
anbeterin, zu informieren. Bereits im Sommer 2017 
trafen mehrere Fundmeldungen aus Teilen Südhes-
sens bis zur Mainlinie ein. Sie machten deutlich, dass 
sich das Areal über die ursprünglichen Bestände im 
Süden Hessens deutlich nach Norden hin ausgewei-
tet hat (s. Abbildung 64). Auch in diesen nördlichen 
Gebieten wurden in den darauffolgenden Projektjah-
ren 2018 und 2019 stets mehrere Funde gemeldet.
























































































































































































